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II
(Rechtsakte  ohne  Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

DELEGIERTE  VERORDNUNG  (EU)  Nr.  639/2014  DER  KOMMISSION

vom  11.  März  2014

zur  Ergänzung  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  mit  Vorschriften  über  Direktzahlungen  an  Inhaber  landwirtschaftlicher  Betriebe  im 
Rahmen  von  Stützungsregelungen  der  Gemeinsamen  Agrarpolitik  und  zur  Änderung  des 

Anhangs  X  der  genannten  Verordnung

DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  —

gestützt  auf  die  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
17.  Dezember  2013  mit  Vorschriften  über  Direktzahlungen  an  Inhaber  landwirtschaftlicher  Betriebe  im  Rahmen 
von  Stützungsregelungen  der  Gemeinsamen  Agrarpolitik  und  zur  Aufhebung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  637/2008 
des  Rates  und  der  Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  des  Rates (1),  insbesondere  auf  Artikel  4  Absatz  3,  Artikel  8 
Absatz  3,  Artikel  9  Absatz  5,  Artikel  35  Absätze  1,  2  und  3,  Artikel  36  Absatz  6,  Artikel  39  Absatz  3, 
Artikel  43  Absatz  12,  Artikel  44  Absatz  5,  Artikel  45  Absätze  5  und  6,  Artikel  46  Absatz  9,  Artikel  50 
Absatz  11,  Artikel  52  Absatz  9,  Artikel  57  Absatz  3,  Artikel  58  Absatz  5,  Artikel  59  Absatz  3  sowie 
Artikel  67  Absätze  1  und  2,

in  Erwägung  nachstehender  Gründe:

(1) Mit  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  wurde  die  Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  des  Rates (2)  aufge
hoben  und  ersetzt.  Mit  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  wird  ein  neuer  Rechtsrahmen  mit  einem 
neuen  System  für  Direktzahlungen,  einschließlich  einer  Basisprämie  für  Betriebsinhaber  und  weiterer  Stüt
zungsregelungen,  festgelegt.  Damit  wird  die  Kommission  ermächtigt,  delegierte  Rechtsakte  und  Durchfüh
rungsrechtsakte  zu  erlassen.  Mit  solchen  Rechtsakten  sind  bestimmte  Vorschriften  zu  erlassen,  um  sicher
zustellen,  dass  die  neuen  Regelungen  in  dem  neuen  Rechtsrahmen  reibungslos  funktionieren.  Um  den 
Verwaltungsaufwand  zu  verringern,  sollten  diese  Vorschriften  einfach  und  leicht  zu  kontrollieren  sein. 
Durch  diese  Rechtsakte  sollten  die  Bestimmungen  der  Verordnungen  (EG)  Nr.  1120/2009 (3)  und  (EG) 
Nr.  1121/2009 (4)  ersetzt  werden.

(2) Dieser  Rechtsrahmen  muss  durch  vorliegende  Verordnung  ergänzt  werden  in  Bezug  auf  bestimmte  allge
meine  Bestimmungen,  die  Basisprämienregelung,  die  Regelung  für  die  einheitliche  Flächenzahlung,  die 
Zahlung  für  Betriebsinhaber,  die  dem  Klima-  und  Umweltschutz  förderliche  Landbewirtschaftungsmethoden 
einhalten,  die  Zahlung  für  Junglandwirte,  die  eine  landwirtschaftliche  Tätigkeit  aufnehmen,  die  fakultative 
gekoppelte  Stützung,  die  kulturspezifische  Zahlung  für  Baumwolle  und  die  erforderlichen  Mitteilungen  im 
Zusammenhang  mit  den  einzelnen  Stützungsregelungen.

(3) Um  sicherzustellen,  dass  die  Anpassungen  der  Direktzahlungen  in  Bezug  auf  die  Haushaltsdisziplin  korrekt 
vorgenommen  werden,  müssen  allgemeine  Bestimmungen  über  die  Reihenfolge  festgelegt  werden,  die  bei 
der  Berechnung  solcher  Kürzungen  im  Verhältnis  zu  Kürzungen  gemäß  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates (5)  einzuhalten  ist.

(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 608.
(2) Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemein

samen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Änderung der Verord
nungen (EG)  Nr.  1290/2005,  (EG)  Nr.  247/2006,  (EG)  Nr.  378/2007 sowie  zur  Aufhebung der  Verordnung (EG)  Nr.  1782/2003 
(ABl. L 30 vom 31.1.2009, S. 16).

(3) Verordnung (EG) Nr. 1120/2009 der Kommission vom 29. Oktober 2009 mit Durchführungsbestimmungen zur Betriebsprämienrege
lung gemäß Titel III der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemein
samen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe (ABl. L 316 vom 2.12.2009, 
S. 1).

(4) Verordnung (EG) Nr. 1121/2009 der Kommission vom 29. Oktober 2009 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 
Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe nach den Titeln IV und V der 
Verordnung (ABl. L 316 vom 2.12.2009, S. 27).

(5) Verordnung (EU) Nr.  1306/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über die Finanzierung,  die 
Verwaltung und das Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 352/78, (EG) 
Nr.165/94, (EG) Nr. 2799/98, (EG) Nr. 814/2000, (EG) Nr. 1290/2005 und (EG) Nr. 485/2008 (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 549).
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(4) Im  Einklang  mit  der  Rechtsprechung  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union (1)  sollte  klargestellt 
werden,  dass  die  Mitgliedstaaten  beim  Erlass  von  Maßnahmen  zur  Umsetzung  des  EU-Rechts  ihr  Ermessen 
unter  Beachtung  bestimmter  Grundsätze,  insbesondere  des  Grundsatzes  der  Nichtdiskriminierung,  auszu
üben  haben.

(5) Bei  anderer  Stützung  als  gekoppelter  Stützung  sollten  die  Anforderungen  eingehalten  werden,  die  als 
entkoppelte  Einkommensstützung  im  Sinne  der  „Green  Box“  des  im  Rahmen  der  multilateralen  Handels
verhandlungen  der  Uruguay-Runde  geschlossenen  Übereinkommens  über  die  Landwirtschaft (2)  gelten;  bei 
gekoppelter  Stützung  sollten  die  Anforderungen  eingehalten  werden,  die  in  den  Bereich  der  „Blue  Box“ 
des  Übereinkommens  fallen.

(6) Gemäß  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  c  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  muss  eine  „landwirtschaft
liche  Tätigkeit“  nicht  unbedingt  mit  der  Erzeugung,  der  Zucht  oder  dem  Anbau  landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse  einhergehen.  Betriebsinhaber  können  stattdessen  eine  landwirtschaftliche  Fläche  in  einem 
Zustand  erhalten,  der  sie  ohne  über  die  in  der  Landwirtschaft  üblichen  Methoden  und  Maschinen  hinaus
gehende  Vorbereitungsmaßnahmen  für  die  Beweidung  oder  den  Anbau  geeignet  macht,  oder  auf  landwirt
schaftlichen  Flächen,  die  auf  natürliche  Weise  in  einem  für  die  Beweidung  oder  den  Anbau  geeigneten 
Zustand  erhalten  bleiben,  eine  bestimmte  Mindesttätigkeit  ausüben.  Da  die  beiden  letztgenannten  Tätig
keiten  ein  Tätigwerden  seitens  des  Betriebsinhabers  erfordern,  ist  auf  EU-Ebene  ein  Rahmen  vorzugeben, 
innerhalb  dessen  die  Mitgliedstaaten  weitere  Kriterien  für  diese  Tätigkeiten  festzulegen  haben.

(7) Aus  Umweltgründen  umfasst  die  Begriffsbestimmung  von  „Dauergrünland“  in  Artikel  4  Absatz  1  Buch
stabe  h  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  auch  mit  nichtkrautigen  Pflanzen  wie  Sträuchern  und/oder 
Bäumen  bewachsene  Flächen,  die  abgeweidet  werden  können,  sofern  Gras  und  andere  Grünfutterpflanzen 
in  den  betreffenden  Gebieten  weiterhin  vorherrschen.  Es  sind  daher  Kriterien  festzulegen,  anhand  deren 
das  Vorherrschen  von  Gras  und  anderen  Grünfutterpflanzen  bestimmt  wird.

(8) Die  Begriffsbestimmung  von  „Dauergrünland“  bietet  den  Mitgliedstaaten  die  Möglichkeit,  als  Dauergrünland 
auch  beweidungsfähige  Flächen  einzustufen,  die  dort,  wo  Gräser  und  andere  Grünfutterpflanzen  traditionell 
nicht  in  Weidegebieten  vorherrschen,  einen  Teil  der  etablierten  lokalen  Praktiken  darstellen.  Es  sind  Krite
rien  zur  Bestimmung  solcher  etablierten  lokalen  Praktiken  festzulegen.

(9) Gemäß  Artikel  4  Absatz  2  Unterabsatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  können  die  Mitglied
staaten  als  Dauergrünland  beweidungsfähige  Flächen  ansehen,  die  dort,  wo  Gräser  und  andere  Grünfutter
pflanzen  traditionell  nicht  in  Weidegebieten  vorherrschen,  einen  Teil  der  etablierten  lokalen  Praktiken 
darstellen.  Auf  solches  Dauergrünland  kann  gemäß  Artikel  32  Absatz  5  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  ein  Verringerungskoeffizient  angewendet  werden.  Um  zu  gewährleisten,  dass  die  Anwen
dung  dieser  Bestimmung  verhältnismäßig  ist,  sollte  es  möglich  sein,  zwischen  verschiedenen  Flächenkatego
rien  zu  unterscheiden  und  auf  diese  unterschiedliche  Verringerungskoeffizienten  anzuwenden.

(10) Gemäß  Artikel  9  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  dürfen  natürlichen  oder  juristischen 
Personen  oder  Vereinigungen  natürlicher  oder  juristischer  Personen,  deren  landwirtschaftliche  Flächen 
hauptsächlich  Flächen  sind,  die  auf  natürliche  Weise  in  einem  für  die  Beweidung  oder  den  Anbau  geeig
neten  Zustand  erhalten  werden,  und  die  auf  diesen  Flächen  nicht  die  von  den  Mitgliedstaaten  festgelegte 
Mindesttätigkeit  ausüben,  keine  Direktzahlungen  gewährt  werden.  Zu  diesem  Zweck  ist  zum  einen  festzu
legen,  wann  davon  auszugehen  ist,  dass  die  landwirtschaftliche  Fläche  eines  Betriebsinhabers  hauptsächlich 
aus  solchen  Flächen  besteht,  und  zum  anderen  der  Anwendungsbereich  dieser  Bestimmung  zu  präzisieren.

(11) Gemäß  Artikel  9  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  sind  Personen  oder  Vereinigungen,  die 
in  den  Anwendungsbereich  der  so  genannten  Negativliste  fallen,  als  aktive  Betriebsinhaber  zu  betrachten, 
wenn  sie  nachweisen  können,  dass  sie  eines  der  in  der  genannten  Bestimmung  aufgeführten  Kriterien 
erfüllen.  Eines  dieser  Kriterien  besteht  darin,  den  Nachweis  zu  erbringen,  dass  sich  der  jährliche  Betrag 
der  Direktzahlungen  auf  mindestens  5 %  der  Gesamteinkünfte  aus  nichtlandwirtschaftlichen  Tätigkeiten 
beläuft.  Es  sind  daher  Bestimmungen  für  die  Unterscheidung  zwischen  Einkünften  aus  landwirtschaftlichen 
und  nichtlandwirtschaftlichen  Tätigkeiten  festzulegen.

(1) Siehe Urteil  des EuGH vom 25. November 1986 in den verbundenen Rechtssachen 201/85 und 202/85, Klensch,  1986, Slg. 3477, 
Rdnr. 10.

(2) ABl. L 336 vom 23.12.1994, S. 22.
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(12) Darüber  hinaus  ist  zu  regeln,  wie  der  jährliche  Betrag  der  Direktzahlungen  für  die  Zwecke  von  Artikel  9 
Absatz  2,  gegebenenfalls  Artikel  9  Absatz  3  sowie  Artikel  9  Absatz  4  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013,  der  bestimmte  Betriebsinhaber  von  der  Anwendung  von  Artikel  9  Absätze  2  und  3  der 
genannten  Verordnung  freistellt,  festzulegen  ist.  Zur  Gewährleistung  der  Gleichbehandlung  der  Betriebsin
haber  in  Bulgarien,  Kroatien  und  Rumänien,  wo  Direktzahlungen  schrittweise  eingeführt  werden,  sollte  der 
jährliche  Betrag  der  Direktzahlungen  in  diesen  Mitgliedstaaten  auf  den  am  Ende  der  schrittweisen  Einfüh
rung  zu  gewährenden  endgültigen  Beträgen  beruhen.

(13) Gemäß  Artikel  9  Absatz  2  und  gegebenenfalls  Artikel  9  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
können  Betriebsinhaber  von  der  Stützung  ausgeschlossen  werden,  wenn  ihre  landwirtschaftlichen  Tätig
keiten  unwesentlich  sind  und  wenn  ihre  Haupttätigkeit  oder  ihr  Hauptgeschäftszweck  nicht  in  der 
Ausübung  einer  landwirtschaftlichen  Tätigkeit  besteht.  Hierfür  sind  bestimmte  Kriterien  zu  definieren  und 
zugleich  den  Mitgliedstaaten  die  Möglichkeit  zu  bieten,  alternative  Kriterien  für  lediglich  marginale  land
wirtschaftliche  Tätigkeiten  aufzustellen.

(14) Die  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  sieht  mehrere  Möglichkeiten  für  die  Zuweisung  von  Zahlungsansprü
chen  an  Betriebsinhaber  vor.  Aus  Gründen  der  Rechtssicherheit  sollte  festgelegt  werden,  dass  im  Falle  von 
Vererbung,  vorweggenommener  Erbfolge  bzw.  widerrufbarer  vorweggenommener  Erbfolge,  Zusammen
schluss  oder  Aufteilung  eines  Betriebs  für  die  Festsetzung  der  Anzahl  und  des  Werts  der  zustehenden 
Zahlungsansprüche  die  Bedingungen  gelten,  die  auch  auf  den  ursprünglichen  Betriebsinhaber  angewendet 
worden  wären.  Ferner  gilt  es,  Vorschriften  darüber  aufzustellen,  wie  die  Anzahl  der  zuzuweisenden 
Zahlungsansprüche  im  Falle  einer  Aufteilung  bestimmt  wird,  wenn  sich  die  betreffenden  Betriebe  in  einem 
Mitgliedstaat  befinden,  der  Artikel  24  Absatz  4  oder  5  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  anwendet. 
Aus  Gründen  des  berechtigten  Vertrauens  der  Betriebsinhaber  sollten  sich  Änderungen  des  Rechtsstatus 
eines  Betriebsinhabers  nicht  auf  die  Anzahl  oder  den  Wert  der  Zahlungsansprüche  auswirken,  die  der 
Betriebsinhaber  erhalten  kann,  sofern  dieser  Betriebsinhaber  weiterhin  die  Kontrolle  über  den  Betrieb  in 
Bezug  auf  Betriebsführung,  Gewinne  und  finanzielle  Risiken  ausübt.

(15) Aus  Gründen  der  Rechtssicherheit  und  zur  Gewährleistung  der  ordnungsgemäßen  Verwaltung  der 
Zahlungsansprüche  muss  präzisiert  werden,  dass  bei  der  Zuweisung  und  Aktivierung  von  Zahlungsansprü
chen  lediglich  die  gemäß  Artikel  2  Absatz  1  Unterabsatz  2  Nummer  23  Buchstabe  a  der  delegierten 
Verordnung  (EU)  Nr.  640/2014  der  Kommission (1)  ermittelten  beihilfefähigen  Hektarflächen  zu  berücksich
tigen  sind.

(16) Im  Einklang  mit  der  Rechtsprechung  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union (2)  sollten  Zahlungsan
sprüche  der  Person  zugewiesen  werden,  die  die  Entscheidungsbefugnis  sowie  die  Gewinne  und  finanziellen 
Risiken  im  Zusammenhang  mit  der  landwirtschaftlichen  Tätigkeit  auf  den  Flächen,  für  die  eine  solche 
Zuweisung  beantragt  wird,  trägt.  Es  sollte  klargestellt  werden,  dass  dieser  Grundsatz  insbesondere  dann 
gilt,  wenn  für  eine  beihilfefähige  Hektarfläche  ein  Antrag  auf  Zuweisung  von  Zahlungsansprüchen  durch 
mehr  als  einen  Betriebsinhaber  gestellt  wird.

(17) Gemäß  Artikel  24  Absatz  6  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  können  die  Mitgliedstaaten  einen 
Verringerungskoeffizienten  auf  bestimmte  beihilfefähige  Hektarflächen  anwenden,  bei  denen  es  sich  um 
Dauergrünland  handelt,  das  in  Gebieten  gelegen  ist,  in  denen  insbesondere  aufgrund  von  deren  Höhenlage 
oder  sonstiger  naturbedingter  Benachteiligungen  schwierige  Witterungsbedingungen  herrschen.  Um  sicherzu
stellen,  dass  bei  der  Anwendung  dieser  Bestimmung  die  Verhältnismäßigkeit  gewahrt  wird,  ist  es  ange
zeigt,  einen  Rahmen  für  die  Anwendung  eines  solchen  Verringerungskoeffizienten  zu  schaffen,  insbeson
dere  hinsichtlich  der  Grenzwerte  für  eine  solche  Verringerung.

(18) In  Artikel  9  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  ist  der  Grundsatz  festgeschrieben,  dass  ausschließlich 
aktive  Betriebsinhaber  Direktzahlungen  erhalten  können.  Darüber  hinaus  können  die  Mitgliedstaaten  gemäß 
Artikel  24  Absatz  9  der  genannten  Verordnung  eine  Mindestbetriebsgröße  für  die  Zuweisung  von 
Zahlungsansprüchen  festsetzen.  Diese  Bestimmungen  sollten  auch  bei  der  Festsetzung  des  Werts  von 
Zahlungsansprüchen  beachtet  werden.

(1) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 640/2014 der Kommission vom 11. März 2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 
des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf das integrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem und die Bedingungen für die
Ablehnung oder Rücknahme von Zahlungen sowie für Verwaltungssanktionen im Rahmen von Direktzahlungen, Entwicklungsmaß
nahmen für den ländlichen Raum und der Cross-Compliance (siehe Seite 48 dieses Amtsblatts).

(2) Siehe Urteil des EuGH vom 14. Oktober 2010 in der Rechtssache C-61/09 Landkreis Bad Dürkheim, Slg. 2010 I-09763, Rdnrn. 50 ff.
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(19) Wird  eine  für  das  Kalenderjahr  2014  gewährte  Stützung  gemäß  Artikel  26  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  zur  Bestimmung  des  ursprünglichen  Einheitswerts  von  Zahlungsansprüchen  herangezogen, 
so  sollte  klargestellt  werden,  dass  die  Mitgliedstaaten  beschließen  können,  nicht  alle  in  dieser  Bestimmung 
aufgeführten  Maßnahmen  zu  berücksichtigen.  Um  jegliche  ungerechtfertigte  Benachteiligung  von  Betriebsin
habern  zu  vermeiden,  sollten  die  Referenzbeträge  für  die  Bestimmung  des  Werts  von  Zahlungsansprüchen 
keinerlei  Kürzungen  oder  Ausschlüsse  gemäß  Titel  II  Kapitel  4  der  Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009 
enthalten.  Es  sollte  festgelegt  werden,  wie  diese  Stützung  zu  berücksichtigen  ist;  zudem  sollten  weitere 
erforderliche  Kriterien  aufgestellt  werden,  um  dem  entkoppelten  Charakter  bestimmter,  möglicherweise  zu 
berücksichtigender  Regelungen  Rechnung  zu  tragen.

(20) Zur  Bestimmung  des  ursprünglichen  Einheitswerts  von  Zahlungsansprüchen  ist  es  zudem  erforderlich  klar
zustellen,  dass  die  Zahlungsansprüche  eines  Betriebsinhabers  gemäß  Artikel  26  Absatz  3  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013  auch  die  Zahlungsansprüche  einschließen,  die  zu  dem  Zeitpunkt,  zu  dem  der 
Verpächter  den  Antrag  für  das  Jahr  2014  stellt,  an  einen  anderen  Betriebsinhaber  verpachtet  sind.

(21) Damit  die  Betriebsinhaber  die  Höhe  der  Einkommensstützung  absehen  können,  ist  es  angezeigt,  eine  Frist 
festzusetzen,  innerhalb  derer  die  Mitgliedstaaten  den  endgültigen  Wert  und  die  endgültige  Anzahl  von 
Zahlungsansprüchen  bestimmen  und  den  Betriebsinhabern  mitteilen  müssen,  wenn  diese  auf  der  Grundlage 
vorläufiger  Daten  unterrichtet  wurden.

(22) War  ein  Betriebsinhaber  in  dem  in  Artikel  26  oder  Artikel  40  Absatz  3  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  genannten  Bezugsjahr  von  höherer  Gewalt  oder  außergewöhnlichen  Umständen  betroffen, 
so  sollte  für  die  Zwecke  der  Anwendung  dieser  Artikel  der  Wert  der  Zahlungsansprüche  auf  der  Grund
lage  des  letzten  Jahres  bestimmt  werden,  in  dem  keine  höhere  Gewalt  oder  keine  außergewöhnlichen 
Umständen  aufgetreten  sind.  Um  den  Verwaltungsaufwand  zu  verringern,  sollte  den  Mitgliedstaaten  jedoch 
die  Möglichkeit  eingeräumt  werden,  einen  bestimmten  Schwellenwert  für  die  Auswirkungen  höherer 
Gewalt  oder  außergewöhnlicher  Umstände  auf  die  Direktzahlungen  im  Bezugsjahr  festzusetzen.

(23) Wird  ein  Betrieb  oder  ein  Teil  davon  vor  dem  im  ersten  Jahr  der  Anwendung  der  Regelung  geltenden 
Datum  für  die  Einreichung  des  Antrags  auf  Zuweisung  von  Zahlungsansprüchen  verkauft  oder  verpachtet, 
sollte  den  Mitgliedstaaten  die  Möglichkeit  eingeräumt  werden  zu  beschließen,  dass  die  Betriebsinhaber 
durch  einen  Vertrag  die  zuzuweisenden  Zahlungsansprüche  gemeinsam  mit  dem  Betrieb  oder  eines  Teils 
davon  übertragen  können.  Im  Rahmen  eines  solchen  privatrechtlichen  Vertrags  sollten  die  Zahlungsan
sprüche  dem  Verkäufer  bzw.  dem  Verpächter  zugewiesen  und  direkt  an  den  Käufer  oder  Pächter  über
tragen  werden,  der  gegebenenfalls  die  Zahlungen,  die  der  Verkäufer  bzw.  der  Verpächter  für  2014 
erhalten  hat,  oder  den  Wert  der  vom  Verkäufer  oder  Verpächter  im  Jahr  2014  gemäß  Artikel  26  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  gehaltenen  Zahlungsansprüche  als  Referenzgröße  für  den  ursprünglichen 
Einheitswert  der  Zahlungsansprüche  heranziehen  kann.  Zudem  sollte  klargestellt  werden,  dass  Artikel  34 
Absatz  4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  nicht  auf  solche  Übertragungen  angewendet  werden  darf.

(24) Zur  Berechnung  des  Einheitswerts  der  Zahlungsansprüche  sollten  klare  Regeln  für  die  Rundung  von 
Zahlen,  für  die  Aufteilung  bestehender  Zahlungsansprüche  bei  angemeldeten  oder  mit  den  Ansprüchen 
übertragenen  Parzellen,  die  nur  den  Bruchteil  eines  Hektars  ausmachen,  sowie  für  die  Möglichkeit, 
Zahlungsansprüche  und  Bruchteile  zusammenzulegen,  aufgestellt  werden.

(25) Aus  Gründen  der  Rechtssicherheit  ist  es  zweckmäßig,  eine  Frist  festzulegen,  innerhalb  derer  die  in 
Artikel  34  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  genannten  Regionen  bestimmt  werden  müssen.

(26) Es  sollten  besondere  Vorschriften  für  die  Verwaltung  der  nationalen  oder  regionalen  Reserven  festgelegt 
werden.

(27) Es  müssen  Kriterien  und  Höchstprozentsätze  für  die  Anwendung  von  Artikel  34  Absatz  4  der  Verord
nung  (EU)  Nr.  1307/2013  festgelegt  werden,  um  zu  verhindern,  dass  eine  Verringerung  nach  dieser 
Bestimmung  die  Übertragung  von  Zahlungsansprüchen  wesentlich  behindert  oder  ausschließt.

(28) Aus  Gründen  der  Rechtssicherheit  sollte  die  Festlegung  des  Betrags  geklärt  werden,  der  gemäß  Artikel  28 
oder  Artikel  40  Absatz  5  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  wieder  der  nationalen  oder  regionalen 
Reserve  zugeschlagen  werden  kann,  wenn  Zahlungsansprüche  im  ersten  Anwendungsjahr  der  Basisprämien
regelung  bestimmt  werden.
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(29) Artikel  30  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  sieht  obligatorische  und  fakultative  Fälle  für  die  Zuwei
sung  von  Zahlungsansprüchen  aus  der  nationalen  oder  regionalen  Reserve  vor.  Es  ist  zweckmäßig,  Regeln 
für  die  Berechnung  der  Anzahl  und  des  Werts  der  auf  diesem  Weg  zuzuweisenden  Zahlungsansprüche 
aufzustellen  und  vorzusehen,  dass  die  Prioritäten  gemäß  Artikel  30  Absatz  6  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  nicht  durch  die  Beschlüsse  unterlaufen  werden,  die  die  Mitgliedstaaten  nach  Artikel  30 
Absätze  7  und  10  der  genannten  Verordnung  fassen  können.  Ebenso  sollte  die  Anwendung  von 
Artikel  30  Absatz  6  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  mit  Artikel  24  Absätze  6  und  7  der 
genannten  Verordnung  und  den  in  vorliegender  Verordnung  enthaltenen  Regeln  für  Härtefälle  überein
stimmen.  Um  die  Entkopplung  der  Basisprämienregelung  zu  gewährleisten,  sollte  nach  dem  vom  Mitglied
staat  gemäß  Artikel  11  Absatz  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1122/2009  der  Kommission (1)  für  das 
Antragsjahr  2013  festgesetzten  Termin  die  Berechnung  der  Anzahl  und  des  Werts  der  Zahlungsansprüche 
im  Rahmen  der  nationalen  oder  regionalen  Reserve  nicht  auf  sektorspezifischen  Kriterien  beruhen.

(30) Aus  Gründen  der  Rechtssicherheit  und  zur  Gewährleistung  der  Gleichbehandlung  von  Betriebsinhabern  am 
Beginn  ihrer  landwirtschaftlichen  Tätigkeit  ist  es  angezeigt,  den  Begriff  „Betriebsinhaber,  die  eine  landwirt
schaftliche  Tätigkeit  aufnehmen“  gemäß  Artikel  30  Absatz  11  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  zu  klären.

(31) Weisen  Mitgliedstaaten  Zahlungsansprüche  gemäß  Artikel  30  Absatz  7  Buchstabe  c  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  zu,  so  sollte  der  Wert  dieser  Ansprüche  gemäß  Artikel  25  oder  40  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  berechnet  werden.

(32) Gemäß  Artikel  24  Absätze  3  bis  7  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  haben  die  Mitgliedstaaten 
mehrere  Möglichkeiten,  die  Zahl  der  Betriebsinhabern  zuzuweisenden  Zahlungsansprüche  zu  begrenzen. 
Bestimmte  Betriebsinhaber  könnten  somit  einen  hohen  Anteil  beihilfefähiger  Hektarflächen  aufweisen,  die 
nicht  durch  Zahlungsansprüche  abgedeckt  werden,  was  zu  Härtefällen  führen  könnte,  da  bestimmte  die 
Basisprämienregelung  ergänzende  Stützungsregelungen,  insbesondere  die  Zahlung  für  dem  Klima-  und 
Umweltschutz  förderliche  Landbewirtschaftungsmethoden,  auf  den  beihilfefähigen  Hektarflächen  beruhen, 
die  zur  Aktivierung  von  Zahlungsansprüchen  angemeldet  werden.  Daher  sollte  klargestellt  werden,  dass  die 
Mitgliedstaaten  die  Möglichkeit  haben,  Zahlungsansprüche  aus  der  nationalen  oder  regionalen  Reserve 
zuzuweisen,  wenn  ein  Betriebsinhaber  erheblich  von  den  Begrenzungen  gemäß  Artikel  24  Absätze  3  bis 
7  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  betroffen  ist.  Da  für  bestimmte  Flächen  keine  Ökologisierungsvor
schriften  gelten  bzw.  die  Einhaltung  dieser  Vorschriften  lediglich  begrenzte  Kosten  verursacht,  kann  es  den 
Mitgliedstaaten  zudem  gestattet  werden,  solche  Flächen  bei  der  Bestimmung  von  Härtefällen 
auszuschließen.

(33) Gemäß  Artikel  21  Absatz  4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  laufen  Zahlungsansprüche  eines 
Betriebsinhabers  (eigene  oder  gepachtete),  die  die  ihm  zur  Verfügung  stehenden  beihilfefähigen  Hektarflä
chen  übersteigen,  ab.  Aus  Gründen  der  Rechtssicherheit  ist  es  angezeigt  zu  klären,  in  welcher  Rangfolge 
diese  Zahlungsansprüche  auslaufen,  und  weitere  Durchführungsbestimmungen  festzulegen.  Darüber  hinaus 
sollten  die  Mitgliedstaaten  die  Möglichkeit  erhalten,  diese  Bestimmung  auch  bei  der  Festsetzung  des  Werts 
von  Zahlungsansprüchen  zu  berücksichtigen.

(34) Die  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  sieht  vor,  dass  die  Basisprämie  in  einigen  Mitgliedstaaten  bis  spätes
tens  2020  in  Form  der  Regelung  für  die  einheitliche  Flächenzahlung  eingeführt  werden  kann.  Gestützt  auf 
die  Tatsache,  dass  die  einheitliche  Flächenzahlung  je  Hektar  jährlich  berechnet  wird  und  dass  die  Beihilfe
fähigkeit  im  Rahmen  der  Basisprämienregelung  eine  Voraussetzung  für  den  Zugang  zu  den  meisten 
anderen  Direktzahlungsregelungen  darstellt  und  somit  eng  mit  ihnen  verbunden  ist,  muss  präzisiert 
werden,  dass  lediglich  die  Artikel  2  Absatz  1  Unterabsatz  2  Nummer  23  Buchstabe  a  der  delegierten 
Verordnung  (EU)  Nr.  640/2014  ermittelten  beihilfefähigen  Hektarflächen  für  die  Zwecke  der  betreffenden 
Regelungen  zu  berücksichtigen  sind.

(1) Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 der Kommission vom 30. November 2009 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 
Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- 
und Kontrollsystems im Rahmen der Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemäß der genannten Verordnung 
und mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen
im Rahmen der Stützungsregelung für den Weinsektor (ABl. L 316 vom 2.12.2009, S. 65).
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(35) Mitgliedstaaten,  die  die  Regelung  für  die  einheitliche  Flächenzahlung  und  ab  spätestens  1.  Januar  2018  die 
Basisprämienregelung  anwenden,  können  die  einheitliche  Flächenzahlung  je  Hektar  differenzieren,  indem  sie 
bestimmte  für  das  Kalenderjahr  2014  gewährte  Zahlungen  berücksichtigen.  Für  die  Zwecke  dieser  Diffe
renzierung  sollte  präzisiert  werden,  wie  diese  Zahlungen  zu  berücksichtigen  sind,  und  es  sollten  weitere 
erforderliche  Kriterien  festgelegt  werden,  um  dem  entkoppelten  Charakter  bestimmter  Regelungen  Rech
nung  zu  tragen.  War  ein  Betriebsinhaber  im  Kalenderjahr  2014  von  höherer  Gewalt  oder  außergewöhnli
chen  Umständen  betroffen,  sollte  die  Differenzierung  auf  der  Grundlage  des  letzten  Jahres  erfolgen,  in 
dem  keine  höhere  Gewalt  oder  keine  außergewöhnlichen  Umständen  aufgetreten  sind.  Um  den  Verwal
tungsaufwand  zu  verringern,  sollte  den  Mitgliedstaaten  jedoch  die  Möglichkeit  eingeräumt  werden,  einen 
bestimmten  Schwellenwert  für  die  Auswirkungen  höherer  Gewalt  oder  außergewöhnlicher  Umstände  auf 
die  Direktzahlungen  im  Bezugsjahr  festzusetzen.  Darüber  hinaus  sollten  aus  Gründen  der  Rechtssicherheit 
Bestimmungen  für  den  Fall  einer  Vererbung  oder  einer  vorweggenommene  Erbfolge  vorgesehen  werden.

(36) In  Titel  III  Kapitel  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  sind  die  Bedingungen  für  die  Gewährung  der 
Zahlung  für  dem  Klima-  und  Umweltschutz  förderliche  Landbewirtschaftungsmethoden  (Ökologisierungszah
lung)  aufgeführt.  Die  im  Basisrechtsakt  festgelegten  Anforderungen  im  Zusammenhang  mit  der  Ökologisie
rungszahlung  sind  allgemeiner  Natur  (sie  gelten  für  alle  Begünstigten  nach  demselben  Muster)  und  sehen 
nicht-vertragliche  Maßnahmen  vor,  durch  die  insgesamt  sichergestellt  werden  soll,  dass  die  EU-Landwirt
schaft  auf  Praktiken  beruht,  die  über  die  Cross-Compliance-Anforderungen  hinausgehen.  Diese  im  Basis
rechtsakt  festgeschriebenen  Grundsätze  sind  bei  der  Festlegung  detaillierter  Vorschriften  für  die  Ökologisie
rungsmethoden  zu  berücksichtigen.

(37) Um  hinreichend  sicher  sein  zu  können,  dass  die  in  Artikel  43  Absatz  3  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  festgelegten  Verpflichtungen  für  gleichwertige  Methoden,  die  nationalen  oder  regionalen 
Zertifizierungssystemen  unterliegen,  eingehalten  werden,  sollten  Kriterien  für  die  Benennung  der  öffentli
chen  oder  privaten  Zertifizierungsstellen  aufgestellt  werden.

(38) Zur  Beachtung  des  Grundsatzes,  wonach  es  keine  Doppelfinanzierung  geben  darf,  müssen  Vorschriften  für 
die  Berechnung  der  Zahlungen  für  einige  spezifische  Verpflichtungen  aufgestellt  werden,  die  für  die 
Methoden  gemäß  Anhang  IX  Abschnitt  I  Nummern  3  und  4  und  Abschnitt  III  Nummer  7  der  Verord
nung  (EU)  Nr.  1307/2013  gelten.  Da  diese  Verpflichtungen  gleichwertige  Methoden  betreffen,  durch  die 
Betriebsinhaber,  die  solche  Verpflichtungen  eingehen,  eine  oder  mehrere  Anforderungen  erfüllen  können, 
um  die  Ökologisierungszahlung  im  Sinne  von  Titel  III  Kapitel  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  zu 
erhalten,  sollten  die  Zahlungen  für  diese  Verpflichtungen,  verglichen  mit  der  normalen  Zahlung  gemäß 
Artikel  28  Absatz  6  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1305/2013  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates (1), 
um  einen  Betrag  gekürzt  werden,  der  auf  der  Grundlage  der  Höhe  der  Ökologisierungszahlung  in  dem 
betreffenden  Mitgliedstaat  oder  der  betreffenden  Region  oder  in  besonderen  Fällen  auf  der  Grundlage  der 
individuellen  Ökologisierungszahlung  des  Betriebsinhabers  zu  berechnen  ist.

(39) Artikel  44  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  enthält  Auflagen  in  Bezug  auf  die  Anzahl  der  Kulturen 
und  den  relativen  Anteil  der  Kulturen  am  Ackerland.  Es  ist  zu  regeln,  wie  die  Anteile  der  verschiedenen 
Kulturen  genau  zu  berechnen  sind.

(40) Es  sind  Vorschriften  für  den  Zeitraum  festzulegen,  der  für  die  Berechnung  des  relativen  Anteils  der 
Kulturen  heranzuziehen  ist,  wobei  dem  zeitlichen  Ablauf  der  Anbautätigkeiten  in  der  Praxis  und  der 
Notwendigkeit  einer  einfachen  Verwaltung  Rechnung  zu  tragen  ist.

(41) Aus  Gründen  der  Klarheit  für  die  Betriebsinhaber  und  die  Mitgliedstaaten  sowie  im  Hinblick  auf  den 
Schutz  von  Landschaftselementen  auf  Ackerflächen  ist  die  Lage  von  Flächen  zu  präzisieren,  auf  denen 
sich  Landschaftselemente  befinden.

(42) Für  die  Berechnung  der  Anteile  der  verschiedenen  Kulturen  sind  auch  zusätzliche  Vorschriften  für  die 
besonderen  Fälle  der  Reihenmischkultur  und  Untersaat  und  die  Verwendung  von  Saatgutmischungen 
vorzusehen.

(1) Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über die Förderung der ländli
chen Entwicklung durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) und zur Aufhebung
der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates (ABl. L 347, vom 20.12.2013 S. 487).
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(43) In  Artikel  45  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  sind  Verpflichtungen  im  Hinblick  auf  die 
Erhaltung  von  Dauergrünlandflächen  festgelegt,  die  den  größten  Beitrag  zum  Schutz  der  Umwelt  und 
insbesondere  zu  Kohlenstoffbindung,  Erhalt  der  biologischen  Vielfalt  und  Bodenschutz  leisten.  Solche 
Grünlandflächen,  die  von  hohem  Umweltinteresse  sind,  können  innerhalb,  aber  auch  außerhalb  des 
Natura-2000-Netzes  liegen.  Bei  den  Flächen,  die  außerhalb  des  Netzes  liegen,  muss  zur  Gewährleistung 
eines  wirksamen  Schutzes  ein  Rahmen  für  die  Mitgliedstaaten  zur  Ausweisung  solcher  Flächen  festgelegt 
werden,  der  es  ihnen  ermöglichen  sollte,  die  jeweiligen  Bedingungen  innerhalb  des  Landes  zu  berücksich
tigen,  und  sich  auf  die  Synergien  mit  bestehenden  Umweltmaßnahmen  stützen  sollte.

(44) Um  den  langfristigen  Schutz  dieser  Dauergrünlandflächen  sicherzustellen,  sind  Vorschriften  festzulegen, 
wonach  die  betreffenden  Flächen  bei  Verstoß  der  Betriebsinhaber  gegen  das  Gebot  des  strikten  Schutzes 
wieder  umzuwandeln  sind.

(45) Gemäß  Artikel  45  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  ist  der  Anteil  von  Dauergrünland  an 
der  gesamten  landwirtschaftlichen  Fläche  zu  wahren.  Um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  sollten  die  Mitglied
staaten  die  Entwicklung  des  Anteils  von  Dauergrünland  überwachen.  Es  sollte  ihnen  gestattet  werden,  ein 
System  der  Vorabgenehmigung  einzuführen.  Bei  einem  Rückgang  um  mehr  als  5 %  sollten  individuelle 
Rückumwandlungen  vorgeschrieben  sowie  ein  Verbot  weiterer  Umwandlungen  erlassen  werden.  Aus 
Gründen  der  Klarheit  und  im  Hinblick  auf  eine  angemessene  Durchführung  ist  zu  regeln,  für  welche 
Betriebsinhaber  und  Flächen  die  Genehmigungs-  und  Wiederherstellungsverpflichtungen  gelten.

(46) Im  Hinblick  auf  eine  wirksame  Anwendung  des  Genehmigungsverfahrens  für  die  Umwandlung  von  Dauer
grünland  sollten  die  Mitgliedstaaten  die  Möglichkeit  haben,  anhand  objektiver  Kriterien  Gebiete  oder 
Gruppen  von  Landwirten  auszuwählen,  für  die  sie  die  Genehmigung  vorrangig  erteilen.

(47) Es  ist  zu  regeln,  anhand  welcher  Methode  der  Anteil  von  Dauergrünland  an  der  gesamten  landwirtschaft
lichen  Fläche  zu  bestimmen  ist,  um  zu  verhindern,  dass  Dauergrünlandflächen  wegen  der  Praxis,  Grünland 
über  einen  langen  Zeitraum  als  solches  zu  halten,  doppelt  gezählt  werden,  und  um  zu  vermeiden,  dass 
Umwandlungen,  die  durch  Kleinerzeuger  und  ökologischen  Landbau  betreibende  Betriebsinhaber,  welche 
von  der  Rückumwandlungsverpflichtung  befreit  sind,  vorgenommen  werden,  eine  unmittelbare  Auswirkung 
auf  die  Rückumwandlungsverpflichtung  der  anderen  Betriebsinhaber  haben.  Die  Mitgliedstaaten  sollten  die 
Möglichkeit  haben,  ihren  Referenzanteil  in  begründeten  Fällen  anzupassen.

(48) In  Artikel  46  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  sind  die  Landschaftselemente  und  die  Flächen  aufge
führt,  die  die  Mitgliedstaaten  als  im  Umweltinteresse  genutzte  Flächen  betrachten  können.  Es  müssen 
weitere  Kriterien  festgelegt  werden,  nach  denen  diese  Landschaftselemente  und  Flächen  als  im  Umweltinte
resse  genutzte  Flächen  gelten  können.  Um  das  Ziel  hinsichtlich  der  biologischen  Vielfalt  zu  erreichen, 
sollten  diese  Kriterien  den  Schutz  und  die  Verbesserung  der  biologischen  Vielfalt  in  Betrieben  gewähr
leisten.  Zudem  sollten  diese  Kriterien  die  von  den  Betriebsinhabern  bereits  unternommenen  Anstrengungen 
berücksichtigen.

(49) Das  für  brachliegende  Flächen  geltende  Erzeugungsverbot,  durch  das  die  Verwendung  von  Pestiziden  und 
Düngemitteln  verringert  wird,  sollte  freiwillige  Maßnahmen  wie  das  Aussäen  von  Wildblumenmischungen 
zur  Förderung  der  biologischen  Vielfalt  nicht  ausschließen.  Es  sollte  klargestellt  werden,  dass  Flächen,  die 
zur  Erfüllung  der  Forderung  nach  im  Umweltinteresse  genutzten  Flächen  mehr  als  fünf  Jahre  brachliegen, 
Ackerland  bleiben  und  nicht  unter  die  Definition  von  Dauergrünland  fallen.

(50) Aufgrund  der  Vielfalt  der  Terrassenanlagen  in  der  Union  sollten  die  Mitgliedstaaten  auf  der  Grundlage 
nationaler  oder  regionaler  Besonderheiten  detaillierte  Bedingungen  für  Terrassen  festlegen  und  dabei  deren 
Bedeutung  für  die  biologische  Vielfalt  berücksichtigen.

(51) Aus  Gründen  der  Klarheit  sollten  die  Landschaftselemente  aufgelistet  werden,  die  als  im  Umweltinteresse 
genutzte  Flächen  zu  betrachten  sind,  und  es  sollte  der  Zusammenhang  mit  den  Landschaftselementen,  die 
im  Rahmen  der  Cross-Compliance  in  den  Mitgliedstaaten  bereits  geschützt  sind,  präzisiert  werden.  Bei 
einigen  Landschaftselementen  sollte  eine  Mindest-  oder  Höchstgröße  festgesetzt  werden,  um  ihre  Ermittlung 
zu  erleichtern  und  zu  gewährleisten,  dass  die  betreffende  Fläche  überwiegend  landwirtschaftlich  genutzt 
wird.
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(52) Pufferstreifen  am  Rand  von  Ackerflächen  entlang  von  Wasserläufen  oder  auf  Ackerflächen  in  Hanglagen 
sind  förderlich,  um  den  Abfluss  von  Schadstoffen  in  Oberflächengewässer  zu  verringern.  Im  Interesse  der 
Erhaltung  der  biologischen  Vielfalt  sollte  vorgesehen  werden,  dass  alle  der  als  im  Umweltinteresse 
genutzten  Flächen  gewerteten  Flächen  nicht  für  die  Erzeugung  genutzt  werden  dürfen,  wodurch  auch  die 
Verwendung  von  Pestiziden  vermieden  und  der  Einsatz  von  Düngemitteln  eingeschränkt  werden.  Um  die 
biologische  Vielfalt  weiter  auszubauen,  sollten  freiwillige  Maßnahmen  wie  das  Ansäen  von  Wildblumenmi
schungen  nicht  ausgeschlossen  werden.  Die  Mitgliedstaaten  sollten  darüber  entscheiden  können,  ob  Weide
haltung  und  das  Ernten  von  Futterpflanzen  auf  Pufferstreifen  zulässig  sind.

(53) Hinsichtlich  der  Agroforstflächen  sollte  klargestellt  werden,  dass  hierbei  die  Ackerflächen  zu  berücksich
tigen  sind,  die  sich  in  einem  Gebiet  befinden,  das  einem  Agrarforstsystem  unterliegt,  welches  immer  noch 
die  Bedingungen  erfüllt,  unter  denen  Förderung  für  die  Entwicklung  des  ländlichen  Raums  gewährt  wird 
oder  wurde.  Mitgliedstaaten,  die  diese  Gebiete  für  die  Erfüllung  der  Verpflichtung  bezüglich  im  Umweltin
teresse  genutzter  Flächen  auswählen,  sollten  bei  der  Festlegung  der  zusätzlichen  Bedingungen  für  den 
Erhalt  von  Stützung  aufgrund  der  Einrichtung  von  Agrarforstsystemen  im  Rahmen  ihrer  Entwicklungspro
gramme  für  den  ländlichen  Raum  das  Ziel  der  biologischen  Vielfalt  berücksichtigen.

(54) Hinsichtlich  der  beihilfefähigen  Hektarstreifen  an  Waldrändern  sollten  die  Mitgliedstaaten  darüber 
entscheiden  können,  ob  ein  Anbauverbot  gilt,  durch  das  der  Einsatz  von  Produktionsmitteln  auf  einem 
festgelegten  Streifen  am  Waldrand  vermieden  und  im  Übergang  zu  der  angrenzenden  Waldfläche  ein 
Pufferstreifen  geschaffen  wird.  Da  durch  diese  Anforderung  die  im  Umweltinteresse  genutzte  Fläche  einen 
höheren  Wert  aufweist,  sollte  sich  dies  in  einem  unterschiedlichen  Gewichtungsfaktor  für  diese  Art  von 
Flächen  niederschlagen.

(55) Da  beim  Anbau  von  Niederwald  mit  Kurzumtrieb  lediglich  ein  geringer  Einsatz  von  Produktionsmitteln 
erforderlich  ist,  wirkt  sich  dies  indirekt  förderlich  auf  die  biologische  Vielfalt  aus.  Zu  diesem  Zweck 
sollten  die  Mitgliedstaaten  die  Bedingungen  für  diese  Art  von  im  Umweltinteresse  genutzten  Flächen 
aufstellen,  indem  sie  festlegen,  welche  Baumarten  zulässig  sind  und  welche  Regeln  für  die  Verwendung 
von  Produktionsmitteln  gelten.

(56) Um  die  Durchführung  an  die  jeweiligen  nationalen  Bedingungen  anzupassen,  um  die  Fähigkeit  von 
Zwischenfrüchten  und  Gründecken,  Reststickstoff  wirksam  zu  binden,  optimal  zu  nutzen,  und  um  vegeta
tionslose  Böden  und  diffuse  Verschmutzung  des  Grundwassers  zu  vermeiden,  sollten  die  Mitgliedstaaten 
die  Zeiträume  für  die  Aussaat  solcher  Pflanzendecken  festlegen.  Zwischenfrüchte  oder  Gründecken  sollten 
durch  Einsaat  einer  Kulturpflanzenmischung  oder  durch  Untersaat  von  Gras  angebaut  werden,  um  die 
agronomischen  und  ökologischen  Ergebnisse  im  Bereich  der  biologischen  Vielfalt  zu  optimieren.  Die 
Mitgliedstaaten  können  im  Anwendungsbereich  des  GLÖZ-Standards  4  gemäß  Anhang  II  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1306/2013  die  Zeitpunkte  festlegen,  nach  denen  die  mechanische  Vernichtung  der  Zwischen
früchte  und  der  Gründecken  zulässig  ist.

(57) Für  Flächen  mit  stickstoffbindenden  Pflanzen  sollten  die  Mitgliedstaaten  Vorschriften  aufstellen,  durch  die 
vermieden  wird,  dass  der  Anbau  stickstoffbindender  Pflanzen  auf  im  Umweltinteresse  genutzten  Flächen  zu 
einer  erhöhten  Stickstoffauswaschung  und  schlechterer  Wasserqualität  führt,  was  den  Zielen  der 
Richtlinie  91/676/EWG  des  Rates (1)  und  der  Richtlinie  2000/60/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates (2)  zuwiderliefe  und  das  Ziel  der  biologischen  Vielfalt  gefährden  würde.  Zudem  sollten  die  Mitglied
staaten  eine  Liste  der  stickstoffbindenden  Pflanzen  aufstellen,  bei  denen  davon  ausgegangen  wird,  dass  sie 
zur  Verbesserung  der  biologischen  Vielfalt  beitragen.

(58) Um  den  Nutzen  im  Umweltinteresse  genutzter  Flächen  auf  Ackerland  zu  maximieren  und  sicherzustellen, 
dass  die  im  Umweltinteressse  genutzten  Flächen  dem  Prozentsatz  gemäß  Artikel  46  Absatz  1  der  Verord
nung  (EU)  Nr.  1307/2013  entsprechen,  sollte  im  Interesse  einer  effizienten  Verwaltung  klar  festgelegt 
werden,  dass  eine  Parzelle  oder  ein  Landschaftselement  innerhalb  eines  Jahres  nicht  zweimal  für  die 
Einhaltung  der  Anforderung  bezüglich  im  Umweltinteresse  genutzter  Flächen  herangezogen  werden  darf.

(1) Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus landwirt
schaftlichen Quellen (ABl. L 375 vom 31.12.1991, S. 1).

(2) Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für 
Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABl. L 327 vom 22.12.2000, S. 1).
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(59) Gemäß  Artikel  46  Absatz  5  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  können  die  Mitgliedstaaten  bis  zu  50 % 
der  jeweiligen  Anforderung  bezüglich  im  Umweltinteresse  genutzter  Flächen  auf  regionaler  Ebene 
umsetzen.  Um  zu  gewährleisten,  dass  eine  solche  regionale  Umsetzung  zusätzliche  ökologische  und  land
schaftliche  Vorteile  bringt  und  zur  Umsetzung  der  Strategie  für  grüne  Infrastruktur (1)  beiträgt,  sollten 
Vorschriften  für  die  Landschaftselemente  eingeführt  werden,  die  zur  Bildung  angrenzender  im  Umweltinte
resse  genutzter  Flächen  herangezogen  werden  können.  Zudem  sollten  Vorschriften  für  die  Ausweisung  von 
Gebieten  zur  Schaffung  von  Synergien  bei  der  Durchführung  der  Agrar-  und  Umweltpolitik  der  Union 
aufgestellt  werden.

(60) Für  die  Zwecke  des  Beschlusses  der  Mitgliedstaaten,  Betriebsinhabern  gemäß  Artikel  46  Absatz  6  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  die  Möglichkeit  einzuräumen,  die  Hälfte  ihrer  jeweiligen  Verpflichtung 
bezüglich  im  Umweltinteresse  genutzter  Flächen  gemeinsam  umzusetzen,  sollten  hinsichtlich  der  Land
schaftselemente,  die  zur  Schaffung  angrenzender  im  Umweltinteresse  genutzter  Flächen  herangezogen 
werden  können,  ähnliche  Vorschriften  wie  für  die  regionale  Umsetzung  eingeführt  werden,  um  einen 
Mehrwert  für  die  Umwelt  sicherzustellen  und  zur  Ausweitung  der  grünen  Infrastruktur  beizutragen.  Die 
Vorschriften  für  die  von  den  Betriebsinhabern  zu  erfüllenden  Kriterien  sollten  vorsehen,  dass  die 
entsprechenden  Betriebe  in  unmittelbarer  Nachbarschaft  liegen  müssen,  und  gleichzeitig  den  Mitgliedstaaten 
ausreichend  Spielraum  lassen,  um  unterschiedlichen  Verwaltungsstrukturen  Rechnung  zu  tragen.  Aus 
Gründen  der  Rechtsklarheit  sollten  Vorschriften  bezüglich  des  Inhalts  der  zwischen  den  Beteiligten  zu 
schließenden  schriftlichen  Vereinbarung  über  die  Rechte  und  Pflichten  aller  Beteiligten  festgelegt  werden.

(61) Bezüglich  der  für  bestimmte  Mitgliedstaaten  bestehenden  Möglichkeit,  Betriebsinhaber  in  stark  bewaldeten 
Gebieten  von  der  Verpflichtung  bezüglich  der  im  Umweltinteresse  genutzten  Flächen  auszunehmen,  sollten 
Vorschriften  festgelegt  werden,  durch  die  geklärt  wird,  welche  Methoden  und  Daten  zur  Berechnung  des 
Waldanteils  an  der  gesamten  Landfläche  sowie  des  Verhältnisses  von  Waldflächen  zu  landwirtschaftlichen 
Flächen  herangezogen  werden.

(62) Die  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  legt  die  Beihilfefähigkeitsbedingungen  für  die  Zahlung  für  Jungland
wirte  fest.  Insbesondere  ist  die  Zahlung  an  die  Bedingungen  geknüpft,  dass  sich  der  Junglandwirt  erstmals 
in  einem  landwirtschaftlichen  Betrieb  als  Betriebsinhaber  niederlässt  oder  sich  während  der  fünf  Jahre  vor 
dem  erstmalig  gestellten  Beihilfeantrag  bereits  in  einem  solchen  Betrieb  niedergelassen  hat  und  dass  der 
Landwirt  im  Jahr  der  ersten  Antragstellung  für  die  Zahlung  nicht  älter  als  40  Jahre  ist.  Bei  juristischen 
Personen  ist  es  angezeigt,  dass  diese  Bedingungen  von  allen  natürlichen  Personen  erfüllt  werden,  die 
entsprechend  der  Festlegung  des  Gerichtshofs  der  Europäischen  Union (2)  die  tatsächliche  und  langfristige 
Kontrolle  über  diese  juristische  Person  ausüben.  Darüber  hinaus  gilt  es  zu  klären,  welche  Bedingungen 
von  einer  anderen  juristischen  Person  und  der/den  natürliche(n)  Person(en)  zu  erfüllen  sind,  die  die 
Kontrolle  über  die  genannte  juristische  Person  ausüben.

(63) Um  eine  mögliche  Umgehung  der  Vorschriften  für  die  Zahlung  für  Junglandwirte  zu  verhindern,  ist 
vorzusehen,  dass  einer  juristischen  Person  die  Zahlung  nur  so  lange  gewährt  wird,  wie  zumindest  eine 
der  natürlichen  Personen,  die  im  ersten  Jahr  der  Antragstellung  auf  Zahlung  im  Rahmen  der  Regelung  die 
Kontrolle  über  die  juristische  Person  innehatte,  auch  weiterhin  diese  Kontrolle  ausübt.  Zur  Bestimmung 
des  Höchstzeitraums  für  die  Zahlung  gemäß  Artikel  50  Absatz  5  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
müssen  Vorschriften  für  die  Fälle  erlassen  werden,  in  denen  die  Kontrolle  über  eine  juristische  Person  von 
mehr  als  einer  natürlichen  Person  ausgeübt  wird.

(64) Zur  Vermeidung  von  Diskriminierung  zwischen  juristischen  Personen  und  einer  Vereinigung  natürlicher 
Personen,  die  die  Regelung  für  Junglandwirte  in  Anspruch  nehmen  wollen,  sollten  für  eine  Vereinigung 
natürlicher  Personen  gemäß  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  gleich
wertige  Vorschriften  gelten,  wenn  die  Anträge  auf  die  Basisprämie  und  die  Nutzung  der  Regelung  für 
Junglandwirte  von  dieser  Vereinigung  und  nicht  von  deren  einzelnen  Mitgliedern  gestellt  werden.

(65) Gemäß  Titel  IV  Kapitel  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  kann  Betriebsinhabern  eine  fakultative 
gekoppelte  Stützung  gewährt  werden.  Die  Bedingungen  für  die  Gewährung  der  Stützung  nach  Maßgabe 
des  genannten  Kapitels  sollten  von  der  Kommission  festgelegt  werden.

(1) Grüne Infrastruktur (GI) — Aufwertung des europäischen Naturkapitals, COM (2013) 249 final, 6.5.2013.
(2) Siehe Urteil  des  EuGH vom 25.  Oktober  2012 in der  Rechtssache C-592/11,  Anssi  Ketelae  (noch nicht  in  der  Slg.  veröffentlicht), 
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(66) Gemäß  Artikel  52  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  darf  die  fakultative  gekoppelte  Stützung 
nur  jenen  Sektoren  oder  jenen  Regionen  eines  Mitgliedstaats  gewährt  werden,  in  denen  sich  spezifische 
Landwirtschaftsformen  bzw.  Agrarsektoren  in  Schwierigkeiten  befinden  und  ihnen  aus  wirtschaftlichen  und/
oder  sozialen  und/oder  Umweltgründen  eine  ganz  besondere  Bedeutung  zukommt.  Zudem  darf  gemäß 
Artikel  52  Absätze  5  und  6  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  die  fakultative  gekoppelte  Stützung  nur 
in  dem  Umfang  gewährt  werden,  der  erforderlich  ist,  um  einen  Anreiz  zur  Beibehaltung  des  derzeitigen 
Produktionsniveaus  in  den  betreffenden  Regionen  oder  Sektoren  zu  schaffen.  Die  gekoppelte  Stützung 
sollte  in  Form  einer  jährlichen  Zahlung  gewährt  werden  und  vorgegebenen  Mengenbegrenzungen  mit  fest
gesetzten  Flächen  und  Erträgen  oder  Tierzahlen  unterliegen.  Um  zu  gewährleisten,  dass  die  Maßnahmen 
im  Rahmen  der  fakultativen  gekoppelten  Stützung  zielgerichtet  durchgeführt  und  ordnungsgemäß  verwaltet 
werden  und  dass  zugleich  die  Mitgliedstaaten  die  fakultative  gekoppelte  Stützung  entsprechend  ihren 
jeweiligen  Erfordernissen  gestalten  können,  sollte  vorgesehen  werden,  dass  die  Mitgliedstaaten  für  die  Fest
legung  der  beihilfefähigen  Regionen  und/oder  Landwirtschaftsformen  sowie  der  Höchstmengen  und  der 
angemessenen  Stützungshöhe  verantwortlich  sind.  Um  Marktverzerrungen  zu  verhindern,  sollten  sich  die 
Zahlungen  jedoch  nicht  nach  den  Schwankungen  der  Marktpreise  richten  oder  einer  Ausgleichszahlungsre
gelung  gleichkommen,  bei  der  die  Mitgliedstaaten  den  Betriebsinhabern  staatliche  Agrarbeihilfen  auf  der 
Grundlage  der  Differenz  zwischen  einem  Zielpreis  und  dem  Inlandsmarktpreis  gewähren.

(67) Gemäß  dem  Erläuternden  Vermerk  zwischen  der  Europäischen  Wirtschaftsgemeinschaft  und  den  Verein
igten  Staaten  von  Amerika  über  bestimmte  Ölsaaten  im  Rahmen  des  GATT (1)  sollte  für  Erzeuger,  die 
Zahlungen  für  Ölsaaten  gemäß  dem  Anhang  des  genannten  Erläuternden  Vermerks  erhalten,  eine  beson
dere  Grundfläche  festgesetzt  werden.  Da  Ölsaaten  in  der  Liste  der  Sektoren  und  Erzeugungen  aufgeführt 
sind,  für  die  fakultative  gekoppelte  Stützung  gewährt  werden  kann,  ist  es  angebracht,  auf  EU-Ebene  in 
dieser  Stützungsregelung  eine  Höchstfläche  für  in  dem  Erläuternden  Vermerk  aufgeführte  Ölsaaten  festzu
legen,  um  sicherzustellen,  dass  dieser  internationalen  Verpflichtung  nachgekommen  wird.  Wird  diese 
Höchstfläche  überschritten,  so  sollten  die  Mitgliedstaaten  die  gemeldete  Fläche  unter  Anwendung  eines  von 
der  Kommission  berechneten  und  den  Mitgliedstaaten  mitgeteilten  Kürzungskoeffizienten  anpassen.

(68) Gemäß  Artikel  52  Absatz  8  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  muss  die  aufgrund  dieses  Artikels 
gewährte  fakultative  gekoppelte  Stützung  mit  anderen  Fördermaßnahmen  der  Union  oder  durch  staatliche 
Beihilfen  finanzierten  Maßnahmen  im  Einklang  stehen.  Um  eine  ordnungsgemäße  Verwaltung  der  Regel
ungen  sicherzustellen  und  eine  Doppelfinanzierung  zu  vermeiden,  sollten  ähnliche  Maßnahmen  nicht 
zweimal,  d.  h.  im  Rahmen  der  fakultativen  gekoppelten  Stützung  und  anderer  Stützungsinstrumente  der 
EU,  finanziert  werden.  Da  den  Mitgliedstaaten  bei  der  Durchführung  der  fakultativen  gekoppelten  Stützung 
eine  Vielzahl  an  Möglichkeiten  zur  Verfügung  steht,  sollten  sie  dafür  verantwortlich  sein,  innerhalb  des 
durch  die  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  vorgesehenen  Rahmens  und  im  Einklang  mit  den  in  vorlieg
ender  Verordnung  festgelegten  Bedingungen  die  entsprechende  Kohärenz  zu  gewährleisten.

(69) Gemäß  Artikel  55  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  muss  die  Kommission  den  Beschluss 
gemäß  Artikel  53  Absatz  4  oder  gegebenenfalls  gemäß  Artikel  53  Absatz  6  Buchstabe  a  der  genannten 
Verordnung  genehmigen,  wenn  in  der  betreffenden  Region  oder  dem  betreffenden  Sektor  ein  bestimmtes 
Erfordernis  nachgewiesen  wird.  Um  die  ordnungsgemäße  Anwendung  dieses  Artikels  sicherzustellen,  sollten 
die  für  diese  Erfordernisse  geltenden  Kriterien  präzisiert  werden.

(70) Gemäß  Titel  IV  Kapitel  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  kann  eine  kulturspezifische  Zahlung  für 
Baumwolle  gewährt  werden.  Die  Kommission  sollte  die  Vorschriften  und  Bedingungen  für  die  Genehmi
gung  der  landwirtschaftlichen  Flächen  und  die  Zulassung  der  Sorten  im  Hinblick  auf  diese  Zahlung  fest
legen.  Darüber  hinaus  sollten  Vorschriften  über  die  Voraussetzungen  für  die  Beihilfefähigkeit  festgelegt 
werden.  Es  handelt  sich  um  ein  objektives  Kriterium,  wenn  das  Land  so  eingesät  werden  muss,  dass  eine 
Mindestpflanzdichte  erreicht  wird,  die  von  den  Mitgliedstaaten  unter  Berücksichtigung  der  Boden-  und 
Klimaverhältnisse  sowie  der  regionalen  Besonderheiten  festzusetzen  ist.  Die  Festlegung  spezifischer 
Vorschriften  für  die  Anbaumethoden  sollte  den  Mitgliedstaaten  überlassen  bleiben.

(71) Die  Mitgliedstaaten  sollten  Branchenverbände  für  die  Baumwollerzeugung  auf  der  Grundlage  objektiver 
Kriterien  anerkennen,  die  sich  auf  ihre  Größe  und  interne  Organisation  beziehen.  Bei  der  Festsetzung  der 
Größe  eines  Branchenverbandes  ist  zu  berücksichtigen,  dass  der  angeschlossene  Entkörnungsbetrieb  ausrei
chende  Mengen  nicht  entkörnter  Baumwolle  beziehen  können  muss.

(1) ABl. L 147 vom 18.6.1993, S. 26.
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(72) Um  die  Verwaltung  der  Beihilferegelung  nicht  zu  erschweren,  ist  es  angezeigt,  dass  ein  und  derselbe 
Erzeuger  nur  einem  einzigen  Branchenverband  angehören  kann.  Aus  demselben  Grund  sollte  der  einem 
Branchenverband  angeschlossene  Erzeuger,  der  sich  zur  Lieferung  der  von  ihm  erzeugten  Baumwolle 
verpflichtet,  diese  Baumwolle  nur  an  einen  Entkörnungsbetrieb  liefern  können,  der  Mitglied  desselben 
Branchenverbandes  ist.

(73) Um  die  korrekte  Anwendung  der  Bestimmungen  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  zu  überwachen 
und  die  politische  Umsetzung  zu  bewerten,  müssen  für  die  Mitgliedstaaten  Mitteilungspflichten  festgelegt 
werden,  insbesondere  hinsichtlich  der  von  ihnen  zu  übermittelnden  Angaben  zu  ihren  Beschlüssen  gemäß 
Titel  II  bis  V  der  genannten  Verordnung.

(74) Was  insbesondere  die  fakultative  gekoppelte  Stützung  betrifft,  ist  es  erforderlich,  den  Inhalt  der  von  den 
Mitgliedstaaten  vorzulegenden  Mitteilungen  genauer  festzulegen,  um  die  ordnungsgemäße  Anwendung  der 
Vorschriften  über  diese  Stützung  sowie  die  Effizienz  dieser  Mitteilungen  sicherzustellen,  damit  die 
Kommission  überprüfen  kann,  ob  die  Mitgliedstaaten  bei  der  Ausgestaltung  der  Stützungsmaßnahmen  die 
Anforderungen  an  Kohärenz  und  Nicht-Kumulierung  von  Fördermitteln  sowie  die  Höchstprozentsätze  der 
nationalen  Obergrenzen  gemäß  Artikel  53  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  und  die  damit  verbun
denen  Gesamtbeträge  einhalten.

(75) Unter  bestimmten  Bedingungen  können  die  Mitgliedstaaten  beschließen,  eine  nationale  Beihilfe  zu 
gewähren.  Um  zu  prüfen,  ob  bei  der  Gewährung  dieser  Beihilfe  die  festgelegten  Grenzen  eingehalten 
werden,  sollte  die  Verpflichtung  festgeschrieben  werden,  dass  der  Kommission  zu  bestimmten  die 
gewährten  Beihilfen  betreffenden  Punkten  Jahresberichte  vorzulegen  sind.

(76) Die  Kommission  sollte  gegebenenfalls  auch  über  alle  Beschlüsse  unterrichtet  werden,  die  sich  aus  einer 
Überprüfung  von  gemäß  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  oder  der  vorliegenden  Verordnung  mitge
teilten  Beschlüssen  ergeben,  damit  die  Kommission  die  ordnungsgemäße  Anwendung  und  die  Auswir
kungen  dieser  Überprüfung  überwachen  kann.  Daher  ist  es  notwendig,  Vorschriften  für  die  diesbezüglichen 
Mitteilungspflichten  zu  erlassen.

(77) Anhang  X  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  enthält  eine  Tabelle  mit  den  für  die  verschiedenen  Arten 
von  im  Umweltinteresse  genutzten  Flächen  geltenden  Umrechnungs-  und  Gewichtungsfaktoren  gemäß 
Artikel  46  Absatz  3  der  genannten  Verordnung.  Zum  Zeitpunkt  der  Verabschiedung  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  war  diese  Tabelle  leer.  Daher  muss  dieser  Anhang  geändert  werden.  Die  Umrechnungsfak
toren  sollten  auf  Erfahrungen  mit  der  Messung  und  den  Besonderheiten  von  Merkmalen  beruhen.  Die 
Gewichtungsfaktoren  sollten  sich  aus  drei  verschiedenen  Werten  zusammensetzen,  die  die  Unterschiede 
hinsichtlich  der  Bedeutung  für  die  biologische  Vielfalt  widerspiegeln.  Anhang  X  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  sollte  daher  entsprechend  geändert  werden.  Für  die  Zwecke  der  Berechnung  der  im 
Umweltinteresse  genutzten  Fläche  sollten  die  Umrechnungs-  und  Gewichtungsfaktoren  auch  für  die  durch 
gleichwertige  Methoden  abgedeckten  Merkmale  gelten,  sofern  diese  mit  den  in  dem  genannten  Anhang 
aufgeführten  Merkmalen  übereinstimmen.

(78) Aus  Gründen  der  Klarheit  und  der  Rechtssicherheit  sollten  die  Verordnungen  (EG)  Nr.  1120/2009  und 
(EG)  Nr.  1121/2009  aufgehoben  werden.

(79) Vorliegende  Verordnung  sollte  für  Beihilfeanträge  für  Kalenderjahre  nach  dem  Kalenderjahr  2014  gelten  —

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN:

KAPITEL  1

GELTUNGSBEREICH  UND  ALLGEMEINE  BESTIMMUNGEN

ABSCHNITT  1

Geltungsbereich  und  allgemeine  Grundsätze

Artikel  1

Geltungsbereich

Vorliegende  Verordnung  enthält  Bestimmungen  zur  Ergänzung  bestimmter  nicht  wesentlicher  Elemente  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  in  Bezug  auf:

a) allgemeine  Bestimmungen  über  Direktzahlungen;
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b) die  Basisprämienregelung;

c) die  Regelung  für  die  einheitliche  Flächenzahlung;

d) die  Zahlung  für  Betriebsinhaber,  die  dem  Klima-  und  Umweltschutz  förderliche  Landbewirtschaftungsmethoden 
einhalten;

e) die  Zahlung  für  Junglandwirte,  die  eine  landwirtschaftliche  Tätigkeit  aufnehmen;

f) die  fakultative  gekoppelte  Stützung;

g) die  kulturspezifische  Zahlung  für  Baumwolle;

h) die  Mitteilungspflichten  der  Mitgliedstaaten.

Artikel  2

Allgemeine  Grundsätze

1. Die  Mitgliedstaaten  wenden  die  vorliegende  Verordnung  nach  objektiven  Kriterien  unter  Gewährleistung  der 
Gleichbehandlung  der  Betriebsinhaber  und  unter  Vermeidung  von  Markt-  und  Wettbewerbsverzerrungen  bei 
gleichzeitiger  Förderung  einer  nachhaltigen  Bewirtschaftung  der  natürlichen  Ressourcen  sowie  des  Klimaschutzes 
an.

2. Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  alle  Stützungsbedingungen  im  Rahmen  der  vorliegenden  Verordnung 
überprüft  und  kontrolliert  werden  können.

3. Die  Mitgliedstaaten  führen  diese  Verordnung  folgendermaßen  durch:

a) Stützung  außer  gekoppelte  Stützung  unter  Einhaltung  der  Anforderungen  gemäß  Anhang  2  Absätze  1,  5  und 
6  des  Übereinkommens  über  die  Landwirtschaft  und

b) gekoppelte  Stützung  unter  Einhaltung  der  Anforderungen  gemäß  Artikel  6  Absatz  5  des  Übereinkommens 
über  die  Landwirtschaft.

Artikel  3

Kürzungen  infolge  der  Haushaltsdisziplin

Kürzungen  infolge  der  Haushaltsdisziplin  gemäß  Artikel  8  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  werden  an  der 
Summe  der  Zahlungen  aus  den  verschiedenen  Direktzahlungsregelungen  vorgenommen,  die  in  Anhang  I  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  aufgelistet  sind  und  auf  die  jeder  Betriebsinhaber  Anspruch  hat,  nachdem  die 
Kürzungen  und  Verwaltungssanktionen  im  Zusammenhang  mit  Direktzahlungen  gemäß  Titel  II  Kapitel  IV  der 
delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  640/2014  verhängt  wurden  und  bevor  die  Verwaltungssanktionen  im  Zusam
menhang  mit  den  Cross-Compliance-Vorschriften  gemäß  Titel  IV  Kapitel  II  der  genannten  delegierten  Verordnung 
verhängt  wurden.

ABSCHNITT  2

Regelungen  bezüglich  der  Begriffsbestimmungen  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013

Artikel  4

Rahmenvorgaben  für  Kriterien  für  die  Erhaltung  einer  landwirtschaftlichen  Fläche  in  einem  für  die 
Beweidung  oder  den  Anbau  geeigneten  Zustand

1. Für  die  Zwecke  von  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  c  Ziffer  ii  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  legen 
die  Mitgliedstaaten  nach  einer  der  beiden  oder  den  beiden  nachstehenden  Methoden  die  Kriterien  fest,  die  von 
den  Betriebsinhabern  einzuhalten  sind,  damit  sie  die  Verpflichtung  zur  Erhaltung  einer  landwirtschaftlichen  Fläche 
in  einem  Zustand,  der  sie  ohne  über  die  in  der  Landwirtschaft  üblichen  Methoden  und  Maschinen  hinausge
hende  Vorbereitungsmaßnahmen  für  die  Beweidung  oder  den  Anbau  geeignet  macht,  erfüllen:

a) Die  Mitgliedstaaten  verpflichten  den  Betriebsinhaber,  auf  den  betreffenden  Flächen  mindestens  eine  Tätigkeit 
pro  Jahr  auszuführen.  Sofern  es  aus  Umweltgründen  gerechtfertigt  ist,  können  die  Mitgliedstaaten  beschließen, 
auch  Tätigkeiten  anzuerkennen,  die  nur  jedes  zweite  Jahr  ausgeführt  werden.
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b) Die  Mitgliedstaaten  legen  die  Merkmale  fest,  die  eine  landwirtschaftliche  Fläche  aufweisen  muss,  um  als  Fläche 
angesehen  zu  werden,  die  sich  in  einem  für  die  Beweidung  oder  den  Anbau  geeigneten  Zustand  befindet.

2. Bei  der  Aufstellung  von  Kriterien  gemäß  Absatz  1  können  die  Mitgliedstaaten  zwischen  verschiedenen 
Arten  von  landwirtschaftlichen  Flächen  unterscheiden.

Artikel  5

Rahmenvorgaben  für  Mindesttätigkeiten  auf  landwirtschaftlichen  Flächen,  die  auf  natürliche  Weise  in 
einem  für  die  Beweidung  oder  den  Anbau  geeigneten  Zustand  gehalten  werden

Für  die  Zwecke  von  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  c  Ziffer  iii  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  besteht  die 
von  den  Mitgliedstaaten  festzulegende  Mindesttätigkeit,  die  auf  landwirtschaftlichen  Flächen  ausgeübt  werden  soll, 
die  auf  natürliche  Weise  in  einem  für  die  Beweidung  oder  den  Anbau  geeigneten  Zustand  erhalten  werden,  in 
mindestens  einer  vom  Betriebsinhaber  pro  Jahr  auszuführenden  Tätigkeit.  Sofern  es  aus  Umweltgründen  gerecht
fertigt  ist,  können  die  Mitgliedstaaten  beschließen,  auch  Tätigkeiten  anzuerkennen,  die  nur  jedes  zweite  Jahr 
ausgeführt  werden.

Artikel  6

Vorherrschen  von  Gras  und  anderen  Grünfutterpflanzen  auf  Dauergrünland

Für  die  Zwecke  von  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  h  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  gelten  Gras  und 
andere  Grünfutterpflanzen  als  weiterhin  vorherrschend,  wenn  sie  auf  Ebene  der  landwirtschaftlichen  Parzelle  im 
Sinne  von  Artikel  67  Absatz  4  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  mehr  als  50 %  der  beihilfefä
higen  Fläche  einnehmen.

Artikel  7

Etablierte  lokale  Praktiken  auf  Dauergrünland

Für  die  Anwendung  von  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  h  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  gelten  als  etab
lierte  lokale  Praktiken  jede  der  nachstehenden  Praktiken  oder  eine  Kombination  daraus:

a) traditionelle  Beweidungspraktiken,  die  auf  den  betreffenden  Flächen  gemeinhin  angewendet  werden,

b) Praktiken,  die  für  die  Erhaltung  der  in  Anhang  I  der  Richtlinie  92/43/EWG  des  Rates (1)  aufgelisteten  Lebens
räume  oder  der  unter  die  Richtlinie  2009/147/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates (2)  fallenden 
Biotope  und  Lebensräume  von  Bedeutung  sind.

Artikel  8

Verringerungskoeffizient  gemäß  Artikel  32  Absatz  5  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013

Bei  Anwendung  von  Artikel  32  Absatz  5  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  auf  Dauergrünland,  das  beweidet 
werden  kann  und  dort,  wo  Gräser  und  andere  Grünfutterpflanzen  traditionell  nicht  in  Weidegebieten  vorherr
schen,  einen  Teil  etablierter  lokaler  Praktiken  darstellt,  können  die  Mitgliedstaaten  zwischen  verschiedenen 
Flächenkategorien  unterscheiden  und  auf  diese  unterschiedliche  Verringerungskoeffizienten  anwenden.

Artikel  9

Hanfanbau

Für  die  Anwendung  von  Artikel  32  Absatz  6  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  ist  die  Beihilfefähigkeit  von 
zum  Hanfanbau  genutzten  Flächen  von  der  Verwendung  der  Saatgutsorten  abhängig,  die  am  15.  März  des 
Jahres,  für  das  die  Zahlung  gewährt  wird,  im  „Gemeinsamen  Sortenkatalog  für  landwirtschaftliche  Pflanzenarten“ 
aufgeführt  sind  und  gemäß  Artikel  17  der  Richtlinie  2002/53/EG  des  Rates (3)  veröffentlicht  werden.  Das  Saatgut 
muss  gemäß  der  Richtlinie  2002/57/EG  des  Rates (4)  zertifiziert  sein.

(1) Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und 
Pflanzen (ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7).

(2) Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden 
Vogelarten (ABl. L 20 vom 26.1.2010, S. 7).

(3) Richtlinie  2002/53/EG des  Rates  vom 13.  Juni  2002 über  einen gemeinsamen Sortenkatalog für  landwirtschaftliche  Pflanzenarten 
(ABl. L 193 vom 20.7.2002, S. 1).

(4) Richtlinie  2002/57/EG  des  Rates  vom  13.  Juni  2002  über  den  Verkehr  mit  Saatgut  von  Öl-  und  Faserpflanzen  (ABl.  L  193 
vom 20.7.2002, S. 74).
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ABSCHNITT  3

Aktiver  Betriebsinhaber

Artikel  10

Fälle,  in  denen  landwirtschaftliche  Flächen  hauptsächlich  Flächen  sind,  die  auf  natürliche  Weise  in  einem 
für  die  Beweidung  oder  den  Anbau  geeigneten  Zustand  erhalten  werden

1. Für  die  Zwecke  von  Artikel  9  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  wird  bei  einer  natürlichen 
oder  juristischen  Person  oder  einer  Vereinigung  natürlicher  oder  juristischer  Personen  davon  ausgegangen,  dass 
deren  landwirtschaftliche  Fläche  hauptsächlich  aus  Flächen  besteht,  die  auf  natürliche  Weise  in  einem  für  die 
Beweidung  oder  den  Anbau  geeigneten  Zustand  erhalten  werden,  wenn  diese  Flächen  mehr  als  50 %  der 
gesamten  landwirtschaftlichen  Fläche  ausmachen,  die  gemäß  Artikel  72  Absatz  1  Buchstabe  a  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1306/2013  angemeldet  wurde.

2. Artikel  9  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  findet  keine  Anwendung  auf  natürliche  oder  juris
tische  Personen  oder  Vereinigungen  natürlicher  oder  juristischer  Personen,  die  auf  Flächen,  die  auf  natürliche 
Weise  in  einem  für  die  Beweidung  oder  den  Anbau  geeigneten  Zustand  erhalten  werden,  eine  landwirtschaftliche 
Tätigkeit  gemäß  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  c  Ziffer  i  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  ausüben.

Artikel  11

Einkünfte  aus  nichtlandwirtschaftlichen  Tätigkeiten

1. Für  die  Zwecke  von  Artikel  9  Absatz  2  Unterabsatz  3  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
und  gegebenenfalls  Artikel  13  der  vorliegenden  Verordnung  gelten  als  Einkünfte  aus  landwirtschaftlichen  Tätig
keiten  die  Einkünfte  eines  Betriebsinhabers,  die  aus  der  auf  seinem  Betrieb  ausgeübten  landwirtschaftlichen  Tätig
keit  im  Sinne  des  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  c  der  genannten  Verordnung  stammen,  einschließlich  Förder
mittel  der  Union  aus  dem  Europäischen  Garantiefonds  für  die  Landwirtschaft  (EGFL)  und  dem  Europäischen 
Landwirtschaftsfonds  für  die  Entwicklung  des  ländlichen  Raums  (ELER),  sowie  nationale  Beihilfen  für  landwirt
schaftliche  Tätigkeiten  mit  Ausnahme  ergänzender  nationaler  Direktzahlungen  gemäß  den  Artikeln  18  und  19 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013.

Einkünfte  des  Betriebs,  die  aus  der  Verarbeitung  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  gemäß  Artikel  4  Absatz  1  Buch
stabe  d  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  stammen,  gelten  als  Einkünfte  aus  landwirtschaftlichen  Tätigkeiten, 
sofern  die  Verarbeitungserzeugnisse  Eigentum  des  Betriebsinhabers  bleiben  und  aus  der  Verarbeitung  ein  anderes 
landwirtschaftliches  Erzeugnis  gemäß  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  d  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
hervorgeht.

Sonstige  Einkünfte  gelten  als  Einkünfte  aus  nichtlandwirtschaftlichen  Tätigkeiten.

2. Für  die  Zwecke  von  Absatz  1  sind  „Einkünfte“  Bruttoeinkünfte  vor  Abzug  von  Kosten  und  Steuern.

3. Die  in  Absatz  1  genannten  Fördermittel  der  Union  werden  wie  folgt  berechnet:

a) In  Bulgarien  und  Rumänien  für  das  Jahr  2015  auf  der  Grundlage  des  jeweiligen  Betrags,  der  in  Anhang  V 
Abschnitt  A  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  aufgeführt  ist;

b) in  Kroatien  für  jedes  in  Artikel  17  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  genannte  Jahr  auf  der  Grundlage 
des  Betrags,  der  in  Anhang  VI  Abschnitt  A  der  genannten  Verordnung  aufgeführt  ist.

Artikel  12

Betrag  der  Direktzahlungen  gemäß  Artikel  9  Absätze  2  und  4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  und 
Artikel  13  Absatz  2  der  vorliegenden  Verordnung

1. Der  jährliche  Betrag  der  einem  Betriebsinhaber  gewährten  Direktzahlungen  gemäß  Artikel  9  Absatz  2 
Unterabsatz  3  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  und  gegebenenfalls  Artikel  13  Absatz  2  der 
vorliegenden  Verordnung  ist  der  Gesamtbetrag  der  Direktzahlungen,  auf  die  der  Betriebsinhaber  nach  Maßgabe 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  für  das  jüngste  Steuerjahr  Anspruch  hatte,  für  das  Nachweise  über 
Einkünfte  aus  nichtlandwirtschaftlichen  Tätigkeiten  vorliegen.  Bei  der  Berechnung  dieses  Betrags  wird  die  Anwen
dung  des  Artikels  63  sowie  von  Artikel  91  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  nicht  berücksichtigt.
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Ist  das  jüngste  Steuerjahr  gemäß  Unterabsatz  1  das  Jahr  2014  oder  ein  früheres  Jahr,  so  entspricht  der  jährliche 
Betrag  der  Direktzahlungen  dem  Gesamtbetrag  der  Direktzahlungen,  auf  die  der  Betriebsinhaber  gemäß  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  vor  Abzug  der  Kürzungen  und  Ausschlüsse  gemäß  den  Artikeln  21  und  23  der 
genannten  Verordnung  Anspruch  hatte.

2. Hat  ein  Betriebsinhaber  in  dem  in  Absatz  1  Unterabsatz  1  genannten  jüngsten  Steuerjahr  keinen  Beihilfean
trag  für  Direktzahlungen  gemäß  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  gestellt,  so  bestimmen  die  Mitgliedstaaten 
den  Gesamtbetrag  der  Direktzahlungen  gemäß  Absatz  1  Unterabsatz  1,  indem  die  Zahl  der  beihilfefähigen 
Hektarflächen,  die  der  Betriebsinhaber  im  Jahr  der  Antragstellung  gemäß  Artikel  72  Absatz  1  Buchstabe  a  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  angemeldet  hat,  mit  dem  nationalen  Durchschnitt  der  Direktzahlungen  je 
Hektar  in  dem  in  Absatz  1  Unterabsatz  1  genannten  Jahr  multipliziert  wird.

Der  nationale  Durchschnitt  der  Direktzahlungen  je  Hektar  gemäß  Unterabsatz  1  wird  ermittelt,  indem  die  in 
Anhang  II  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  für  das  betreffende  Jahr  festgesetzte  nationale  Obergrenze  durch 
die  Gesamtzahl  der  beihilfefähigen  Hektarflächen  geteilt  wird,  die  in  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  gemäß 
Artikel  72  Absatz  1  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  für  das  jeweilige  Jahr  angemeldet 
wurden.

Ist  das  in  Absatz  1  Unterabsatz  1  genannte  Jahr  das  Jahr  2014  oder  ein  früheres  Jahr,  so  wird  der  nationale 
Durchschnitt  der  Direktzahlungen  je  Hektar  gemäß  Unterabsatz  1  ermittelt,  indem  die  in  Anhang  VIII  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  für  das  betreffende  Jahr  festgesetzte  nationale  Obergrenze  durch  die  Gesamtzahl 
der  beihilfefähigen  Hektarflächen  geteilt  wird,  die  in  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  gemäß  Artikel  19  Absatz  1 
Buchstabe  a  der  Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  für  das  jeweilige  Jahr  angemeldet  wurden.

3. Der  Betrag  der  Direktzahlungen  eines  Betriebsinhabers  gemäß  Artikel  9  Absatz  4  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  ist  der  Gesamtbetrag  der  Direktzahlungen,  auf  die  der  Betriebsinhaber  gemäß  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013  vor  der  Anwendung  des  Artikels  63  sowie  von  Artikel  91  Absatz  1  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  für  das  vorangegangene  Jahr  Anspruch  hatte.

Ist  das  in  Unterabsatz  1  genannte  Jahr  das  Jahr  2014,  so  entspricht  der  Betrag  der  Direktzahlungen  dem 
Gesamtbetrag  der  Direktzahlungen  für  2014,  auf  die  der  Betriebsinhaber  gemäß  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  73/2009  vor  Abzug  der  Kürzungen  und  Ausschlüsse  gemäß  den  Artikeln  21  und  23  der  genannten  Verord
nung  Anspruch  hatte.

4. Hat  ein  Betriebsinhaber  in  dem  in  Absatz  3  Unterabsatz  1  genannten  Vorjahr  keinen  Beihilfeantrag  für 
Direktzahlungen  gemäß  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  gestellt,  so  bestimmen  die  Mitgliedstaaten  den 
Gesamtbetrag  der  Direktzahlungen  gemäß  Absatz  3  Unterabsatz  1,  indem  die  Zahl  der  beihilfefähigen  Hektarflä
chen,  die  der  Betriebsinhaber  im  Jahr  der  Antragstellung  gemäß  Artikel  72  Absatz  1  Buchstabe  a  der  Verord
nung  (EU)  Nr.  1306/2013  angemeldet  hat,  mit  dem  nationalen  Durchschnitt  der  Direktzahlungen  je  Hektar  im 
Vorjahr  multipliziert  wird.

Der  nationale  Durchschnitt  der  Direktzahlungen  je  Hektar  gemäß  Unterabsatz  1  wird  ermittelt,  indem  die  in 
Anhang  II  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  für  das  betreffende  Jahr  festgesetzte  nationale  Obergrenze  durch 
die  Gesamtzahl  der  beihilfefähigen  Hektarflächen  geteilt  wird,  die  in  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  gemäß 
Artikel  72  Absatz  1  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  für  das  jeweilige  Jahr  angemeldet 
wurden.

Ist  das  in  Absatz  3  Unterabsatz  1  genannte  Vorjahr  das  Jahr  2014,  so  legen  die  Mitgliedstaaten  den  jährlichen 
Betrag  der  Direktzahlungen  an  diesen  Betriebsinhaber  fest,  indem  die  Zahl  der  beihilfefähigen  Hektarflächen,  die 
der  Betriebsinhaber  für  das  Jahr  2015  gemäß  Artikel  72  Absatz  1  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  angemeldet  hat,  mit  dem  nationalen  Durchschnitt  der  Direktzahlungen  je  Hektar  für  das  Jahr 
2014  multipliziert  wird.

Der  nationale  Durchschnitt  der  Direktzahlungen  je  Hektar  für  das  Jahr  2014  wird  ermittelt,  indem  die  in 
Anhang  VIII  der  Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  für  das  Jahr  2014  festgesetzte  nationale  Obergrenze  durch  die 
Gesamtzahl  der  beihilfefähigen  Hektarflächen  geteilt  wird,  die  in  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  gemäß  Artikel  19 
Absatz  1  Buchstabe  a  der  genannten  Verordnung  für  das  Jahr  2014  angemeldet  wurden.
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5. Der  Gesamtbetrag  der  Direktzahlungen  gemäß  den  Absätzen  1  und  2  wird  wie  folgt  berechnet:

a) In  Bulgarien  und  Rumänien  für  das  Jahr  2015  auf  der  Grundlage  des  jeweiligen  Betrags,  der  in  Anhang  V 
Abschnitt  A  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  aufgeführt  ist;

b) in  Kroatien  für  jedes  in  Artikel  17  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  genannte  Jahr  auf  der  Grundlage 
des  Betrags,  der  in  Anhang  VI  Abschnitt  A  der  genannten  Verordnung  aufgeführt  ist.

Artikel  13

Kriterien  für  den  Nachweis,  dass  die  landwirtschaftlichen  Tätigkeiten  nicht  unwesentlich  sind  und  dass 
die  Haupttätigkeit  oder  der  Hauptgeschäftszweck  in  der  Ausübung  einer  landwirtschaftlichen  Tätigkeit 

besteht

1. Für  die  Zwecke  von  Artikel  9  Absatz  2  Unterabsatz  3  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
sind  landwirtschaftliche  Tätigkeiten  nicht  unwesentlich,  wenn  die  Gesamteinkünfte  aus  landwirtschaftlichen  Tätig
keiten  im  Sinne  von  Artikel  11  der  vorliegenden  Verordnung  im  jüngsten  Steuerjahr,  für  das  entsprechende 
Nachweise  vorliegen,  mindestens  ein  Drittel  der  Gesamteinkünfte  im  letzten  Steuerjahr  ausmachen,  für  das  derar
tige  Beweise  vorliegen.

Die  Mitgliedstaaten  können  beschließen,  den  Anteil  der  Gesamteinkünfte  aus  landwirtschaftlichen  Tätigkeiten  nied
riger  als  ein  Drittel  anzusetzen,  sofern  durch  diesen  niedrigeren  Wert  sichergestellt  ist,  dass  keine  natürliche  oder 
juristische  Person,  die  lediglich  marginale  landwirtschaftliche  Tätigkeiten  ausübt,  als  aktiver  Betriebsinhaber  gilt.

Abweichend  von  den  Unterabsätzen  1  und  2  können  die  Mitgliedstaaten  alternative  Kriterien  festlegen,  durch  die 
ein  Unternehmen  nachweisen  kann,  dass  seine  landwirtschaftlichen  Tätigkeiten  gemäß  Artikel  9  Absatz  2 
Unterabsatz  3  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  nicht  unwesentlich  sind.

2. Für  die  Zwecke  von  Artikel  9  Absatz  3  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  können  die 
Mitgliedstaaten  auf  der  Grundlage  der  nachstehenden  Methoden  beschließen,  dass  die  landwirtschaftlichen  Tätig
keiten  einer  natürlichen  oder  juristischen  Person  oder  einer  Vereinigung  natürlicher  oder  juristischer  Personen  nur 
einen  unwesentlichen  Teil  ihrer  gesamten  wirtschaftlichen  Tätigkeiten  ausmachen:

a) Der  jährliche  Betrag  der  Direktzahlungen  beläuft  sich  auf  weniger  als  5 %  ihrer  Gesamteinkünfte  aus  nicht
landwirtschaftlichen  Tätigkeiten  gemäß  Artikel  11  der  vorliegenden  Verordnung  im  jüngsten  Steuerjahr,  für 
das  solche  Nachweise  vorliegen;

b) der  Gesamtbetrag  der  Einkünfte  aus  landwirtschaftlichen  Tätigkeiten  im  Sinne  von  Artikel  11  der  vorliegenden 
Verordnung  liegt  im  jüngsten  Steuerjahr,  für  das  entsprechende  Nachweise  vorliegen,  unterhalb  eines  von  den 
Mitgliedstaaten  zu  beschließenden  Schwellenwerts  und  beträgt  nicht  mehr  als  ein  Drittel  des  Gesamtbetrags 
der  Einkünfte  im  jüngsten  Steuerjahr,  für  das  derartige  Nachweise  vorliegen.

Abweichend  von  Unterabsatz  1  können  die  Mitgliedstaaten  alternative  Kriterien  festlegen,  nach  denen  landwirt
schaftliche  Tätigkeiten  gemäß  Artikel  9  Absatz  3  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  als  unwe
sentlich  anzusehen  sind.

3. Für  die  Zwecke  von  Artikel  9  Absatz  2  Unterabsatz  3  Buchstabe  c  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
und  gegebenenfalls  Artikel  9  Absatz  3  Buchstabe  b  derselben  Verordnung  gilt  die  Ausübung  einer  landwirtschaft
lichen  Tätigkeit  als  Haupttätigkeit  oder  Geschäftszweck  einer  juristischen  Person,  wenn  diese  Tätigkeit  als  eine 
Haupttätigkeit  oder  ein  Geschäftszweck  im  amtlichen  Unternehmensregister  eines  Mitgliedstaats  eingetragen  ist 
oder  ein  gleichwertiger  amtlicher  Nachweis  des  Mitgliedstaats  vorliegt.  Im  Fall  einer  natürlichen  Person  sind 
gleichwertige  Nachweise  beizubringen.

Sind  derartige  Register  nicht  vorhanden,  verwenden  die  Mitgliedstaaten  gleichwertige  Nachweise.
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Abweichend  von  den  Unterabsätzen  1  und  2  können  die  Mitgliedstaaten  alternative  Kriterien  festlegen,  nach 
denen  eine  landwirtschaftliche  Tätigkeit  als  eine  Haupttätigkeit  oder  ein  Geschäftszweck  einer  natürlichen  oder 
juristischen  Person  gemäß  Artikel  9  Absatz  2  Unterabsatz  3  Buchstabe  c  und  gegebenenfalls  Artikel  9  Absatz  3 
Buchstabe  b  der  genannten  Verordnung  gelten  kann.

KAPITEL  2

BASISPRÄMIENREGELUNG  UND  REGELUNG  FÜR  DIE  EINHEITLICHE  FLÄCHENZAHLUNG

ABSCHNITT  1

Durchführungsbestimmungen  zur  Basisprämienregelung  gemäss  Titel  III  Kapitel  I  Abschnitte  1,  2,  3  und  5 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013

U n t er ab s chn i t t  1

E rst zuwe i sung  von  Z ahlung sans pr üche n

Artikel  14

Vererbung,  Änderung  des  Rechtsstatus  oder  der  Bezeichnung  sowie  Zusammenschluss  und  Aufteilung

1. Hat  ein  Betriebsinhaber  den  Betrieb  oder  einen  Teil  des  Betriebs  durch  Vererbung  oder  vorweggenommene 
Erbfolge  erhalten,  so  ist  er  berechtigt,  in  seinem  eigenen  Namen  die  Anzahl  und  den  Wert  der  Zahlungsan
sprüche,  die  dem  erhaltenen  Betrieb  oder  Teil  dieses  Betriebs  zuzuweisen  sind,  unter  denselben  Bedingungen  wie 
der  ursprüngliche  Betriebsinhaber  zu  beantragen.

Bei  widerrufbarer  vorweggenommener  Erbfolge  werden  Zahlungsansprüche  ausschließlich  dem  Erben  zugewiesen, 
der  zu  dem  in  Artikel  24  Absatz  1  oder  Artikel  39  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  genannten 
Zeitpunkt  eingesetzt  war.

2. Eine  Änderung  der  Bezeichnung  hat  keine  Auswirkungen  auf  die  Anzahl  und  den  Wert  der  zuzuweisenden 
Zahlungsansprüche.

Eine  Änderung  des  Rechtsstatus  hat  keine  Auswirkungen  auf  die  Anzahl  und  den  Wert  der  zuzuweisenden 
Zahlungsansprüche,  wenn  der  Betriebsinhaber,  der  in  Bezug  auf  Betriebsführung,  Gewinne  und  finanzielle  Risiken 
die  Kontrolle  über  den  ursprünglichen  Betrieb  ausgeübt  hat,  auch  den  neuen  Betrieb  leitet.

3. Ein  Zusammenschluss  oder  eine  Aufteilung  hat  keine  Auswirkungen  auf  die  Anzahl  und  den  Wert  der 
dem  Betrieb/den  Betrieben  zuzuweisenden  Zahlungsansprüche.

Wendet  ein  Mitgliedstaat  Artikel  24  Absatz  4  oder  5  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  an,  so  wird  im  Falle 
einer  Aufteilung  die  Anzahl  der  Zahlungsansprüche,  die  den  einzelnen  aus  der  Aufteilung  hervorgehenden 
Betrieben  zuzuweisen  sind,  dadurch  festgesetzt,  dass  die  Anzahl  der  dem  betreffenden  neuen  Betrieb  zur  Verfü
gung  stehenden  beihilfefähigen  Hektarflächen  mit  der  durchschnittlichen  Kürzung  der  Anzahl  der  Ansprüche 
multipliziert  wird,  die  gemäß  Artikel  24  Absatz  4  oder  5  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  auf  den 
ursprünglichen  Betrieb  angewendet  worden  wäre.

Für  die  Zwecke  dieses  Absatzes  gelten  folgende  Begriffsbestimmungen:

a) „Zusammenschluss“:  der  Zusammenschluss  von  zwei  oder  mehr  getrennten  Betriebsinhabern  im  Sinne  von 
Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  zu  einem  neuen  Betriebsinhaber  im 
Sinne  des  genannten  Artikels,  der  in  Bezug  auf  Betriebsführung,  Gewinne  und  finanzielle  Risiken  von  den 
Betriebsinhabern  kontrolliert  wird,  die  ursprünglich  mindestens  einen  dieser  Betriebe  kontrolliert  haben;

b) „Aufteilung“:  die  Aufteilung  eines  Betriebsinhabers  im  Sinne  von  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  a  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  in

i) mindestens  zwei  neue  selbstständige  Betriebsinhaber  im  Sinne  des  genannten  Artikels,  von  denen  zumin
dest  einer  in  Bezug  auf  Betriebsführung,  Gewinne  und  finanzielle  Risiken  weiterhin  von  mindestens  einer 
der  ursprünglich  den  Betrieb  leitenden  natürlichen  oder  juristischen  Personen  kontrolliert  wird;  oder
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ii) den  ursprünglichen  Betriebsinhaber  und  mindestens  einen  neuen  selbstständigen  Betriebsinhaber  im  Sinne 
des  genannten  Artikels.

Artikel  15

Ermittlung  von  beihilfefähigen  Hektarflächen  für  die  Zwecke  der  Artikel  24  Absatz  2  und  Artikel  39 
Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013

1. Um  in  Fällen,  in  denen  keine  höhere  Gewalt  und  keine  außergewöhnlichen  Umstände  anerkannt  werden, 
die  Anzahl  der  zuzuweisenden  Zahlungsansprüche  gemäß  Artikel  24  Absatz  2  und  Artikel  39  Absatz  2  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  zu  bestimmen,  werden  lediglich  die  gemäß  Artikel  2  Absatz  1  Unterabsatz  2 
Nummer  23  Buchstabe  a  der  delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  640/2014  ermittelten  beihilfefähigen  Hektarflächen 
berücksichtigt.

2. Stellen  mehrere  Antragsteller  für  eine  beihilfefähige  Hektarfläche  nach  Absatz  1  einen  Antrag  auf  Zuwei
sung  von  Zahlungsansprüchen,  so  wird  die  Entscheidung,  wem  die  Zahlungsansprüche  zugewiesen  werden, 
anhand  des  Kriteriums  getroffen,  wer  die  Entscheidungsbefugnis  in  Bezug  auf  die  auf  dieser  Hektarfläche  ausge
übten  landwirtschaftlichen  Tätigkeiten  innehat  und  wer  die  Gewinne  und  finanziellen  Risiken  im  Zusammenhang 
mit  diesen  Tätigkeiten  trägt.

Artikel  16

Begrenzung  gemäß  Artikel  24  Absatz  6  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013

1. Eine  Begrenzung  gemäß  Artikel  24  Absatz  6  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  darf  sich  auf  höchstens 
85 %  der  Anzahl  der  Zahlungsansprüche  belaufen,  die  den  beihilfefähigen  Hektarflächen  Dauergrünland  in 
Gebieten  mit  schwierigen  Witterungsbedingungen  entsprechen.

2. Für  die  Anwendung  des  in  Absatz  1  genannten  Verringerungskoeffizienten  können  die  Mitgliedstaaten  auf 
der  Grundlage  der  naturbedingten  Benachteiligungen  gemäß  Artikel  24  Absatz  6  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  zwischen  verschiedenen  Kategorien  von  Gebieten  mit  schwierigen  Witterungsbedingungen  unter
scheiden,  um  unterschiedliche  Verringerungskoeffizienten  auf  die  jeweiligen  Kategorien  anzuwenden.

Artikel  17

Festsetzung  des  Werts  der  Zahlungsansprüche  gemäß  den  Artikeln  26  und  40  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013

1. Bei  der  Bestimmung  der  relevanten  Direktzahlungen  oder  des  Werts  der  Zahlungsansprüche  für  das  Jahr 
2014  gemäß  Artikel  26  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  werden  lediglich  Zahlungen  bzw.  der  Wert  der 
Zahlungsansprüche  für  diejenigen  Betriebsinhaber  berücksichtigt,  die  nach  Maßgabe  von  Artikel  9  und  Artikel  24 
Absatz  9  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  im  Jahr  2015  zum  Bezug  von  Direktzahlungen  berechtigt  sind.

Bei  der  Bestimmung  der  relevanten,  das  Jahr  vor  Einführung  der  Basisprämienregelung  betreffenden  Direktzah
lungen  gemäß  Artikel  40  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  werden  lediglich  Zahlungen  an  dieje
nigen  Betriebsinhaber  berücksichtigt,  die  nach  Maßgabe  von  Artikel  9  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  im 
ersten  Anwendungsjahr  der  Basisprämienregelung  zum  Bezug  von  Direktzahlungen  berechtigt  sind.

2. Für  die  Zwecke  von  Artikel  26  Absatz  6  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  gelten  folgende  Regeln:

a) Der  Verweis  auf  die  besonderen  Stützungsmaßnahmen  gemäß  Artikel  68  Absatz  1  Buchstaben  a,  b  und 
c  der  Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  gilt  unbeschadet  der  Möglichkeit  der  Mitgliedstaaten,  lediglich  eine  oder 
mehrere  im  Rahmen  dieser  besonderen  Stützungsmaßnahmen  umgesetzten  Maßnahmen  zu  berücksichtigen;

b) bei  der  Berechnung  der  Stützung,  die  einem  Betriebsinhaber  im  Rahmen  einer  oder  mehrerer  Stützungsrege
lungen  gemäß  Artikel  26  Absatz  6  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  für  das  Kalenderjahr  2014  gewährt 
wird,  werden  etwaige  Kürzungen  oder  Ausschlüsse  gemäß  Titel  II  Kapitel  4  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  73/2009  nicht  berücksichtigt;
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c) die  Mitgliedstaaten  können  anhand  objektiver  und  nichtdiskriminierender  Kriterien  über  die  Höhe  der  Stützung 
beschließen,  die  für  eine  oder  mehrere  der  in  Artikel  26  Absatz  6  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
genannten  und  von  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  angewendeten  Regelungen  zu  berücksichtigen  ist.

Wenden  Mitgliedstaaten  diesen  Absatz  an,  so  dürfen  sie  den  entkoppelten  Charakter  der  gemäß  Artikel  68 
Absatz  1  Buchstabe  c  und  den  Artikeln  126,  127  und  129  der  Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  gewährten  Stüt
zung  nicht  gefährden.

3. Für  die  Zwecke  von  Artikel  26  Absatz  6  Unterabsatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  wird  die 
gemäß  den  Artikeln  72a  und  125a  der  Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  für  das  Kalenderjahr  2014  gewährte  Stüt
zung  ohne  Berücksichtigung  etwaiger  Kürzungen  oder  Ausschlüsse  gemäß  Titel  II  Kapitel  4  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  73/2009  berechnet.

4. Der  Verweis  in  Artikel  26  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  auf  Zahlungsansprüche  eines 
Betriebsinhabers  schließt  auch  die  Zahlungsansprüche  ein,  die  von  dem  Betriebsinhaber  zum  Zeitpunkt  seines 
Antrags  für  2014  an  einen  anderen  Betriebsinhaber  verpachtet  sind.

Artikel  18

Endgültige  Festsetzung  des  Werts  und  der  Anzahl  der  Zahlungsansprüche

Beruht  die  Mitteilung  an  die  Betriebsinhaber  gemäß  Artikel  25  Absatz  10  oder  Artikel  40  Absatz  4 
Unterabsatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  auf  vorläufigen  Daten,  müssen  der  endgültige  Wert  und  die 
endgültige  Anzahl  der  Zahlungsansprüche  bestimmt  und  den  Betriebsinhabern  mitgeteilt  werden,  nachdem  alle 
erforderlichen  Kontrollen  nach  Maßgabe  von  Artikel  74  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  durchgeführt 
wurden,  in  jedem  Fall  aber  bis  zum  1.  April  des  Jahres,  das  auf  das  erste  Jahr  der  Anwendung  der  Basisprä
mienregelung  durch  den  betreffenden  Mitgliedstaat  folgt.

Artikel  19

Festsetzung  des  Werts  der  Zahlungsansprüche  in  Härtefällen

1. Sind  eine  oder  mehrere  der  Direktzahlungen  gemäß  Artikel  26  oder  Artikel  40  Absatz  3  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013  für  2014  bzw.  das  Jahr  vor  der  Umsetzung  der  Basisprämienregelung  niedriger  als  die 
entsprechenden  Beträge  in  dem  Jahr  vor  den  von  höherer  Gewalt  oder  außergewöhnlichen  Umständen  betrof
fenen  Jahren,  wird  der  ursprüngliche  Einheitswert  auf  der  Grundlage  der  Beträge  bestimmt,  die  der  betreffende 
Betriebsinhaber  in  dem  Jahr  vor  den  von  höherer  Gewalt  oder  außergewöhnlichen  Umständen  betroffenen  Jahren 
erhalten  hat.

2. Die  Mitgliedstaaten  können  beschließen,  die  Anwendung  von  Absatz  1  auf  die  Fälle  zu  beschränken,  in 
denen  die  Direktzahlungen  für  2014  bzw.  für  das  Jahr  vor  der  Umsetzung  der  Basisprämienregelung  unterhalb 
eines  bestimmten  Prozentsatzes  der  entsprechenden  Beträge  des  Jahres  liegen,  das  den  von  höherer  Gewalt  oder 
außergewöhnlichen  Umständen  betroffenen  Jahren  vorausgeht.  Dieser  Prozentsatz  beträgt  mindestens  85 %.

Artikel  20

Privatrechtliche  Kaufverträge

1. Die  Mitgliedstaaten  können  beschließen,  dass  Betriebsinhaber  beim  Verkauf  eines  Betriebs  oder  eines  Teils 
davon  durch  einen  vor  dem  von  der  Kommission  auf  der  Grundlage  von  Artikel  78  Buchstabe  b  der  Verord
nung  (EU)  Nr.  1306/2013  festgelegten  letztmöglichen  Zeitpunkt  für  die  Beantragung  der  Zuweisung  von 
Zahlungsansprüchen  abgeschlossenen  Vertrag  zusammen  mit  dem  Betrieb  oder  einem  Teil  davon  die  entsprech
enden  zuzuweisenden  Zahlungsansprüche  übertragen  können.  In  diesem  Fall  sollen  die  Zahlungsansprüche  dem 
Verkäufer  zugewiesen  und  direkt  an  den  Käufer  übertragen  werden,  der  gegebenenfalls  in  den  Genuss  der  Heran
ziehung  der  Zahlungen,  die  der  Verkäufer  für  2014  erhalten  hat,  oder  des  Werts  der  vom  Verkäufer  im  Jahr 
2014  gemäß  Artikel  26  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  gehaltenen  Zahlungsansprüche  als  Referenzgröße 
für  den  ursprünglichen  Einheitswert  dieser  Zahlungsansprüche  kommen  kann.
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Eine  solche  Übertragung  setzt  voraus,  dass  der  Verkäufer  Artikel  24  Absatz  1  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  und  der  Käufer  Artikel  9  der  genannten  Verordnung  erfüllt.

Ein  solcher  Verkauf  gilt  nicht  als  Übertragung  ohne  Land  im  Sinne  von  Artikel  34  Absatz  4  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013.

2. Absatz  1  gilt  sinngemäß  für  die  Mitgliedstaaten,  die  Titel  III  Kapitel  1  Abschnitt  5  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  anwenden.

Artikel  21

Privatrechtliche  Pachtverträge

1. Die  Mitgliedstaaten  können  beschließen,  dass  Betriebsinhaber  bei  der  Verpachtung  eines  Betriebs  oder  eines 
Teils  davon  durch  einen  vor  dem  in  Artikel  20  Absatz  1  Unterabsatz  1  genannten  Datum  abgeschlossenen 
Vertrag  zusammen  mit  dem  Betrieb  oder  einem  Teil  davon  die  entsprechenden  zuzuweisenden  Zahlungsan
sprüche  verpachten  können.  In  diesem  Fall  werden  die  Zahlungsansprüche  dem  Verpächter  zugewiesen  und 
direkt  an  den  Pächter  verpachtet,  der  gegebenenfalls  in  den  Genuss  der  Heranziehung  der  Zahlungen,  die  der 
Verpächter  für  2014  erhalten  hat,  oder  des  Werts  der  vom  Verpächter  im  Jahr  2014  gemäß  Artikel  26  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  gehaltenen  Zahlungsansprüche  als  Referenzgröße  für  den  ursprünglichen 
Einheitswert  dieser  Zahlungsansprüche  kommen  kann.

Eine  solche  Übertragung  setzt  voraus,  dass  der  Verpächter  Artikel  24  Absatz  1  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  und  der  Pächter  Artikel  9  der  genannten  Verordnung  erfüllt  und  dass  der  Pachtvertrag  nach 
dem  letzten  Tag  der  Frist  für  die  Antragstellung  im  Rahmen  der  Basisprämienregelung  abläuft.

Eine  solche  Verpachtung  gilt  nicht  als  Übertragung  ohne  Land  im  Sinne  von  Artikel  34  Absatz  4  der  Verord
nung  (EU)  Nr.  1307/2013.

2. Absatz  1  gilt  sinngemäß  für  die  Mitgliedstaaten,  die  Titel  III  Kapitel  1  Abschnitt  5  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  anwenden.

Artikel  22

Begünstigte  gemäß  Artikel  24  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013

Für  die  Zwecke  von  Artikel  24  Absatz  1  Unterabsatz  3  Buchstabe  a  Ziffer  i  erster  Gedankenstrich  der  Verord
nung  (EU)  Nr.  1307/2013  sind  „Speisekartoffeln“  und  „Pflanzkartoffeln“  Kartoffeln  des  KN-Codes  0701  mit 
Ausnahme  der  für  die  Herstellung  von  Kartoffelstärke  bestimmten  Kartoffeln.

Un t e rab s c hn i t t  2

A kt ivi e rung  und  Ü be rtr agung  von  A nsp rüc hen

Artikel  23

Berechnung  des  Werts  von  Zahlungsansprüchen

1. Zahlungsansprüche  werden  in  einem  ersten  Schritt  bis  auf  die  dritte  Dezimalstelle  berechnet  und  in  einem 
zweiten  Schritt  auf  die  nächste  zweite  Dezimalstelle  auf-  bzw.  abgerundet.  Führt  die  Berechnung  dazu,  dass  die 
dritte  Dezimalstelle  eine  5  ist,  so  wird  das  Ergebnis  auf  die  zweite  Dezimalstelle  aufgerundet.
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2. Überträgt  ein  Betriebsinhaber  einen  Bruchteil  eines  Zahlungsanspruchs,  so  wird  der  Wert  dieses  Bruchteils 
für  jedes  verbleibende  Jahr  gemäß  Artikel  25  oder  40  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  anteilmäßig 
berechnet.

3. Die  Mitgliedstaaten  können  Zahlungsansprüche  durch  die  Zusammenlegung  von  Bruchteilen,  die  einem 
Betriebsinhaber  gehören,  ändern.  Der  Wert  der  zusammengelegten  Ansprüche  wird  für  jedes  verbleibende  Jahr 
gemäß  Artikel  25  oder  40  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  durch  Addition  des  Werts  der  Bruchteile 
berechnet.

Artikel  24

Anforderungen  für  die  Aktivierung  von  Zahlungsansprüchen

1. Zahlungsansprüche  können  nur  einmal  jährlich  von  dem  Betriebsinhaber  zur  Zahlung  angemeldet  werden, 
der  am  Endtermin  für  die  Einreichung  des  Sammelantrags  darüber  verfügt  (eigene  oder  gepachtete).

Nutzt  ein  Betriebsinhaber  jedoch  die  Möglichkeit,  den  Sammelantrag  gemäß  den  von  der  Kommission  auf  der 
Grundlage  von  Artikel  78  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  festgelegten  Vorschriften  zu  ändern, 
so  kann  er  auch  Zahlungsansprüche  zur  Zahlung  anmelden,  über  die  er  zum  Zeitpunkt  der  Mitteilung  der 
Änderungen  an  die  zuständige  Behörde  verfügt  (eigene  oder  gepachtete),  sofern  die  betreffenden  Zahlungsan
sprüche  nicht  von  einem  anderen  Betriebsinhaber  für  dasselbe  Jahr  zur  Zahlung  angemeldet  werden.

Erwirbt  ein  Betriebsinhaber  Zahlungsansprüche  im  Wege  der  Übertragung  von  einem  anderen  Betriebsinhaber 
und  hatte  der  andere  Betriebsinhaber  diese  Zahlungsansprüche  bereits  zur  Zahlung  angemeldet,  so  ist  die  zusätz
liche  Anmeldung  dieser  Zahlungsansprüche  durch  den  Übernehmer  nur  dann  zulässig,  wenn  der  Übergeber  die 
zuständige  Behörde  bereits  gemäß  den  von  der  Kommission  auf  der  Grundlage  von  Artikel  34  Absatz  5  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  festgelegten  Vorschriften  über  die  Übertragung  in  Kenntnis  gesetzt  hat  und 
innerhalb  der  von  der  Kommission  auf  der  Grundlage  von  Artikel  78  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  festgesetzten  Frist  für  die  Änderung  des  Sammelantrags  die  betreffenden  Zahlungsansprüche  aus 
seinem  eigenen  Sammelantrag  zurückzieht.

2. Verfügt  ein  Betriebsinhaber,  nachdem  er  die  Parzellen,  die  all  seinen  verfügbaren  Zahlungsansprüchen 
entsprechen,  gemäß  Artikel  33  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  angemeldet  hat,  immer  noch  über 
eine  Parzelle,  die  den  Bruchteil  eines  Hektars  ausmacht,  so  kann  er  einen  weiteren  ganzen  Zahlungsanspruch 
anmelden,  der  Anspruch  auf  eine  im  Verhältnis  zur  Größe  der  Parzelle  berechnete  Zahlung  gibt.  Für  die  Anwen
dung  von  Artikel  31  Absatz  1  Buchstabe  b  der  genannten  Verordnung  gilt  dieser  Zahlungsanspruch  als  voll
ständig  aktiviert.

Artikel  25

Übertragung  von  Ansprüchen

1. Zahlungsansprüche  können  jederzeit  übertragen  werden.

2. Macht  ein  Mitgliedstaat  von  der  Möglichkeit  gemäß  Artikel  34  Absatz  3  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  Gebrauch,  so  bestimmt  er  die  in  dem  angeführten  Absatz  genannten  Regionen  im  ersten  Jahr 
der  Anwendung  von  Artikel  34  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  und  spätestens  einen  Monat  vor 
dem  vom  Mitgliedstaat  gemäß  Artikel  33  Absatz  1  der  genannten  Verordnung  festgesetzten  Zeitpunkt.
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U nt e r ab sc hn i t t  3

Na ti onale  oder  r e gi onale  R es er ven

Artikel  26

Rückfall  in  die  nationale  oder  regionale  Reserve  aufgrund  des  Einbehalts  bei  Übertragung  von  Zahlungs
ansprüchen

Macht  ein  Mitgliedstaat  von  der  Möglichkeit  gemäß  Artikel  34  Absatz  4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
Gebrauch,  so  kann  er  nach  objektiven  Kriterien,  unter  Gewährleistung  der  Gleichbehandlung  der  Betriebsinhaber 
und  unter  Vermeidung  von  Markt-  und  Wettbewerbsverzerrungen  beschließen,  dass  bis  zu  30 %  der  jährlichen 
Einheitswerte  jedes  Zahlungsanspruchs,  der  ohne  die  entsprechenden  beihilfefähigen  Hektarflächen  im  Sinne  von 
Artikel  32  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  übertragen  wird,  oder  des  entsprechenden  in  Anzahl 
an  Zahlungsansprüchen  ausgedrückten  Betrags  in  die  nationale  oder  regionale  Reserve  zurückfallen.

Abweichend  von  Absatz  1  können  die  Mitgliedstaaten  in  den  ersten  drei  Jahren  der  Anwendung  der  Basisprä
mienregelung  einen  Rückfall  in  die  Reserve  von  bis  zu  50 %  des  jährlichen  Einheitswerts  jedes  Zahlungsan
spruchs  oder  des  entsprechenden,  in  Anzahl  an  Zahlungsansprüchen  gemäß  Absatz  1  ausgedrückten  Betrags 
vorsehen.

Artikel  27

Anwendung  der  Bestimmung  zu  unerwarteten  Gewinnen

Für  die  Zwecke  von  Artikel  28  und  Artikel  40  Absatz  5  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  wird  die  darin 
genannte  Erhöhung  des  Werts  der  Zahlungsansprüche  bestimmt,  indem  der  Wert  der  Zahlungsansprüche,  die 
dem  Betriebsinhaber  nach  Maßgabe  von  Artikel  25  Absatz  4  und  Artikel  26  oder  Artikel  40  Absatz  3  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  nach  dem  Verkauf  oder  der  Verpachtung  gemäß  Artikel  28  oder  Artikel  40 
Absatz  5  der  genannten  Verordnung  zustehen,  mit  dem  Wert  der  Zahlungsansprüche  des  Betriebsinhabers  vergli
chen  wird,  der  sich  ohne  den  Verkauf  oder  die  Verpachtung  ergeben  hätte.

Artikel  28

Festsetzung  der  Zahlungsansprüche  aus  der  nationalen  oder  regionalen  Reserve  gemäß  Artikel  30 
Absatz  6  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013

1. Stellt  ein  Junglandwirt  oder  ein  Betriebsinhaber,  der  eine  landwirtschaftliche  Tätigkeit  aufnimmt,  einen 
Antrag  auf  Zahlungsansprüche  aus  der  nationalen  oder  regionalen  Reserve  und  verfügt  er  über  keinen  Zahlungs
anspruch  (eigener  oder  gepachteter),  so  gilt  für  die  Zwecke  von  Artikel  30  Absatz  6  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013,  dass  er  eine  Anzahl  an  Zahlungsansprüchen  erhält,  die  der  Anzahl  der  beihilfefähigen  Hektarflä
chen  entspricht,  über  die  er  zu  dem  von  der  Kommission  auf  der  Grundlage  von  Artikel  78  Buchstabe  b  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  festgesetzten  letztmöglichen  Zeitpunkt  für  die  Antragstellung  auf  Zuweisung 
oder  Erhöhung  des  Werts  von  Zahlungsansprüchen  verfügt  (eigene  oder  gepachtete).

2. Stellt  ein  Junglandwirt  oder  ein  Betriebsinhaber,  der  eine  landwirtschaftliche  Tätigkeit  aufnimmt,  einen 
Antrag  auf  Zahlungsansprüche  aus  der  nationalen  oder  regionalen  Reserve  und  verfügt  er  bereits  über  Zahlungs
ansprüche  (eigene  oder  gepachtete),  so  erhält  er  eine  Anzahl  an  Zahlungsansprüchen,  die  der  Anzahl  der  beihil
fefähigen  Hektarflächen  entspricht,  über  die  er  zu  dem  in  Absatz  1  genannten  letztmöglichen  Zeitpunkt  für  die 
Antragstellung  verfügt  (eigene  oder  gepachtete)  und  für  die  er  über  keine  Zahlungsansprüche  (eigene  oder 
gepachtete)  verfügt.

Liegt  der  Wert  der  Zahlungsansprüche,  über  die  der  Betriebsinhaber  bereits  verfügt  (eigene  oder  gepachtete), 
unter  dem  nationalen  oder  regionalen  Durchschnittswert  gemäß  Artikel  30  Absatz  8  Unterabsatz  2  der  Verord
nung  (EU)  Nr.  1307/2013,  so  können  die  jährlichen  Einheitswerte  dieser  Zahlungsansprüche  bis  zum  nationalen 
oder  regionalen  Durchschnittswert  gemäß  Artikel  30  Absatz  10  der  genannten  Verordnung  erhöht  werden.

Für  die  Zwecke  von  Artikel  30  Absatz  7  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  ist  in  Mitgliedstaaten,  die  die 
Erhöhung  gemäß  Artikel  30  Absatz  10  der  genannten  Verordnung  anwenden,  die  Erhöhung  gemäß 
Unterabsatz  2  in  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  jedoch  obligatorisch.  Diese  Erhöhung  sollte  dem  höchsten  für 
die  Zwecke  von  Artikel  30  Absatz  7  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  angewendeten  Erhöhungssatz  entspre
chen.

3. In  den  Mitgliedstaaten,  die  Artikel  24  Absätze  6  oder  7  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  anwenden, 
können  die  darin  festgelegten  Begrenzungen  bei  der  Zuweisung  von  Zahlungsansprüchen  sinngemäß  auf  die 
Zuweisung  von  Zahlungsansprüchen  gemäß  Artikel  30  Absatz  6  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  angew
endet  werden.
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In  Fällen,  in  denen  aufgrund  der  Anwendung  einer  oder  mehrerer  Begrenzungen  gemäß  Unterabsatz  1  die 
Gesamtzahl  der  Zahlungsansprüche,  über  die  ein  Betriebsinhaber  bereits  verfügt  und  die  ihm  neu  aus  der 
Reserve  zuzuweisen  sind,  in  dem  Jahr,  in  dem  er  die  Zuweisung  von  Zahlungsansprüchen  aus  der  Reserve  bean
tragt,  unterhalb  eines  festgelegten  Prozentsatzes  seiner  beihilfefähigen  Hektarflächen  liegt,  können  die  Mitglied
staaten  jedoch  beschließen,  dass  diesem  Betriebsinhaber  eine  zusätzliche  Anzahl  an  Zahlungsansprüchen  zuge
wiesen  wird,  die  einem  Anteil  an  der  Gesamtzahl  der  beihilfefähigen  Hektarflächen  entspricht,  die  er  in  seinem 
Antrag  für  das  betreffende  Jahr  gemäß  Artikel  72  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  angemeldet 
hat.

Der  festgelegte  Prozentsatz  gemäß  Unterabsatz  2  wird  nach  der  Methode  gemäß  Artikel  31  Absatz  2 
Unterabsatz  2  der  vorliegenden  Verordnung  berechnet.

Der  in  Unterabsatz  2  des  vorliegenden  Absatzes  genannte  Anteil  an  der  Gesamtzahl  der  beihilfefähigen  Hektarf
lächen  des  Betriebsinhabers  wird  folgendermaßen  berechnet:  die  Hälfte  der  Differenz  in  Prozentpunkten  zwischen 
dem  gemäß  Unterabsatz  3  des  vorliegenden  Absatzes  festgelegten  Prozentsatz  und  dem  Anteil  der  verfügbaren 
Zahlungsansprüche  des  Betriebsinhabers  aufgrund  der  beihilfefähigen  Hektarflächen,  die  er  gemäß  Artikel  72 
Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  für  das  in  Unterabsatz  2  genannte  Jahr  angemeldet  hat.  Für  die 
Zwecke  dieses  Unterabsatzes  bezeichnet  „verfügbare  Zahlungsansprüche  des  Betriebsinhabers“  Zahlungsansprüche, 
über  die  der  Betriebsinhaber  bereits  verfügt,  und  die  neu  aus  der  Reserve  zuzuweisenden  Zahlungsansprüche.

Bei  der  Berechnung  der  Anzahl  der  beihilfefähigen  Hektarflächen  gemäß  den  Unterabsätzen  2,  3  und  4  des 
vorliegenden  Absatzes  können  die  Mitgliedstaaten  beschließen,  keine  Flächen  einzubeziehen,  die  für  Dauerkul
turen,  Dauergrünland  in  Gebieten  mit  schwierigen  Witterungsbedingungen  gemäß  Artikel  24  Absatz  6  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  oder  für  Flächen  genutzt  werden,  die  als  Dauergrünland  gemäß  Artikel  4 
Absatz  2  Unterabsatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  anerkannt  sind.

Mitgliedstaaten,  die  von  der  Möglichkeit  nach  Artikel  23  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  Gebrauch  machen, 
die  Basisprämienregelung  auf  regionaler  Ebene  anzuwenden,  können  bei  der  Berechnungsmethode  gemäß 
Unterabsatz  2  die  im  Jahr  2015  zugewiesene/angemeldete  Gesamtzahl  in  der  betreffenden  Region  zugrunde 
legen.

Zur  Festsetzung  des  Grenzwerts  in  Unterabsatz  2  werden  nach  dem  19.  Oktober  2011  von  dem  Betriebsinhaber 
erworbene  oder  gepachtete  Flächen  nicht  berücksichtigt.

4. Betriebsinhaber,  die  eine  landwirtschaftliche  Tätigkeit  aufnehmen,  sind  für  die  Zwecke  dieses  Artikels 
ausschließlich  diejenigen  Betriebsinhaber,  die  ihre  landwirtschaftliche  Tätigkeit  im  Kalenderjahr  2013  oder  später 
aufgenommen  haben  und  die  spätestens  zwei  Jahre  nach  Ablauf  des  Kalenderjahres,  in  dem  sie  ihre  landwirt
schaftliche  Tätigkeit  aufgenommen  haben,  einen  Antrag  auf  die  Basisprämie  stellen.

Artikel  29

Festsetzung  der  Zahlungsansprüche  aus  der  nationalen  oder  regionalen  Reserve  gemäß  Artikel  30 
Absatz  7  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013

1. Für  die  Zwecke  von  Artikel  30  Absatz  7  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  gilt,  dass  bei  der  Zuwei
sung  neuer  Zahlungsansprüche  gemäß  Artikel  30  Absatz  10  der  genannten  Verordnung  diese  Ansprüche  nach 
den  in  dem  vorliegenden  Artikel  festgelegten  Bedingungen  und  im  Einklang  mit  den  vom  betreffenden  Mitglied
staat  festgelegten  objektiven  Kriterien  zuzuweisen  sind.

2. Ist  ein  Betriebsinhaber,  der  über  keinen  Zahlungsanspruch  (eigener  oder  gepachteter)  verfügt,  gemäß 
Artikel  30  Absatz  7  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  berechtigt,  Zahlungsansprüche  aus  der  nationalen  oder 
regionalen  Reserve  zu  erhalten,  und  stellt  er  einen  entsprechenden  Antrag,  so  erhält  er  eine  Anzahl  an 
Zahlungsansprüchen  bis  zur  Anzahl  der  beihilfefähigen  Hektar  (eigene  oder  gepachtete),  über  die  er  zu  dem  in 
Artikel  28  Absatz  1  genannten  letztmöglichen  Zeitpunkt  für  die  Antragstellung  verfügt.

3. Ist  ein  Betriebsinhaber,  der  über  Zahlungsansprüche  (eigene  oder  gepachtete)  verfügt,  gemäß  Artikel  30 
Absatz  7  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  berechtigt,  Zahlungsansprüche  aus  der  nationalen  oder  regionalen 
Reserve  zu  erhalten,  und  stellt  er  einen  entsprechenden  Antrag,  so  erhält  er  eine  Anzahl  an  Zahlungsansprüchen 
bis  zur  Anzahl  der  beihilfefähigen  Hektar,  über  die  er  zu  dem  in  Artikel  28  Absatz  1  genannten  letztmöglichen 
Zeitpunkt  für  die  Antragstellung  verfügt  (eigene  oder  gepachtete)  und  für  die  er  über  keine  Zahlungsansprüche 
(eigene  oder  gepachtete)  verfügt.
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Liegt  der  Wert  der  Zahlungsansprüche,  über  die  der  Betriebsinhaber  bereits  verfügt  (eigene  oder  gepachtete), 
unter  dem  nationalen  oder  regionalen  Durchschnittswert  gemäß  Artikel  30  Absatz  8  Unterabsatz  2  der  Verord
nung  (EU)  Nr.  1307/2013,  so  können  die  jährlichen  Einheitswerte  dieser  Zahlungsansprüche  bis  zum  nationalen 
oder  regionalen  Durchschnittswert  gemäß  Artikel  30  Absatz  10  der  genannten  Verordnung  erhöht  werden.

4. Für  die  Zwecke  von  Absatz  1  legen  die  Mitgliedstaaten  keine  Kriterien  fest,  die  sich  auf  die  Erzeugung 
oder  andere  sektorspezifische  Daten  für  einen  Zeitraum  nach  dem  von  dem  Mitgliedstaat  gemäß  Artikel  11 
Absatz  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1122/2009  für  das  Antragsjahr  2013  festgesetzten  Termin  beziehen.

Artikel  30

Weitere  Vorschriften  über  die  Festsetzung  der  Zahlungsansprüche  aus  der  nationalen  oder  regionalen 
Reserve

1. Bei  der  Erhöhung  der  jährlichen  Einheitswerte  der  Zahlungsansprüche  gemäß  Artikel  30  Absatz  10  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  erhöhen  die  Mitgliedstaaten  nach  objektiven  Kriterien,  unter  Gewährleistung  der 
Gleichbehandlung  der  Betriebsinhaber  und  unter  Vermeidung  von  Markt-  und  Wettbewerbsverzerrungen  den 
Einheitswert  der  Ansprüche  (eigene  oder  gepachtete),  über  die  der  Betriebsinhaber  zum  Zeitpunkt  des  Antrags 
auf  Zuweisung  von  Ansprüchen  aus  der  nationalen  oder  regionalen  Reserve  bereits  verfügt.

2. Für  die  Zwecke  von  Absatz  1  legen  die  Mitgliedstaaten  keine  Kriterien  fest,  die  sich  auf  die  Erzeugung 
oder  andere  sektorspezifische  Daten  für  einen  Zeitraum  nach  dem  von  dem  Mitgliedstaat  gemäß  Artikel  11 
Absatz  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1122/2009  für  das  Antragsjahr  2013  festgesetzten  Termin  beziehen.

Artikel  31

Härtefälle

1. Konnte  ein  Betriebsinhaber  aufgrund  höherer  Gewalt  oder  außergewöhnlicher  Umstände  keinen  Antrag  auf 
Zuweisung  von  Zahlungsansprüchen  gemäß  Artikel  24  Absatz  1  oder  Artikel  39  Absatz  1  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  stellen  und  beantragt  er  Zahlungsansprüche  aus  der  nationalen  oder  regionalen  Reserve,  so 
werden  ihm  gemäß  Artikel  30  Absatz  7  Buchstabe  c  der  genannten  Verordnung  Zahlungsansprüche  zugewiesen. 
Die  Mitgliedstaaten  bestimmen  die  jährlichen  Einheitswerte  der  gemäß  Artikel  25  oder  Artikel  40  der  Verord
nung  (EU)  Nr.  1307/2013  zuzuweisenden  Zahlungsansprüche  und  fassen  die  Beschlüsse  bezüglich  der  in  diesen 
Artikeln  genannten  Optionen.

2. Fällt  durch  die  Anwendung  einer  oder  mehrerer  Begrenzungen  bei  der  Zuweisung  von  Zahlungsansprüchen 
gemäß  Artikel  24  Absätze  3  bis  7  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  die  Anzahl  der  einem  Betriebsinhaber 
zugewiesenen  Zahlungsansprüche  unter  einen  festgelegten  Prozentsatz  seiner  beihilfefähigen  Hektarflächen  und 
beantragt  der  Betriebsinhaber  Zahlungsansprüche  aus  der  nationalen  oder  regionalen  Reserve,  so  können  die 
Mitgliedstaaten  beschließen,  dass  sich  dieser  Betriebsinhaber  in  einer  Situation  „spezifischer  Nachteile“  gemäß 
Artikel  30  Absatz  7  Buchstabe  b  der  genannten  Verordnung  befindet.  In  diesem  Fall  wird  dem  Betriebsinhaber 
eine  Anzahl  an  Zahlungsansprüchen  gemäß  Artikel  30  Absatz  7  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  zugewiesen,  die  einem  Anteil  an  der  Gesamtzahl  der  beihilfefähigen  Hektarflächen  entspricht,  die 
er  in  seinem  Antrag  für  2015  gemäß  Artikel  72  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  angemeldet  hat.

Der  in  Unterabsatz  1  genannte  festgelegte  Prozentsatz  wird  folgendermaßen  berechnet:  die  Gesamtzahl  der  in 
dem  Mitgliedstaat  im  Jahr  2015  zugewiesenen  Zahlungsansprüche  nach  Anwendung  der  Begrenzungen  gemäß 
Artikel  24  Absätze  3  bis  7  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013,  dividiert  durch  die  Gesamtzahl  der  in  dem 
Mitgliedstaat  im  Jahr  2015  gemäß  Artikel  72  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  angemeldeten 
beihilfefähigen  Hektarflächen.

Der  in  Unterabsatz  1  genannte  Anteil  an  der  Gesamtzahl  der  beihilfefähigen  Hektarfläche  des  Betriebsinhabers 
wird  folgendermaßen  berechnet:  die  Hälfte  der  Differenz  in  Prozentpunkten  zwischen  dem  gemäß  den  Unterab
sätzen  1  und  2  festgelegten  Prozentsatz  und  dem  Anteil  der  Zahlungsansprüche  des  Betriebsinhabers  aufgrund 
der  beihilfefähigen  Hektarflächen,  die  er  in  seinem  Antrag  für  das  Jahr  2015  gemäß  Artikel  72  Absatz  1  Buch
stabe  a  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  angemeldet  hat.

Bei  der  Berechnung  der  Anzahl  der  beihilfefähigen  Hektarflächen  gemäß  den  Unterabsätzen  1,  2,  und  3  können 
die  Mitgliedstaaten  beschließen,  keine  Flächen  einzubeziehen,  die  für  Dauerkulturen,  Dauergrünland  in  Gebieten 
mit  schwierigen  Witterungsbedingungen  gemäß  Artikel  24  Absatz  6  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  oder 
für  Flächen  genutzt  werden,  die  als  Dauergrünland  gemäß  Artikel  4  Absatz  2  Unterabsatz  2  derselben  Verord
nung  anerkannt  sind.
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Mitgliedstaaten,  die  von  der  Möglichkeit  nach  Artikel  23  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  Gebrauch  machen, 
die  Basisprämienregelung  auf  regionaler  Ebene  anzuwenden,  können  bei  der  Berechnungsmethode  gemäß 
Unterabsatz  2  die  im  Jahr  2015  zugewiesene/angemeldete  Gesamtzahl  in  der  betreffenden  Region  zugrunde 
legen.

Zur  Festsetzung  des  Grenzwerts  in  Unterabsatz  1  werden  nach  dem  19.  Oktober  2011  von  dem  Betriebsinhaber 
erworbene  oder  gepachtete  Flächen  nicht  berücksichtigt.

Un t e rab s c hni t t  4

Mi tg l i e dstaa te n,  di e  Art ik e l  21  Abs atz  3  der  Ve ror dnung  ( E U)  Nr .  1 30 7/ 20 13  anwe nde n

Artikel  32

Umsetzung  in  Mitgliedstaaten,  die  Artikel  21  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  anwenden

Sofern  in  diesem  Unterabschnitt  nichts  anderes  festgelegt  ist,  gelten  die  Bestimmungen  dieses  Unterabschnitts  für 
die  Mitgliedstaaten,  die  Artikel  21  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  anwenden.

Artikel  33

Anwendung  von  Artikel  21  Absatz  4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013

Zur  Festlegung,  welche  Zahlungsansprüche  gemäß  Artikel  21  Absatz  4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
ablaufen,  ist  den  Zahlungsansprüchen  mit  dem  niedrigsten  Wert  Vorrang  einzuräumen.

Wenn  mehrere  Zahlungsansprüche  den  gleichen  Wert  haben,  werden  die  Zahl  der  eigenen  Zahlungsansprüche 
und  die  Zahl  der  gepachteten  Zahlungsansprüche  im  gleichen  Verhältnis  gekürzt.

Die  Mitgliedstaaten  können  beschließen,  die  Absätze  1  und  2  auf  regionaler  Ebene  anzuwenden.

Artikel  34

Festsetzung  des  Werts  der  Zahlungsansprüche  gemäß  Artikel  26  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  für 
Mitgliedstaaten,  die  Artikel  21  Absatz  3  derselben  Verordnung  anwenden

Zum  Zweck  der  Bestimmung  des  ursprünglichen  Einheitswerts  von  Zahlungsansprüchen  können  Mitgliedstaaten, 
die  Artikel  21  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  anwenden,  die  Höhe  der  Zahlungen  für  2014 
gemäß  Artikel  26  Absatz  5  der  genannten  Verordnung  anpassen,  indem  sie  vor  Kürzungen  und  Ausschlüssen 
den  Betrag  aus  Zahlungsansprüchen,  die  gemäß  Artikel  21  Absatz  4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  abge
laufen  sind,  abziehen.

ABSCHNITT  2

Regelung  für  die  einheitliche  Flächenzahlung

Artikel  35

Beihilfefähige  Hektarflächen  in  den  Mitgliedstaaten,  die  die  Regelung  für  die  einheitliche  Flächenzahlung 
anwenden

Für  die  Zwecke  der  Regelung  für  die  einheitliche  Flächenzahlung  gemäß  Titel  III  Kapitel  1  Abschnitt  4  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013,  einschließlich  jeglicher  Bezugnahme  in  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
auf  im  Rahmen  dieser  Regelung  angemeldete  beihilfefähige  Hektarflächen,  werden  lediglich  die  gemäß  Artikel  2 
Absatz  1  Unterabsatz  2  Nummer  23  Buchstabe  a  der  delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  640/2014  ermittelten 
beihilfefähigen  Hektarflächen  berücksichtigt.

Artikel  36

Anwendung  von  Artikel  36  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013

1. Zur  Staffelung  der  einheitlichen  Flächenzahlung  gemäß  Artikel  36  Absatz  3  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  gelten  folgende  Regeln:

a) Der  Verweis  auf  die  besonderen  Stützungsmaßnahmen  gemäß  Artikel  68  Absatz  1  Buchstaben  a,  b  und 
c  der  Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  gilt  unbeschadet  der  Möglichkeit  der  Mitgliedstaaten,  lediglich  eine  oder 
mehrere  im  Rahmen  dieser  besonderen  Stützungsmaßnahmen  umgesetzten  Maßnahmen  zu  berücksichtigen;
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b) die  Mitgliedstaaten  können  nach  objektiven  und  nichtdiskriminierenden  Kriterien  darüber  befinden,  in  welcher 
Höhe  Stützung  für  eine  oder  mehrere  der  Regelungen  berücksichtigt  wird,  die  von  den  betreffenden  Mitglied
staaten  gemäß  Artikel  36  Absatz  3  Unterabsatz  2  und  gegebenenfalls  Unterabsatz  3  der  genannten  Verord
nung  angewendet  werden.  Wird  jedoch  die  im  Rahmen  der  betreffenden  Regelung  im  Jahr  2014  gewährte 
Stützung  berücksichtigt,  darf  der  Betrag  zur  Staffelung  der  einheitlichen  Flächenzahlung  nicht  über  dem 
entsprechenden  Betrag  liegen,  der  einem  einzelnen  Betriebsinhaber  im  Rahmen  einer  solchen  Regelung  im  Jahr 
2014  gewährt  wurde;

c) wird  die  gemäß  Artikel  68  Absatz  1  Buchstabe  c  und  den  Artikeln  126,  127  und  129  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  73/2009  gewährte  Stützung  berücksichtigt,  so  darf  diese  Staffelung  den  entkoppelten  Charakter  dieser 
Regelungen  nicht  gefährden.

Eine  solche  Staffelung  muss  für  die  Betriebsinhaber  zur  Verfügung  stehen,  die  im  Jahr  2014  eine  Stützung 
gemäß  Artikel  36  Absatz  3  Unterabsatz  2,  3  oder  4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  erhalten  haben.  Der 
Betrag  je  Hektar  wird  jährlich  festgelegt,  indem  der  Betrag  zur  Staffelung  der  für  einen  einzelnen  Betriebsinhaber 
verfügbaren  einheitlichen  Flächenzahlung  durch  die  Anzahl  der  von  dem  Betriebsinhaber  gemäß  Artikel  72 
Absatz  1  Unterabsatz  1  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  angemeldeten  beihilfefähigen  Hektarflä
chen  geteilt  wird.

2. Ist  der  Stützungsbetrag  im  Rahmen  einer  oder  mehrerer  der  Stützungsregelungen  gemäß  Artikel  36 
Absatz  3  Unterabsatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  für  2014  niedriger  als  der  entsprechende 
Betrag/die  entsprechenden  Beträge  in  dem  Jahr  vor  den  von  höherer  Gewalt  oder  außergewöhnlichen  Umständen 
betroffenen  Jahren,  so  berücksichtigt  der  Mitgliedstaat  die  Stützung,  die  im  Rahmen  der  betreffenden  Stützungsre
gelungen  in  dem  Jahr  vor  den  von  höherer  Gewalt  oder  außergewöhnlichen  Umständen  betroffenen  Jahren 
gewährt  wurde.

Die  Mitgliedstaaten  können  beschließen,  die  Anwendung  von  Unterabsatz  1  auf  die  Fälle  zu  beschränken,  in 
denen  die  Direktzahlungen  für  2014  unterhalb  eines  bestimmten  Prozentsatzes  der  entsprechenden  Beträge  des 
Jahres  liegen,  das  den  von  höherer  Gewalt  oder  außergewöhnlichen  Umständen  betroffenen  Jahren  vorausgeht. 
Dieser  Prozentsatz  beträgt  mindestens  85 %.

3. Die  Mitgliedstaaten  können  beschließen,  dass  im  Falle  von  Vererbung  oder  vorweggenommener  Erbfolge  die 
Staffelung  der  einheitlichen  Flächenzahlung  dem  Betriebsinhaber  zur  Verfügung  steht,  der  den  Betrieb  geerbt  hat, 
sofern  dieser  Betriebsinhaber  im  Rahmen  der  Regelung  für  die  einheitliche  Flächenzahlung  beihilfefähig  ist.

Artikel  37

Hanfanbau  im  Rahmen  der  Regelung  für  die  einheitliche  Flächenzahlung

Hinsichtlich  der  Regelung  für  die  einheitliche  Flächenzahlung  gilt  Artikel  9  sinngemäß.

KAPITEL  3

ÖKOLOGISIERUNG

ABSCHNITT  1

Gleichwertigkeit

Artikel  38

Anforderungen  an  die  nationalen  oder  regionalen  Zertifizierungssysteme

1. Mitgliedstaaten,  die  beschließen,  gleichwertige  Methoden  gemäß  Artikel  43  Absatz  3  Buchstabe  b  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  anzuwenden,  benennen  eine  oder  mehrere  öffentliche  oder  private  Zertifizie
rungsstellen,  die  bescheinigen,  dass  der  Betriebsinhaber  in  seinem  Betrieb  Methoden  anwendet,  die  mit  Artikel  43 
Absatz  3  der  genannten  Verordnung  im  Einklang  stehen.

2. Öffentliche  oder  private  Zertifizierungsstellen  müssen  folgende  Voraussetzungen  erfüllen:

a) Sie  müssen  über  die  zur  Erfüllung  der  Zertifizierungsaufgaben  erforderliche  Sachkompetenz,  Ausrüstung  und 
Infrastruktur  verfügen;

b) sie  müssen  über  eine  ausreichende  Zahl  qualifizierter  und  erfahrener  Mitarbeiter  verfügen;

c) sie  müssen  hinsichtlich  der  Durchführung  ihrer  Zertifizierungsaufgaben  objektiv  sein  und  dürfen  keinerlei  Inte
ressenkonflikt  ausgesetzt  sein.
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Private  Zertifizierungsstellen  müssen  gemäß  EN  ISO/IEC  17021  (Anforderungen  an  Stellen,  die  Managementsys
teme  auditieren  und  zertifizieren)  oder  EN  ISO/IEC  17065  (Konformitätsbewertung  —  Anforderungen  an  Stellen, 
die  Produkte,  Prozesse  und  Dienstleistungen  zertifizieren)  für  den  Bereich  der  landwirtschaftlichen  Erzeugung 
akkreditiert  sein.  Die  Akkreditierung  darf  ausschließlich  durch  eine  nationale  Akkreditierungsstelle  in  einem 
Mitgliedstaat  und  nach  Maßgabe  der  Verordnung  (EG)  Nr.  765/2008  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates (1)  vorgenommen  werden.

3. Die  Benennung  einer  öffentlichen  oder  privaten  Zertifizierungsstelle  wird  widerrufen,  wenn  die  Stelle  die 
entsprechenden  Voraussetzungen  gemäß  Absatz  2  nicht  erfüllt.

Artikel  39

Berechnung  des  Betrags  gemäß  Artikel  28  Absatz  6  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1305/2013

1. Bei  Betriebsinhabern,  die  beschließen,  die  Methoden  gemäß  Anhang  IX  Abschnitt  I  Nummern  3  und  4  und 
Abschnitt  III  Nummer  7  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  sowie  weitere,  diesem  Anhang  angefügte  gleich
wertige  Methoden,  für  die  eine  spezifische  Berechnung  erforderlich  ist,  um  eine  Doppelfinanzierung  zu 
vermeiden,  als  gleichwertige  Methoden  gemäß  Artikel  43  Absatz  3  Buchstabe  a  der  genannten  Verordnung  anzu
wenden,  ziehen  die  Mitgliedstaaten  von  dem  nach  Maßgabe  von  Artikel  28  Absatz  6  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1305/2013  berechneten  Stützungsbetrag  je  Hektar  für  jede  Ökologisierungsmethode,  der  die  Methode  gleich
wertig  ist,  einen  Betrag  in  Höhe  von  einem  Drittel  der  durchschnittlichen  Ökologisierungszahlung  je  Hektarfläche 
in  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  oder  der  betreffenden  Region  ab.

Die  durchschnittliche  Ökologisierungszahlung  je  Hektarfläche  in  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  oder  der  betreff
enden  Region  wird  auf  der  Grundlage  des  Prozentsatzes  gemäß  Artikel  47  Absatz  1  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  der  durchschnittlichen  nationalen  Obergrenze  für  die  Jahre  2015  bis  2019  gemäß  Anhang  II  der 
genannten  Verordnung  sowie  auf  der  Grundlage  der  im  Jahr  2015  gemäß  Artikel  33  oder  Artikel  36  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  angemeldeten  beihilfefähigen  Hektarflächen  berechnet.  Mitgliedstaaten,  die 
beschließen,  die  Methoden  gemäß  Unterabsatz  1  bereits  im  Jahr  2015  anzuwenden,  können  die  Zahl  der  2015 
angemeldeten  beihilfefähigen  Hektarflächen  auf  der  Grundlage  der  gemäß  Artikel  34  Absatz  2  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  73/2009  im  Jahr  2014  gemachten  Anmeldungen  schätzen.

2. Abweichend  von  Absatz  1  können  Mitgliedstaaten,  die  beschließen,  Artikel  43  Absatz  9  Unterabsatz  3  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  anzuwenden,  den  Abzug  gemäß  Absatz  1  individuell  vornehmen,  indem  ein 
Betrag  in  Höhe  von  einem  Drittel  der  durchschnittlichen  Ökologisierungszahlung  je  Hektar  für  den  betreffenden 
Betriebsinhaber  abgezogen  wird.

Die  durchschnittliche  Ökologisierungszahlung  für  den  Betriebsinhaber  wird  auf  der  Grundlage  der  durchschnittli
chen  Einzelzahlung  gemäß  Artikel  43  Absatz  9  Unterabsätze  3  und  4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  für 
die  Jahre  2015  bis  2019  sowie  auf  der  Grundlage  der  Anzahl  der  von  dem  Betriebsinhaber  im  Jahr  2015 
gemäß  Artikel  33  der  genannten  Verordnung  angemeldeten  beihilfefähigen  Hektarflächen  berechnet.

ABSCHNITT  2

Anbaudiversifizierung

Artikel  40

Berechnung  der  Anteile  der  verschiedenen  Kulturpflanzen  für  die  Anbaudiversifizierung

1. Für  die  Berechnung  der  Anteile  der  verschiedenen  Kulturpflanzen  gemäß  Artikel  44  Absatz  1  der  Verord
nung  (EU)  Nr.  1307/2013  entspricht  der  zu  berücksichtigende  Zeitraum  dem  Teil  der  Anbauperiode,  der  unter 
Berücksichtigung  der  nationalen  traditionellen  Anbaumethoden  am  relevantesten  ist.

Die  Mitgliedstaaten  teilen  den  Betriebsinhabern  diesen  Zeitraum  rechtzeitig  mit.  Jeder  Hektar  des  gesamten  Acker
lands  des  Betriebs  wird  pro  Antragsjahr  für  die  Zwecke  der  Berechnung  der  Anteile  der  verschiedenen  Kultur
pflanzen  nur  einmal  berücksichtigt.

2. Für  die  Berechnung  der  Anteile  der  verschiedenen  Kulturpflanzen  kann  die  mit  einer  Kultur  bebaute  Fläche 
Landschaftselemente  umfassen,  die  gemäß  Artikel  9  der  delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  640/2014  Teil  der 
beihilfefähigen  Fläche  sind.

(1) Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für die Akkreditie
rung und Marktüberwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) 
Nr. 339/93 des Rates (ABl. L 218 vom 13.8.2008, S. 30).
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3. Auf  Flächen  mit  Mischkulturen,  auf  denen  zwei  oder  mehr  Kulturpflanzen  gleichzeitig  in  getrennten  Reihen 
angebaut  werden,  wird  jede  Kulturpflanze  als  gesonderte  Kultur  gerechnet,  wenn  sie  mindestens  25 %  der  Fläche 
abdeckt.  Zur  Berechnung  der  mit  den  einzelnen  Kulturen  bebauten  Fläche  wird  die  Fläche,  auf  der  die  Misch
kultur  angebaut  wird,  durch  die  Zahl  der  Kulturen  geteilt,  die  mindestens  25 %  dieser  Fläche  abdecken,  unge
achtet  des  tatsächlichen  Anteils  einer  Kultur  an  der  Mischkultur.

Flächen,  auf  denen  der  angebauten  Hauptkultur  im  Rahmen  einer  Mischkultur  eine  zweite  Kultur  untergesät 
wird,  werden  als  nur  mit  der  Hauptkultur  bebaute  Flächen  angesehen.

Flächen,  auf  denen  eine  Saatgutmischung  ausgesät  wird,  gelten  —  ungeachtet  der  einzelnen  Kulturpflanzen  in 
dieser  Mischung  —  als  Flächen  mit  einer  einzigen  Kultur.  Unbeschadet  von  Artikel  44  Absatz  4  Buchstabe 
d  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  wird  diese  einzige  Kultur  als  „Mischkultur“  bezeichnet.  Wenn  nachge
wiesen  werden  kann,  dass  die  in  verschiedenen  Saatgutmischungen  enthaltenen  Arten  voneinander  abweichen, 
können  die  Mitgliedstaaten  diese  verschiedenen  Saatgutmischungen  als  unterschiedliche  einzige  Kulturen  aner
kennen,  sofern  diese  verschiedenen  Saatgutmischungen  nicht  für  die  in  Artikel  44  Absatz  4  Buchstabe  d  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  genannte  Kultur  verwendet  werden.

ABSCHNITT  3

Dauergrünland

Artikel  41

Rahmenvorgaben  für  die  Ausweisung  weiterer  Gebiete  mit  umweltsensiblem  Dauergrünland  außerhalb 
von  Natura-2000-Gebieten

Gebiete  außerhalb  der  unter  die  Richtlinie  92/43/EWG  oder  die  Richtlinie  2009/147/EG  fallenden  Gebiete 
werden  gemäß  Artikel  45  Absatz  1  Unterabsatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  als  Gebiete  mit  umwelt
sensiblem  Dauergrünland  ausgewiesen,  sofern  sie  eines  oder  mehrere  der  folgenden  Kriterien  erfüllen:

a) Sie  umfassen  organische  Böden  mit  einem  hohen  Anteil  an  organischem  Kohlenstoff,  z.  B.  Torf-  oder 
Feuchtgebiete;

b) sie  beherbergen  Lebensräume,  die  in  Anhang  I  der  Richtlinie  92/43/EWG  aufgeführt  oder  nach  nationalen 
Rechtsvorschriften  geschützt  sind;

c) sie  beherbergen  Pflanzenarten,  die  in  Anhang  II  der  Richtlinie  92/43/EWG  aufgeführt  oder  nach  nationalen 
Rechtsvorschriften  geschützt  sind;

d) sie  sind  von  besonderer  Bedeutung  für  wildlebende  Vogelarten,  die  in  Anhang  I  der  Richtlinie  2009/147/EG 
aufgeführt  sind;

e) sie  sind  von  besonderer  Bedeutung  für  wildlebende  Tierarten,  die  gemäß  der  Richtlinie  92/43/EWG  oder  nach 
nationalen  Rechtsvorschriften  geschützt  sind;

f) sie  umfassen  Dauergrünland  mit  hohem  Naturwert  gemäß  objektiven,  vom  Mitgliedstaat  festzulegenden 
Kriterien;

g) sie  umfassen  stark  erosionsgefährdete  Böden;

h) sie  befinden  sich  in  einem  in  den  Bewirtschaftungsplänen  für  die  Einzugsgebiete  gemäß  der 
Richtlinie  2000/60/EG  ausgewiesenen  sensiblen  Gebiet.

Die  Mitgliedstaaten  können  jährlich  neu  ausgewiesene  Gebiete  hinzufügen  und  unterrichten  die  betroffenen 
Betriebsinhaber  rechtzeitig  über  ihren  Beschluss.

Artikel  42

Rückumwandlung  bei  Nichteinhaltung  der  für  umweltsensible  Dauergrünlandflächen  geltenden  Verpflich
tungen

Hat  ein  Betriebsinhaber  Dauergrünland,  für  das  die  Verpflichtung  gemäß  Artikel  45  Absatz  1  Unterabsatz  3  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  gilt,  umgewandelt  oder  gepflügt,  so  macht  der  betreffende  Mitgliedstaat  –  unbe
schadet  der  Richtlinie  2004/35/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates (1)  –  dem  Betriebsinhaber  zur 
Auflage,  die  Fläche  wieder  in  Dauergrünland  umzuwandeln,  und  kann  auf  Einzelfallbasis  genaue,  vom  betreff
enden  Betriebsinhaber  zu  befolgende  Anweisungen  erteilen,  wie  die  verursachten  Umweltschäden  rückgängig  zu 
machen  sind,  um  den  ursprünglichen  Zustand  der  umweltsensiblen  Flächen  wiederherzustellen.

(1) Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April  2004 über Umwelthaftung zur Vermeidung und 
Sanierung von Umweltschäden (ABl. L 143 vom 30.4.2004, S. 56).
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Der  Betriebsinhaber  wird  unverzüglich  nach  Feststellung  der  Nichteinhaltung  der  Vorschriften  über  die  Verpflich
tung  zur  Rückumwandlung  und  den  Zeitpunkt,  bis  zu  dem  er  dieser  Verpflichtung  nachkommen  muss,  unter
richtet.  Dieser  Zeitpunkt  darf  nicht  später  als  der  festgelegte  Zeitpunkt  für  die  Einreichung  des  Sammelantrags 
für  das  folgende  Jahr  bzw.  im  Falle  Schwedens  und  Finnlands  nicht  nach  dem  30.  Juni  des  folgenden  Jahres 
liegen.

Abweichend  von  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  h  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  gilt  die  rückumgewan
delte  Fläche  ab  dem  ersten  Tag  der  Rückumwandlung  als  Dauergrünland  und  unterliegt  der  Verpflichtung  gemäß 
Artikel  45  Absatz  1  Unterabsatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013.

Artikel  43

Berechnung  des  Anteils  von  Dauergrünland

1. Die  angemeldeten  Flächen  von  Betriebsinhabern,  die  an  der  Kleinerzeugerregelung  gemäß  Titel  V  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  teilnehmen,  sowie  die  für  die  ökologische/biologische  Erzeugung  genutzten 
Produktionseinheiten  eines  Betriebs  gemäß  Artikel  11  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  des  Rates (1)  werden 
auf  den  Anteil  der  Dauergrünlandflächen  an  der  gesamten  landwirtschaftlichen  Fläche  und  den  Referenzanteil 
gemäß  Artikel  45  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  nicht  angerechnet.

2. Flächen,  die  2012  von  Betriebsinhabern  als  als  Dauerweideland  genutzte  Flächen  angemeldet  und  für 
andere  Nutzungen  umgewandelt  wurden,  können  aus  der  Berechnung  der  Dauergrünlandflächen  gemäß 
Artikel  45  Absatz  2  Unterabsatz  2  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  ausgenommen  werden, 
und  zwar  bis  zu  der  Zahl  an  Hektar  Dauerweideland  oder  Dauergrünland,  die  die  Betriebsinhaber  nach  2012 
angelegt  und  2015  auf  nationaler,  regionaler  oder  subregionaler  bzw.  auf  Betriebsebene  angemeldet  haben,  sofern 
die  bestehenden  Vorschriften  über  die  Erhaltung  von  Dauerweideland  im  Sinne  von  Artikel  6  Absatz  2  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  und  gemäß  Artikel  93  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  eingehalten 
wurden.

Bei  der  Berechnung  der  Anzahl  der  Hektar  Dauerweideland  oder  Dauergrünland,  die  gemäß  Unterabsatz  1  nach 
2012  angelegt  wurden,  werden  ausschließlich  Hektarflächen  Dauerweideland  oder  Dauergrünland  auf  einer  land
wirtschaftlichen  Fläche  berücksichtigt,  die  2012,  2013  oder  2014  gemäß  Artikel  34  Absatz  2  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  73/2009  angemeldet  wurden.

3. Die  Mitgliedstaaten  passen  den  Referenzanteil  an,  wenn  sie  feststellen,  dass  sich  insbesondere  eine  Ände
rung  bei  den  für  ökologische/biologische  Erzeugung  genutzten  Flächen  oder  eine  Änderung  bei  den  an  der  Klei
nerzeugerregelung  teilnehmenden  Betriebsinhabern  erheblich  auf  die  Entwicklung  dieses  Anteils  auswirken.  In 
solchen  Fällen  unterrichten  die  Mitgliedstaaten  die  Kommission  unverzüglich  über  die  vorgenommene  Anpassung 
und  die  Begründung  dafür.

Artikel  44

Erhaltung  des  Anteils  der  Dauergrünlandflächen

1. Die  Mitgliedstaaten  können  die  Betriebsinhaber  verpflichten,  keine  Dauergrünlandflächen  ohne  vorherige 
Genehmigung  umzuwandeln.  Die  Betriebsinhaber  werden  unverzüglich  und  auf  jeden  Fall  vor  dem  15.  November 
des  Jahres,  in  dem  der  betreffende  Mitgliedstaat  einen  solchen  Beschluss  fasst,  unterrichtet.  Diese  Verpflichtung 
gilt  nur  für  Betriebsinhaber,  die  den  Verpflichtungen  nach  Titel  III  Kapitel  3  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  unterliegen,  in  Bezug  auf  Dauergrünlandflächen,  die  nicht  unter  Artikel  45  Absatz  1  der  Verord
nung  (EU)  Nr.  1307/2013  fallen.

Bei  der  Erteilung  der  Genehmigung  können  objektive  und  nicht  diskriminierende  Kriterien,  einschließlich  ökologi
scher  Kriterien,  zugrunde  gelegt  werden.  Wird  die  Genehmigung  gemäß  Unterabsatz  1  davon  abhängig  gemacht, 
dass  eine  andere  Fläche  mit  der  entsprechenden  Hektaranzahl  als  Dauergrünland  angelegt  wird,  so  gilt  diese 
Fläche  abweichend  von  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  h  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  ab  dem  ersten 
Tag  der  Umwandlung  als  Dauergrünland.  Diese  Flächen  müssen  zum  Anbau  von  Gras  oder  anderen  Grünfutter
pflanzen  genutzt  werden,  und  zwar  mindestens  fünf  aufeinander  folgende  Jahre  ab  dem  Zeitpunkt  der  Umwand
lung  oder  auf  Beschluss  des  Mitgliedstaats  während  der  Anzahl  Jahre,  die  zum  Erreichen  von  fünf  aufeinander 
folgenden  Jahren  noch  fehlen,  wenn  die  Betriebsinhaber  bereits  für  den  Anbau  von  Gras  oder  anderen  Grünfut
terpflanzen  genutzte  Flächen  in  Dauergrünlandflächen  umwandeln.

(1) Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007 über die ökologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von
ökologischen/biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 (ABl. L 189 vom 20.7.2007, S. 1).
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2. Wird  festgestellt,  dass  der  Anteil  gemäß  Artikel  45  Absatz  2  Unterabsatz  1  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  um  mehr  als  5 %  im  Vergleich  zum  Referenzanteil  gemäß  dem  genannten  Artikel  abgenommen 
hat,  so  schreibt  der  betreffende  Mitgliedstaat  vor,  Flächen  wieder  in  Dauergrünland  umzuwandeln,  und  trifft 
Regelungen,  um  eine  weitere  Umwandlung  von  Dauergrünlandflächen  zu  verhindern.

Die  Mitgliedstaaten  treffen  unter  den  Betriebsinhabern,  die  die  folgenden  Bedingungen  erfüllen,  eine  Auswahl  von 
Betriebsinhabern,  auf  die  die  Verpflichtung  zur  Rückumwandlung  Anwendung  findet:

a) Betriebsinhaber,  die  den  Verpflichtungen  nach  Titel  III  Kapitel  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  in 
Bezug  auf  Dauergrünlandflächen  unterliegen,  welche  nicht  unter  Artikel  45  Absatz  1  derselben  Verordnung 
fallen,  und

b) Betriebsinhaber,  die  auf  der  Grundlage  der  Anträge,  die  gemäß  Artikel  72  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  oder  Artikel  19  der  Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  während  der  vorangegangenen  zwei  Kalen
derjahre  oder  im  Jahr  2015  während  der  vorangegangenen  drei  Kalenderjahre  eingereicht  wurden,  über  land
wirtschaftliche  Flächen  verfügen,  auf  denen  Dauergrünland  oder  Dauerweideland  für  andere  Nutzungen  umge
wandelt  wurde.

Umfassen  die  Zeiträume  gemäß  Unterabsatz  2  Buchstabe  b  Kalenderjahre  vor  dem  Jahr  2015,  so  gilt  die  die 
Verpflichtung  zur  Rückumwandlung  auch  für  Flächen,  auf  denen  Dauerweideland,  das  der  Verpflichtung  gemäß 
Artikel  6  Absatz  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  oder  gemäß  Artikel  93  Absatz  3  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  unterlag,  für  andere  Nutzungen  umgewandelt  wurde.

Bei  der  Auswahl  der  Betriebsinhaber,  die  Flächen  wieder  in  Dauergrünland  rückumwandeln  müssen,  legen  die 
Mitgliedstaaten  diese  Verpflichtung  an  erster  Stelle  den  Betriebsinhabern  auf,  die  über  Flächen  verfügen,  auf 
denen  unter  Verstoß  gegen  die  Genehmigungspflicht  gemäß  Absatz  1  dieses  Artikels  oder  Artikel  4  Absatz  1 
der  Verordnung  (EG)  Nr.  1122/2009  gegebenenfalls  Dauergrünland  oder  Dauerweideland  für  andere  Nutzungen 
umgewandelt  wurde.  Solche  Landwirte  müssen  die  gesamte  umgewandelte  Fläche  wieder  rückumwandeln.

3. Führt  die  Anwendung  von  Absatz  2  Unterabsatz  4  nicht  dazu,  dass  der  Anteil  gemäß  Artikel  45  Absatz  2 
Unterabsatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  über  den  Schwellenwert  von  5 %  hinaus  ansteigt,  so 
schreiben  die  Mitgliedstaaten  vor,  dass  Betriebsinhaber,  die  über  Flächen  verfügen,  auf  denen  in  den  Zeiträumen 
gemäß  Absatz  2  Unterabsatz  2  Buchstabe  b  Dauergrünland  oder  Dauerweideland  für  andere  Nutzungen  umge
wandelt  wurde,  auch  einen  prozentualen  Anteil  dieser  umgestellten  Flächen  wieder  in  Dauergrünland  umwandeln 
oder  eine  diesem  prozentualen  Anteil  entsprechende  andere  Fläche  als  Dauergrünland  anlegen  müssen.  Dieser 
Anteil  berechnet  sich  auf  der  Grundlage  der  durch  den  Betriebsinhaber  in  den  Zeiträumen  gemäß  Absatz  2 
Unterabsatz  2  Buchstabe  b  umgewandelten  Fläche  und  der  Fläche,  die  erforderlich  ist,  damit  der  Anteil  gemäß 
Artikel  45  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  über  den  Schwellenwert  von  5 %  hinaus  ansteigt.

Die  Mitgliedstaaten  können  für  die  Berechnung  des  prozentualen  Anteils  gemäß  Unterabsatz  1  von  der  durch 
den  Betriebsinhaber  umgewandelten  Fläche  diejenigen  Flächen  ausnehmen,  die  nach  dem  31.  Dezember  2015  zu 
Dauergrünland  werden,  sofern  sie  administrative  Gegenkontrollen  der  jährlich  im  grafischen  Antrag  gemeldeten 
Dauergrünlandflächen  durch  grafische  Verschneidung  mit  den  2015  als  Dauerweideland  gemeldeten  und  im 
System  zur  Identifizierung  landwirtschaftlicher  Parzellen  registrierten  Flächen  durchführen  und  sofern  diese  Dauer
grünlandflächen  nicht  aufgrund  einer  Verpflichtung  gemäß  Absatz  2  oder  gemäß  dem  vorliegenden  Absatz, 
Flächen  wieder  in  Dauergrünland  rückumzuwandeln  oder  eine  Fläche  als  Dauergrünland  anzulegen,  angelegt 
wurden.  Die  Mitgliedstaaten  dürfen  diese  Flächen  jedoch  nicht  ausschließen,  wenn  ein  solcher  Ausschluss  verhin
dert,  dass  der  Anteil  gemäß  Artikel  45  Absatz  2  Unterabsatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  über  den 
Schwellenwert  von  5 %  hinaus  ansteigt.

Dauergrünland  oder  Dauerweideland,  das  die  Betriebsinhaber  im  Rahmen  der  Verpflichtungen  gemäß  der  Verord
nung  (EG)  Nr.  1698/2005  des  Rates (1)  und  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1305/2013  angelegt  haben,  wird  bei  der 
Berechnung  des  prozentualen  Anteils  gemäß  Unterabsatz  1  nicht  in  die  durch  den  Betriebsinhaber  umgewandelte 
Fläche  eingerechnet.

Die  Betriebsinhaber  werden  unverzüglich  und  auf  jeden  Fall  vor  dem  31.  Dezember  des  Jahres,  in  dem  die 
Abnahme  auf  unter  5 %  festgestellt  wird,  über  ihre  Verpflichtung  zur  Rückumwandlung  sowie  über  die  Regel
ungen  zur  Verhinderung  weiterer  Umwandlungen  von  Dauergrünlandflächen  unterrichtet.  Der  Verpflichtung  zur 
Rückumwandlung  ist  vor  dem  festgelegten  Zeitpunkt  für  die  Einreichung  des  Sammelantrags  für  das  folgende 
Jahr  bzw.  im  Falle  Schwedens  und  Finnlands  vor  dem  30.  Juni  des  folgenden  Jahres  nachzukommen.

(1) Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 2005 über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch
den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) (ABl. L 277 vom 21.10.2005, S. 1).
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Abweichend  von  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  h  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  gelten  wieder  in  Dauer
grünland  rückumgewandelte  oder  als  Dauergrünland  angelegte  Flächen  ab  dem  ersten  Tag  der  Rückumwandlung 
bzw.  Anlegung  als  Dauergrünland.  Diese  Flächen  müssen  zum  Anbau  von  Gras  oder  anderen  Grünfutterpflanzen 
genutzt  werden,  und  zwar  mindestens  fünf  aufeinander  folgende  Jahre  ab  dem  Zeitpunkt  der  Umwandlung  oder 
auf  Beschluss  des  Mitgliedstaats  während  der  Anzahl  Jahre,  die  zum  Erreichen  von  fünf  aufeinander  folgenden 
Jahren  noch  fehlen,  wenn  die  Betriebsinhaber  bereits  für  den  Anbau  von  Gras  oder  anderen  Grünfutterpflanzen 
genutzte  Flächen  in  Dauergrünlandflächen  umwandeln.

ABSCHNITT  4

Im  Umweltinteresse  genutzte  Flächen

Artikel  45

Weitere  Kriterien  für  die  Arten  von  im  Umweltinteresse  genutzten  Flächen

1. Damit  die  Arten  von  in  Artikel  46  Absatz  2  Unterabsatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  aufge
führten  Flächen  als  im  Umweltinteresse  genutzte  Flächen  gelten,  müssen  die  Kriterien  der  Absätze  2  bis  11 
dieses  Artikels  erfüllt  sein.

2. Auf  brachliegenden  Flächen  darf  keine  landwirtschaftliche  Erzeugung  stattfinden.  Abweichend  von  Artikel  4 
Absatz  1  Buchstabe  h  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  bleiben  Flächen,  die  mehr  als  fünf  Jahre  als  im 
Umweltinteresse  genutzte  Flächen  brachliegen,  Ackerland.

3. Terrassen  sind  im  Rahmen  des  GLÖZ  7  gemäß  Anhang  II  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  geschützte 
Terrassen  sowie  andere  Terrassen.  Die  Mitgliedstaaten  können  beschließen,  lediglich  im  Rahmen  des  GLÖZ  7 
geschützte  Terrassen  als  ökologische  Vorrangflächen  zu  betrachten.  Die  Mitgliedstaaten  können  beschließen,  ledig
lich  im  Rahmen  des  GLÖZ  7  geschützte  Terrassen  als  im  Umweltinteresse  genutzte  Flächen  zu  betrachten.

4. Landschaftselemente  müssen  dem  Betriebsinhaber  zur  Verfügung  stehen  und  sind  die  Elemente,  die  im 
Rahmen  des  GLÖZ  7  sowie  GAB  2  und  GAB  3  gemäß  Anhang  II  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013 
geschützt  sind,  sowie  die  folgenden  Elemente:

a) Hecken  oder  Gehölzstreifen  mit  einer  Breite  von  bis  zu  10  Metern;

b) einzeln  stehende  Bäume  mit  einem  Kronendurchmesser  von  mindestens  4  Metern;

c) in  Reihe  stehende  Bäume  mit  einem  Kronendurchmesser  von  mindestens  4  Metern,  wobei  der  Zwischenraum 
zwischen  den  Kronen  nicht  mehr  als  5  Meter  betragen  darf;

d) in  Gruppe  stehende  Bäume,  deren  sich  überlappende  Kronen  ein  durchgängiges  Kronendach  bilden,  und  Feld
gehölze,  in  beiden  Fällen  maximal  0,3  Hektar;

e) Feldränder  mit  einer  Breite  von  1  bis  20  Metern,  auf  denen  keine  landwirtschaftliche  Erzeugung  stattfindet;

f) Teiche  mit  einer  Größe  von  maximal  0,1  Hektar.  Wasserbecken  aus  Beton  oder  Kunststoff  gelten  nicht  als 
im  Umweltinteresse  genutzte  Flächen;

g) Gräben  mit  einer  maximalen  Breite  von  6  Metern,  einschließlich  offener  Wasserläufe  zu  Bewässerungs-  oder 
Entwässerungszwecken.  Kanäle  mit  Betonwänden  gelten  nicht  als  im  Umweltinteresse  genutzte  Flächen;

h) traditionelle  Steinmauern.

Die  Mitgliedstaaten  können  in  ordnungsgemäß  begründeten  Fällen  beschließen,  die  ausgewählten  Landschaftsele
mente  auf  die  Elemente,  die  im  Rahmen  des  GLÖZ  7  bzw.  der  GAB  2  oder  GAB  3  gemäß  Anhang  II  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  aufgeführt  sind,  oder  auf  eines  oder  mehrere  der  in  Unterabsatz  1  Buchstaben 
a  bis  h  enthaltenen  Elemente  zu  begrenzen.

Für  die  Zwecke  von  Unterabsatz  1  Buchstaben  b  und  c  können  die  Mitgliedstaaten  Bäume  berücksichtigen,  die 
von  ihnen  als  wertvolle  Landschaftselemente  anerkannt  wurden  und  einen  Kronendurchmesser  von  weniger  als  4 
Metern  aufweisen.

Für  die  Zwecke  von  Unterabsatz  1  Buchstabe  e  können  die  Mitgliedstaaten  eine  niedrigere  Mindestbreite 
vorschreiben.
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Für  die  Zwecke  von  Unterabsatz  1  Buchstabe  f  können  die  Mitgliedstaaten  eine  Mindestgröße  für  Teiche 
vorschreiben  und  sie  können  festlegen,  dass  entlang  des  Wassers  ein  Ufervegetationsstreifen  mit  einer  Breite  von 
bis  zu  10  Metern  in  die  Teichgröße  mit  eingerechnet  wird.  Sie  können  unter  Berücksichtigung  der  Bedeutung 
natürlicher  Teiche  für  die  Erhaltung  von  Lebensräumen  und  Arten  Kriterien  festsetzen,  um  sicherzustellen,  dass 
die  Teiche  einen  Landschaftswert  haben.

Für  die  Zwecke  von  Unterabsatz  1  Buchstabe  h  können  die  Mitgliedstaaten  Mindestkriterien  auf  der  Grundlage 
nationaler  oder  regionaler  Gegebenheiten,  einschließlich  Höhen-  und  Breitenbegrenzungen,  festsetzen.

5. Pufferstreifen  umfassen  die  im  Rahmen  des  GLÖZ  1  bzw.  der  GAB  1  oder  GAB  10  gemäß  Anhang  II  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  geforderten  Pufferstreifen  entlang  von  Wasserläufen  sowie  andere  Arten  von 
Pufferstreifen.  Die  Mindestbreite  dieser  anderen  Pufferstreifen  wird  von  den  Mitgliedstaaten  festgelegt,  darf  aber 
nicht  weniger  als  1  Meter  betragen.  Sie  müssen  sich  auf  einer  Ackerfläche  befinden  oder  an  eine  solche 
angrenzen  und  ihre  Längsseiten  müssen  parallel  zum  Rand  eines  Wasserlaufs  oder  eines  anderen  Gewässers 
verlaufen.  Entlang  von  Wasserläufen  können  sie  auch  Ufervegetationsstreifen  mit  einer  Breite  von  bis  zu  10 
Metern  umfassen.  Auf  Pufferstreifen  darf  keine  landwirtschaftliche  Erzeugung  stattfinden.  Abweichend  von  der 
Vorgabe,  dass  keine  landwirtschaftliche  Erzeugung  stattfinden  darf,  können  die  Mitgliedstaaten  eine  Beweidung 
oder  Schnittnutzung  zulassen,  sofern  der  Pufferstreifen  vom  angrenzenden  Ackerland  unterscheidbar  bleibt.

6. Agroforstflächen  sind  Ackerland,  das  im  Rahmen  der  Basisprämienregelung  oder  der  Regelung  für  die 
einheitliche  Flächenzahlung  gemäß  Titel  III  Kapitel  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  beihilfefähig  ist  und 
das  die  Bedingungen  erfüllt,  unter  denen  nach  Maßgabe  des  Artikels  44  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1698/2005 
oder  des  Artikels  23  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1305/2013  Förderung  gewährt  wurde  oder  wird.

7. Hinsichtlich  der  beihilfefähigen  Hektarstreifen  an  Waldrändern  können  die  Mitgliedstaaten  beschließen,  ob 
landwirtschaftliche  Erzeugung  zugelassen  wird,  ob  ein  Verbot  der  landwirtschaftlichen  Erzeugung  gilt  oder  ob 
den  Betriebsinhabern  beide  Optionen  geboten  werden.  Beschließen  Mitgliedstaaten,  dass  keine  landwirtschaftliche 
Erzeugung  stattfinden  darf,  so  können  sie  abweichend  vom  Erzeugungsverbot  eine  Beweidung  oder  Schnittnut
zung  zulassen,  sofern  der  Streifen  vom  angrenzenden  Ackerland  unterscheidbar  bleibt.  Die  Mindestbreite  dieser 
Streifen  wird  von  den  Mitgliedstaaten  festgelegt,  darf  aber  nicht  weniger  als  1  Meter  betragen.  Die  Höchstbreite 
beträgt  10  Meter.

8. Für  Flächen  mit  Niederwald  mit  Kurzumtrieb  ohne  Verwendung  mineralischer  Düngemittel  und/oder  von 
Pflanzenschutzmitteln  erstellen  die  Mitgliedstaaten  eine  Liste  der  Gehölzarten,  die  hierfür  verwendet  werden 
können,  indem  sie  aus  der  Liste  gemäß  Artikel  4  Absatz  2  Buchstabe  c  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
die  aus  ökologischer  Sicht  am  besten  geeigneten  Arten  auswählen  und  dabei  eindeutig  nicht  heimische  Arten 
ausschließen.  Die  Mitgliedstaaten  legen  auch  die  Anforderungen  für  den  Einsatz  mineralischer  Düngemittel  und 
Pflanzenschutzmittel  fest  und  behalten  dabei  die  Zielsetzung  dieser  im  Umweltinteresse  genutzten  Flächen  im 
Blick,  insbesondere  den  Erhalt  und  die  Verbesserung  der  biologischen  Vielfalt.

9. Die  Flächen  mit  Zwischenfruchtanbau  oder  Gründecke  umfassen  nach  Maßgabe  der  GAB  1  gemäß 
Anhang  II  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  angelegte  Flächen  sowie  andere  Flächen  mit  Zwischenfrucht
anbau  oder  Gründecke,  sofern  sie  durch  Einsaat  einer  Kulturpflanzenmischung  oder  durch  Untersaat  von  Gras  in 
eine  Hauptkultur  angelegt  wurden.  Die  Mitgliedstaaten  erstellen  die  Liste  der  zu  verwendenden  Kulturpflanzenmi
schungen,  bestimmen  den  Zeitraum  für  die  Aussaat  von  Zwischenfrüchten  oder  Gründecke  und  können  zusätz
liche  Bedingungen  festlegen,  insbesondere  hinsichtlich  der  Produktionsmethoden.  Der  von  den  Mitgliedstaaten  fest
zusetzende  Zeitraum  darf  nicht  über  den  1.  Oktober  hinausgehen.

Nicht  zu  den  Flächen  mit  Zwischenfruchtanbau  oder  Gründecke  gehören  Winterkulturen,  die  in  der  Regel  im 
Herbst  zu  Ernte-  oder  Weidezwecken  eingesät  werden.  Ebenfalls  nicht  inbegriffen  sind  Flächen,  die  unter  die 
gleichwertigen  Methoden  fallen,  die  in  Anhang  IX  Abschnitt  I  Nummern  3  und  4  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  aufgeführt  sind  und  über  Verpflichtungen  gemäß  Artikel  43  Absatz  3  Buchstabe  a  der 
genannten  Verordnung  umgesetzt  werden.

10. Auf  Flächen  mit  stickstoffbindenden  Pflanzen  bauen  die  Betriebsinhaber  die  stickstoffbindenden  Pflanzen  an, 
die  in  einer  vom  Mitgliedstaat  aufgestellten  Liste  aufgeführt  sind.  Diese  Liste  enthält  die  stickstoffbindenden 
Pflanzen,  bei  denen  der  Mitgliedstaat  davon  ausgeht,  dass  sie  zur  Verbesserung  der  biologischen  Vielfalt 
beitragen.  Diese  Pflanzen  müssen  während  der  Vegetationsperiode  vorhanden  sein.  Die  Mitgliedstaaten  stellen 
Vorschriften  auf,  wo  im  Umweltinteresse  genutzte  Flächen  mit  den  entsprechenden  stickstoffbindenden  Pflanzen 
angelegt  werden  dürfen.  In  diesen  Vorschriften  werden  die  Ziele  der  Richtlinie  91/676/EWG  und  der 
Richtlinie  2000/60/EG  berücksichtigt,  da  bei  stickstoffbindenden  Pflanzen  die  Gefahr  von  Stickstoffauswaschungen 
im  Herbst  möglicherweise  erhöht  ist.  Die  Mitgliedstaaten  können  zusätzliche  Bedingungen  festlegen,  insbesondere 
hinsichtlich  der  Produktionsmethoden.
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Nicht  zu  den  Flächen  mit  stickstoffbindenden  Pflanzen  gehören  Flächen,  die  unter  die  gleichwertigen  Methoden 
fallen,  die  in  Anhang  IX  Abschnitt  I  Nummern  3  und  4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  aufgeführt  sind 
und  über  Verpflichtungen  gemäß  Artikel  43  Absatz  3  Buchstabe  a  der  genannten  Verordnung  umgesetzt  werden.

11. Ein  Betriebsinhaber  darf  dieselbe  Fläche  oder  dasselbe  Landschaftselement  für  die  Einhaltung  der  Anforde
rung  bezüglich  im  Umweltinteresse  genutzter  Flächen  je  Antragsjahr  nur  einmal  anmelden.

Artikel  46

Vorschriften  für  die  regionale  Umsetzung  der  im  Umweltinteresse  genutzten  Flächen

1. Mitgliedstaaten,  die  sich  für  die  regionale  Umsetzung  gemäß  Artikel  46  Absatz  5  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  entscheiden,  legen  die  entsprechenden  Regionen  fest.  Bei  den  festzulegenden  Regionen  handelt  es 
sich  um  einzelne,  homogene  geografische  Gebiete  mit  vergleichbaren  landwirtschaftlichen  und  ökologischen 
Bedingungen.  Die  Homogenität  bezieht  sich  hierbei  auf  den  Bodentyp,  die  Höhe  über  dem  Meeresspiegel  sowie 
das  Vorhandensein  von  natürlichen  und  naturnahen  Flächen.

2. Innerhalb  der  festgelegten  Regionen  weisen  die  Mitgliedstaaten  die  Flächen  aus,  auf  denen  bis  zur  Hälfte 
des  geforderten  Prozentsatzes  der  Anforderung  bezüglich  im  Umweltinteresse  genutzter  Flächen  umgesetzt  werden 
müssen.

3. Für  die  ausgewiesenen  Flächen  benennen  die  Mitgliedstaaten  besondere  Verpflichtungen  der  teilnehmenden 
Betriebsinhaber  oder  Betriebsinhabergruppen.  Durch  diese  Verpflichtungen  wird  sichergestellt,  dass  aneinander 
angrenzende  im  Umweltinteresse  genutzte  Flächen  ein  zusammenhängendes  Gefüge  bilden.  Zu  diesen  Verpflich
tungen  der  teilnehmenden  Betriebsinhaber  oder  Betriebsinhabergruppen  gehört  die  Forderung,  dass  sich  bei  jedem 
teilnehmenden  Betriebsinhaber  mindestens  50 %  der  Fläche,  auf  die  die  Verpflichtung  gemäß  Artikel  46  Absatz  1 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  anwendbar  ist,  auf  Flächen  seines  Betriebs  innerhalb  der  Region  befinden 
und  die  Anforderungen  gemäß  Artikel  46  Absatz  2  Unterabsatz  2  der  genannten  Verordnung  erfüllen.

4. Durch  die  Verpflichtungen  der  teilnehmenden  Betriebsinhaber  oder  Betriebsinhabergruppen  wird  gewähr
leistet,  dass  die  zusammenhängenden  im  Umweltinteresse  genutzten  Flächen  gemäß  Absatz  3  aus  einer  oder 
mehreren  der  in  Artikel  46  Absatz  2  Unterabsatz  1  Buchstaben  a,  c,  d  und  h  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  genannten  Flächen  bestehen.

5. Bei  der  Ausweisung  von  Flächen  und  der  Festlegung  von  Verpflichtungen  gemäß  den  Absätzen  2  und  3 
berücksichtigen  die  Mitgliedstaaten  gegebenenfalls  bestehende  nationale  oder  regionale  Strategien  zur  Erhaltung 
der  biologischen  Vielfalt  und/oder  zur  Anpassung  an  den  Klimawandel  und  zur  Abschwächung  seiner  Folgen, 
Bewirtschaftungspläne  für  die  Einzugsgebiete  oder  die  ermittelten  Erfordernisse,  um  die  ökologische  Kohärenz  des 
Natura-2000-Netzes  gemäß  Artikel  10  der  Richtlinie  92/43/EWG  zu  gewährleisten  oder  zur  Umsetzung  der  Stra
tegie  für  grüne  Infrastruktur  beizutragen.

6. Vor  der  Festlegung  von  Verpflichtungen  für  die  Betriebsinhaber  konsultieren  die  Mitgliedstaaten  die  betreff
enden  Betriebsinhaber  oder  Betriebsinhabergruppen  sowie  weitere  Interessenträger.  Nach  Abschluss  dieser  Konsul
tation  erstellen  die  Mitgliedstaaten  einen  detaillierten  Plan  für  die  regionale  Umsetzung  und  setzen  die  Interessen
träger,  die  sich  an  den  Konsultationen  beteiligt  haben,  sowie  die  betreffenden  Betriebsinhaber  oder  Betriebsinha
bergruppen  über  diesen  Plan  in  Kenntnis,  einschließlich  der  Ausweisung  der  Flächen  und  der  Verpflichtungen  für 
die  teilnehmenden  Betriebsinhaber  oder  Betriebsinhabergruppen  und  insbesondere  des  genauen  Prozentsatzes,  den 
jeder  einzelne  Betriebsinhaber  auf  Flächen  seines  Betriebs  umsetzen  muss.  Die  Mitgliedstaaten  übermitteln  dem 
Betriebsinhaber  diese  Informationen  bis  spätestens  30.  Juni  des  Jahres,  das  dem  Jahr  der  regionalen  Umsetzung 
vorangeht,  bzw.  im  ersten  Jahr  der  Anwendung  der  vorliegenden  Verordnung  so  frühzeitig,  dass  der  Betriebsin
haber  seinen  Antrag  entsprechend  stellen  kann.

Unbeschadet  der  Zahlung  an  Betriebsinhaber  gemäß  Artikel  43  Absatz  9  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
stellen  die  Mitgliedstaaten  sicher,  dass  Vereinbarungen  über  finanzielle  Ausgleichsleistungen  zwischen  Betriebsinha
bern  und  über  Verwaltungssanktionen  im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  zusammenhängenden  im  Umweltinteresse 
genutzten  Flächen  getroffen  werden.
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Artikel  47

Vorschriften  für  die  gemeinsame  Umsetzung  und  die  von  Betrieben  zu  erfüllenden  Kriterien,  um  als  in 
unmittelbarer  Nähe  liegend  zu  gelten

1. Mitgliedstaaten,  die  beschließen,  eine  gemeinsame  Umsetzung  gemäß  Artikel  46  Absatz  6  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013  zu  gestatten,  legen  die  Kriterien  fest,  die  von  den  Betrieben  erfüllt  werden  müssen,  um  als 
in  unmittelbarer  Nähe  liegend  zu  gelten,  und  ziehen  hierzu  eines  der  nachstehenden  Kriterien  heran:

a) Betriebsinhaber,  deren  Betriebe  sich  zu  80 %  im  selben  Gemeindegebiet  befinden;

b) Betriebsinhaber,  deren  Betriebe  sich  zu  80 %  in  einem  Gebiet  befinden,  dessen  Radius  in  Kilometer  von  den 
Mitgliedstaaten  festzulegen  ist,  wobei  die  Obergrenze  nicht  über  15  Kilometer  liegen  darf.

2. Mitgliedstaaten,  die  sich  für  die  Ausweisung  von  Flächen  entscheiden,  auf  denen  eine  gemeinsame  Umset
zung  zulässig  ist,  und  die  beschließen,  den  teilnehmenden  Betriebsinhabern  oder  Betriebsinhabergruppen 
Verpflichtungen  aufzuerlegen,  berücksichtigen  bestehende  nationale  oder  regionale  Strategien  zur  Erhaltung  der 
biologischen  Vielfalt  und/oder  zur  Anpassung  an  den  Klimawandel  und  zur  Abschwächung  seiner  Folgen,  Bewirt
schaftungspläne  für  die  Einzugsgebiete  oder  die  ermittelten  Erfordernisse,  um  die  ökologische  Kohärenz  des 
Natura-2000-Netzes  gemäß  Artikel  10  der  Richtlinie  92/43/EWG  zu  gewährleisten  oder  zur  Umsetzung  der  Stra
tegie  für  grüne  Infrastruktur  beizutragen.

3. Die  in  Absatz  2  genannten  Verpflichtungen  der  teilnehmenden  Betriebsinhaber  oder  Betriebsinhabergruppen 
schließen  die  Verpflichtung  ein,  dass  zusammenhängende  im  Umweltinteresse  genutzte  Flächen  aus  einer  oder 
mehreren  der  in  Artikel  46  Absatz  2  Unterabsatz  2  Buchstaben  a,  c,  d  und  h  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  genannten  Flächen  bestehen.

4. An  der  gemeinsamen  Umsetzung  teilnehmende  Betriebsinhaber  schließen  eine  schriftliche  Vereinbarung,  die 
genaue  Regelungen  zu  internen  Abmachungen  über  finanzielle  Ausgleichsleistungen  und  über  Verwaltungssankti
onen  im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  gemeinsamen  im  Umweltinteresse  genutzten  Flächen  enthält.

Artikel  48

Bestimmung  des  Verhältnisses  von  Waldflächen  zu  landwirtschaftlichen  Flächen

1. Mitgliedstaaten,  die  sich  für  die  Anwendung  von  Artikel  46  Absatz  7  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
entscheiden,  legen  den  Anteil  der  Waldflächen  an  der  gesamten  Landfläche  gemäß  Unterabsatz  1  des  genannten 
Absatzes  auf  der  Grundlage  der  verfügbaren  Eurostat-Daten  fest.  Die  Forstdaten  beziehen  sich  auf  die  Definition 
der  Ernährungs-  und  Landwirtschaftsorganisation  der  Vereinten  Nationen  und  schließen  sonstige  bewaldete 
Flächen  aus.  Binnengewässer,  einschließlich  Flüssen  und  Seen,  gehören  nicht  zur  gesamten  Landfläche.

2. Das  Verhältnis  von  Waldflächen  zu  landwirtschaftlichen  Flächen  im  Sinne  von  Artikel  46  Absatz  7  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  wird  auf  der  Grundlage  verfügbarer  Eurostat-Daten  berechnet.  Liegen  keine 
ausreichenden  Eurostat-Daten  zu  den  Waldflächen  und  den  landwirtschaftlichen  Flächen  vor,  um  den  Waldanteil 
auf  einer  Gebietsebene  zu  bewerten,  die  der  „LAU2“-Ebene  entspricht,  oder  auf  der  Ebene  einer  klar  abge
grenzten  Einheit,  die  ein  einzelnes,  genau  bezeichnetes  geografisch  zusammenhängendes  Gebiet  mit  ähnlichen 
Bedingungen  für  die  Landwirtschaft  abdeckt,  können  andere  Datenquellen  verwendet  werden.

Die  Mitgliedstaaten  müssen  nachweisen,  dass  sie  aktuelle  und  kohärente  Daten  zu  den  Waldflächen  und  den 
landwirtschaftlichen  Flächen  zugrunde  gelegt  haben,  die  —  soweit  möglich  —  die  tatsächliche  Situation  wider
spiegeln.

3. Die  in  den  Absätzen  1  und  2  genannten  Daten  und  Berechnungen  gelten  für  die  Dauer  von  drei  Jahren. 
Nach  Ablauf  dieser  Frist  müssen  die  Mitgliedstaaten,  die  die  Ausnahmeregelung  gemäß  Artikel  46  Absatz  7  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  für  einen  weiteren  Dreijahreszeitraum  anwenden  wollen,  die  Prozentsätze  gemäß 
den  Absätzen  1  und  2  unter  Verwendung  der  aktuellsten  verfügbaren  Daten  neu  berechnen.
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Bei  Änderung  der  Verwaltungsgrenzen,  die  sich  auf  das  in  Absatz  2  genannte  Verhältnis  auswirken,  sind  die 
Daten  und  Berechnungen  neu  zu  bewerten  und  etwaige  Änderungen  bei  der  Anwendung  der  Ausnahmeregelung 
der  Kommission  zu  melden.

KAPITEL  4

ZAHLUNG  FÜR  JUNGLANDWIRTE

Artikel  49

Zugang  juristischer  Personen  zur  Zahlung  für  Junglandwirte

1. Die  jährliche  Zahlung  für  Junglandwirte  gemäß  Artikel  50  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
wird  einer  juristischen  Person  unabhängig  von  ihrer  Rechtsform  gewährt,  wenn  folgende  Bedingungen  erfüllt 
sind:

a) Die  juristische  Person  hat  Anrecht  auf  eine  Zahlung  im  Rahmen  der  Basisprämienregelung  oder  der  Regelung 
für  die  einheitliche  Flächenzahlung  gemäß  Titel  III  Kapitel  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  und  hat 
gemäß  Artikel  50  Absatz  4  derselben  Verordnung  Zahlungsansprüche  aktiviert  oder  beihilfefähige  Hektarflä
chen  angemeldet;

b) ein  Junglandwirt  im  Sinne  von  Artikel  50  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  kontrolliert  die 
juristische  Person  wirksam  und  langfristig  in  Bezug  auf  die  Entscheidungen  zur  Betriebsführung,  Gewinnen 
und  finanziellen  Risiken  im  ersten  Jahr  der  Antragstellung  der  juristischen  Person  auf  Zahlung  im  Rahmen 
der  Regelung  für  Junglandwirte.  Sind  mehrere  natürliche  Personen,  bei  denen  es  sich  nicht  ausschließlich  um 
Junglandwirte  handelt,  am  Kapital  oder  der  Betriebsführung  der  juristischen  Person  beteiligt,  so  muss  der 
Junglandwirt  in  der  Lage  sein,  diese  wirksame  und  langfristige  Kontrolle  allein  oder  gemeinschaftlich  mit 
anderen  Landwirten  auszuüben;

c) mindestens  einer  der  Junglandwirte,  der  die  Voraussetzung  gemäß  Buchstabe  b  erfüllt,  muss  den  Förderkrite
rien  entsprechen,  die  die  Mitgliedstaaten  gegebenenfalls  gemäß  Artikel  50  Absatz  3  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  festgelegt  haben,  es  sei  denn,  die  Mitgliedstaaten  haben  beschlossen,  dass  diese  Kriterien  für 
alle  solchen  Junglandwirte  gelten.

Wird  eine  juristische  Person  allein  oder  gemeinschaftlich  von  einer  anderen  juristischen  Person  kontrolliert,  so 
gelten  die  Bedingungen  gemäß  Unterabsatz  1  Buchstabe  b  für  jede  natürliche  Person,  die  die  Kontrolle  über 
diese  andere  juristische  Person  ausübt

2. Die  Zahlung  gemäß  Artikel  50  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  wird  nicht  länger  gewährt, 
wenn  keiner  der  Junglandwirte,  die  die  Kriterien  von  Absatz  1  Unterabsatz  1  Buchstabe  b  sowie  gegebenenfalls 
die  Kriterien  von  Absatz  1  Unterabsatz  1  Buchstabe  c  erfüllen,  mehr  die  Kontrolle  über  die  juristische  Person 
ausübt.

3. Für  die  Zwecke  dieses  Artikels

a) ist  jede  Bezugnahme  in  Artikel  50  Absätze  4  bis  10  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  auf  den 
„Betriebsinhaber“  als  Bezugnahme  auf  eine  juristische  Person  im  Sinne  des  vorliegenden  Artikels  zu  verstehen;

b) ist  die  Bezugnahme  in  Artikel  50  Absatz  2  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  auf  den 
„erstmalig  gestellten  Beihilfeantrag“  im  Rahmen  der  Basisprämienregelung  oder  der  Regelung  für  die  einheit
liche  Flächenzahlung  als  Bezugnahme  auf  den  ersten  von  der  juristischen  Person  gestellten  Antrag  auf  die 
Zahlung  im  Rahmen  der  Regelung  für  Junglandwirte  zu  verstehen;
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c) ist  unbeschadet  des  Absatzes  4  des  vorliegenden  Artikels  die  Bezugnahme  in  Artikel  50  Absatz  5  zweiter 
Satz  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  auf  die  „Niederlassung“  als  Bezugnahme  auf  die  Betriebsaufnahme 
durch  die  Junglandwirte  zu  verstehen,  die  gemäß  Absatz  1  Unterabsatz  1  Buchstabe  b  des  vorliegenden  Arti
kels  die  Kontrolle  über  die  juristische  Person  ausüben.

4. Haben  gemäß  Absatz  1  Unterabsatz  1  Buchstabe  b  mehrere  Junglandwirte  zu  unterschiedlichen  Zeitpunkten 
die  Kontrolle  über  die  juristische  Person  übernommen,  so  gilt  die  erste  Kontrollübernahme  als  Zeitpunkt  der 
„Niederlassung“  gemäß  Artikel  50  Absatz  5  zweiter  Satz  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013.

Artikel  50

Zugang  einer  Vereinigung  natürlicher  Personen  zur  Zahlung  für  Junglandwirte

Artikel  49  gilt  sinngemäß  auch  für  eine  Vereinigung  natürlicher  Personen  gemäß  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe 
a  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013,  bei  der  auf  Ebene  der  Vereinigung  die  Voraussetzungen  gemäß 
Artikel  49  Absatz  1  Buchstabe  a  der  vorliegenden  Verordnung  erfüllt  sind.

KAPITEL  5

GEKOPPELTE  STÜTZUNG

ABSCHNITT  1

Fakultative  gekoppelte  Stützung

Artikel  51

Begriffsbestimmungen

Für  die  Zwecke  dieses  Abschnitts  bezeichnet  der  Ausdruck  „gekoppelte  Stützungsmaßnahmen“  Maßnahmen  zur 
Durchführung  der  fakultativen  gekoppelten  Stützung  gemäß  Artikel  52  Absatz  1  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013.

Artikel  52

Allgemeine  Grundsätze

1. Die  Regionen  gemäß  Artikel  52  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  sind  von  den  Mitglied
staaten  nach  objektiven  und  nichtdiskriminierenden  Kriterien,  wie  den  agronomischen  und  sozioökonomischen 
Merkmalen  und  dem  regionalen  landwirtschaftlichen  Potenzial  oder  der  institutionellen  oder  administrativen 
Struktur,  festzulegen.  Diese  Regionen  müssen  nicht  mit  den  Regionen  übereinstimmen,  die  im  Rahmen  anderer 
in  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  vorgesehener  Stützungsregelungen  festgelegt  werden.

2. Bei  der  Festlegung  der  spezifischen  Landwirtschaftsformen  bzw.  Agrarsektoren  gemäß  Artikel  52  Absatz  3 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  berücksichtigen  die  Mitgliedstaaten  insbesondere  die  jeweiligen  Erzeugungs
strukturen  und  -bedingungen  der  betreffenden  Region  oder  des  betreffenden  Sektors.

3. Für  die  Zwecke  von  Artikel  52  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  gelten  bestimmte  Landwirt
schaftsformen  bzw.  Agrarsektoren  als  „in  Schwierigkeiten“,  wenn  die  Gefahr  der  Produktionsaufgabe  oder  eines 
Produktionsrückgangs  besteht,  die  u.  a.  auf  die  geringe  Rentabilität  der  durchgeführten  Tätigkeit  zurückzuführen 
ist,  was  sich  nachteilig  auf  das  wirtschaftliche,  soziale  oder  ökologische  Gleichgewicht  in  der  betreffenden  Region 
oder  dem  betreffenden  Sektor  auswirkt.

Artikel  53

Voraussetzungen  für  die  Gewährung  der  Stützung

1. Die  Mitgliedstaaten  legen  im  Einklang  mit  den  Rahmenvorschriften  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
und  den  Bedingungen  der  vorliegenden  Verordnung  Beihilfefähigkeitskriterien  für  gekoppelte  Stützungsmaßnahmen 
fest.

2. Die  Flächen,  Erträge  und  Tierzahlen  gemäß  Artikel  52  Absatz  6  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
werden  von  den  Mitgliedstaaten  für  die  einzelnen  Regionen  oder  Sektoren  festgelegt.  Sie  berücksichtigen  die 
Höchsterträge,  bewirtschafteten  Flächen  oder  Tierzahlen,  die  in  der  betreffenden  Region  oder  dem  betreffenden 
Sektor  in  mindestens  einem  der  fünf  Jahre  erreicht  wurden,  die  dem  Beschluss  gemäß  Artikel  53  Absatz  1  der 
genannten  Verordnung  vorausgehen.
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Die  jährliche  Zahlung  wird  als  Stützungsbetrag  je  Einheit  angegeben.  Sie  ergibt  sich  aus  dem  Verhältnis 
zwischen  dem  gemäß  Anhang  I  Nummer  3  Buchstabe  i  der  vorliegenden  Verordnung  angegebenen  Betrag,  der 
für  die  Finanzierung  der  Maßnahme  festgesetzt  wurde,  und  entweder  der  in  dem  betreffenden  Jahr  beihilfefähigen 
Fläche  bzw.  Tierzahl  oder  der  festgelegten  Fläche  bzw.  Tierzahl  gemäß  Unterabsatz  1.

3. Bei  der  gekoppelten  Stützungsmaßnahme  für  Ölsaaten  gemäß  dem  Anhang  des  Erläuternden  Vermerks 
zwischen  der  Europäischen  Wirtschaftsgemeinschaft  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  über  bestimmte 
Ölsaaten  im  Rahmen  des  GATT  dürfen  die  von  den  Mitgliedstaaten  gemeldeten  zu  stützenden  Höchstflächen  in 
der  gesamten  Union  insgesamt  nicht  über  einer  Höchstfläche  liegen,  um  sicherzustellen,  dass  die  Union  ihrer 
internationalen  Verpflichtung  nachkommt.

Wird  die  in  Unterabsatz  1  genannte  Höchstfläche  überschritten,  so  passen  die  betreffenden  Mitgliedstaaten  die 
gemeldete  Fläche  unter  Anwendung  eines  Kürzungskoeffizienten  an,  der  sich  aus  dem  Verhältnis  zwischen  der 
Höchstfläche  und  der  Summe  der  gemeldeten  Flächen  für  die  Stützung  dieser  in  Unterabsatz  1  genannten 
Ölsaaten  ergibt.

Die  Kommission  legt  den  in  Unterabsatz  2  genannten  Kürzungskoeffizienten  im  Wege  von  Durchführungsrecht
sakten  ohne  Anwendung  des  Verfahrens  gemäß  Artikel  71  Absatz  2  oder  3  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  fest.

4. Betrifft  die  gekoppelte  Stützungsmaßnahme  Rinder  und/oder  Schafe  und  Ziegen,  legen  die  Mitgliedstaaten 
als  Beihilfefähigkeitsbedingung  für  die  Stützung  die  Anforderungen  der  Kennzeichnung  und  Registrierung  von 
Tieren  gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1760/2000  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates (1)  bzw.  der 
Verordnung  (EG)  Nr.  21/2004  des  Rates (2)  fest.

5. Die  Mitgliedstaaten  dürfen  für  Flächen,  die  nicht  im  Sinne  von  Artikel  32  Absätze  2,  3  und  4  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  beihilfefähig  sind,  keine  flächenbezogene  gekoppelte  Stützung  gewähren. 
Gewähren  die  Mitgliedstaaten  eine  gekoppelte  Stützung  für  Hanf,  muss  die  Bedingung  gemäß  Artikel  32 
Absatz  6  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  und  gemäß  Artikel  9  der  vorliegenden  Verordnung  erfüllt  sein.

Artikel  54

Kohärenz  und  Kumulierung  der  Stützung

1. Für  die  Zwecke  von  Artikel  52  Absatz  8  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  gelten  in  den  Verord
nungen  (EU)  Nr.  1305/2013  und  (EU)  Nr.  1308/2013  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates (3)  vorgese
hene  Maßnahmen  als  „andere  Maßnahmen  und  Politiken  der  Union“.

2. Die  Mitgliedstaaten  sorgen  für  die  Kohärenz  zwischen

a) gekoppelten  Stützungsmaßnahmen  und  im  Rahmen  anderer  Maßnahmen  und  Politiken  der  Union  umgesetzten 
Maßnahmen;

b) den  verschiedenen  gekoppelten  Stützungsmaßnahmen;

c) den  gekoppelten  Stützungsmaßnahmen  und  den  durch  staatliche  Beihilfen  finanzierten  Maßnahmen.

Die  Mitgliedstaaten  sorgen  dafür,  dass  die  gekoppelten  Stützungsmaßnahmen  das  ordnungsgemäße  Funktionieren 
anderer  in  Unterabsatz  1  genannter  Maßnahmen  nicht  beeinträchtigen.

3. Kann  eine  Stützung  durch  eine  bestimmte  gekoppelte  Stützungsmaßnahme  auch  im  Rahmen  einer  anderen 
gekoppelten  Stützungsmaßnahme  oder  einer  Maßnahme  im  Zusammenhang  mit  anderen  Maßnahmen  und  Poli
tiken  der  Union  gewährt  werden,  stellen  die  Mitgliedstaaten  sicher,  dass  die  betreffenden  Betriebsinhaber  lediglich 
im  Rahmen  einer  dieser  Maßnahmen  Stützung  mit  dem  in  Artikel  52  Absatz  5  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  genannten  Ziel  erhalten.

(1) Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juli 2000 zur Einführung eines Systems zur Kenn
zeichnung und Registrierung von Rindern und über die Etikettierung von Rindfleisch und Rindfleischerzeugnissen sowie zur Aufhebung
der Verordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates (ABl. L 204 vom 11.8.2000, S. 1).

(2) Verordnung (EG) Nr. 21/2004 des Rates vom 17. Dezember 2003 zur Einführung eines Systems zur Kennzeichnung und Registrierung
von Schafen und Ziegen und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 sowie der Richtlinien 92/102/EWG und 64/432/EWG
(ABl. L 5 vom 9.1.2004, S. 8).

(3) Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über eine gemeinsame Markt
organisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) 
Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671).

20.6.2014 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 181/37



Artikel  55

Kriterien  für  die  Genehmigung  durch  die  Kommission

1. Für  die  Zwecke  von  Artikel  55  Absatz  1  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  besteht  ein 
Mangel  an  Alternativen,  wenn

a) keine  andere  als  die  durch  die  gekoppelte  Stützungsmaßnahme  geförderte  Produktion  in  der  betreffenden 
Region  oder  dem  betreffenden  Sektor  durchgeführt  werden  kann  oder  zur  Fortsetzung  einer  solchen  Produk
tion  erhebliche  Veränderungen  der  Produktionsstrukturen  erforderlich  wären  oder

b) die  Umstellung  auf  eine  andere  Produktion  erheblich  eingeschränkt  ist,  da  es  an  geeignetem  Land  oder  geeig
neter  Infrastruktur  fehlt,  sich  die  Zahl  der  Betriebe  erheblich  verringert  hat,  aufgrund  der  Umstellung  erheb
liche  Investitionen  erforderlich  wären  oder  aus  vergleichbaren  Gründen.

2. Für  die  Zwecke  von  Artikel  55  Absatz  1  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  ist  es  erforder
lich,  eine  stabile  Versorgung  der  lokalen  Verarbeitungsindustrie  zu  gewährleisten,  wenn  sich  eine  Aussetzung  oder 
Verringerung  der  Produktion  in  der  betreffenden  Region  oder  dem  betreffenden  Sektor  voraussichtlich  negativ  auf 
die  Tätigkeit  und  die  damit  verbundene  Wirtschaftlichkeit  oder  die  Beschäftigung  in  nachgelagerten  Unternehmen 
auswirken  würde,  die  in  großem  Maße  von  solchen  Erzeugungen  abhängen,  z.  B.  rohstoffverarbeitende  Betriebe, 
Schlachthöfe  oder  die  Lebensmittelindustrie.  Solche  nachgelagerten  Unternehmen  müssen  in  der  betreffenden 
Region  angesiedelt  oder  zur  Fortführung  ihrer  Tätigkeit  in  erheblichem  Umfang  auf  den  betreffenden  Sektor 
angewiesen  sein.

3. Für  die  Zwecke  von  Artikel  55  Absatz  1  Buchstabe  c  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  sind  anhal
tende  Störungen  des  betreffenden  Marktes  gegeben,  wenn  die  Betriebsinhaber  in  der  betreffenden  Region  oder 
dem  betreffenden  Sektor  wirtschaftliche  Einbußen  erleiden,  die  insbesondere  auf  eine  Verschmutzung,  eine  Konta
minierung  oder  eine  Verschlechterung  der  Umweltqualität  im  Zusammenhang  mit  einem  besonderen  Vorfall 
begrenzten  räumlichen  Ausmaßes  zurückzuführen  sind.

4. Bei  der  Bewertung  des  Umfangs  der  gekoppelten  Stützung  für  die  von  den  Mitgliedstaaten  mitgeteilten,  zu 
genehmigenden  Maßnahmen  berücksichtigt  die  Kommission  gemäß  Artikel  53  Absatz  4  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  die  Höhe  der  gekoppelten  Direktzahlungen,  die  in  mindestens  einem  Jahr  während  des  Bezugs
zeitraums  2010-2014  gewährt  wurden.

ABSCHNITT  2

Kulturspezifische  Zahlung  für  Baumwolle

Artikel  56

Genehmigung  der  landwirtschaftlichen  Flächen  für  die  Baumwollerzeugung

Die  Mitgliedstaaten  legen  objektive  Kriterien  fest,  anhand  deren  landwirtschaftliche  Flächen  gemäß  Artikel  57 
Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  genehmigt  werden.

Diese  Kriterien  stützen  sich  auf  eines  oder  mehrere  der  folgenden  Elemente:

a) Die  Agrarwirtschaft  der  Gebiete,  in  denen  die  Baumwollerzeugung  von  Bedeutung  ist;

b) die  für  die  betreffenden  Flächen  zu  berücksichtigenden  Boden-  und  Klimaverhältnisse;

c) die  Bewirtschaftung  des  für  die  Bewässerung  zur  Verfügung  stehenden  Wassers;

d) die  Fruchtfolgen  und  Anbautechniken,  die  zum  Schutz  der  Umwelt  beitragen  könnten.

Artikel  57

Genehmigung  der  Sorten  für  die  Aussaat

Für  die  Zwecke  von  Artikel  57  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  genehmigen  die  Mitgliedstaaten 
die  Sorten,  die  im  „Gemeinsamen  Sortenkatalog  für  landwirtschaftliche  Pflanzenarten“  gemäß  der 
Richtlinie  2002/53/EG  aufgeführt  und  den  Markterfordernissen  angepasst  sind.

Artikel  58

Beihilfebedingungen

Die  Flächen  gemäß  Artikel  57  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  gelten  nur  dann  als  eingesät, 
wenn  eine  vom  betreffenden  Mitgliedstaat  unter  Berücksichtigung  der  Boden-  und  Klimaverhältnisse  sowie  gege
benenfalls  der  regionalen  Besonderheiten  festzusetzende  Mindestpflanzdichte  erreicht  ist.
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Artikel  59

Anbaumethoden

Die  Mitgliedstaaten  können  besondere  Vorschriften  für  die  zur  Pflege  und  Ernte  der  Kulturen  unter  normalen 
Wachstumsbedingungen  erforderlichen  Anbaumethoden  erlassen.

Artikel  60

Anerkennung  von  Branchenverbänden

1. Die  Mitgliedstaaten  erkennen  jedes  Jahr  für  die  Dauer  eines  spätestens  mit  dem  1.  März  beginnenden 
Jahres  Branchenverbände  gemäß  Artikel  59  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  an,  die  eine  solche 
Anerkennung  beantragen  und

a) eine  Gesamtfläche  von  mindestens  4 000  ha  entsprechend  der  Festlegung  des  Mitgliedstaats  vorweisen  können, 
die  die  Genehmigungskriterien  gemäß  Artikel  56  der  vorliegenden  Verordnung  erfüllt;

b) mindestens  einen  Entkörnungsbetrieb  umfassen  und

c) interne  Funktionsvorschriften  festgelegt  haben,  insbesondere  für  die  Beitrittsbedingungen  und  die  Mitgliedsbei
träge  im  Einklang  mit  den  einzelstaatlichen  und  Unionsvorschriften.

2. Wird  festgestellt,  dass  ein  anerkannter  Branchenverband  die  in  Absatz  1  genannten  Anerkennungskriterien 
nicht  einhält,  so  entzieht  der  Mitgliedstaat  die  Anerkennung,  sofern  der  mangelnden  Einhaltung  nicht  abgeholfen 
wird.  Ist  ein  Entzug  der  Anerkennung  beabsichtigt,  so  teilt  der  Mitgliedstaat  dies  dem  Branchenverband  unter 
Angabe  der  Gründe  mit.  Der  Mitgliedstaat  ermöglicht  es  dem  Branchenverband,  innerhalb  einer  bestimmten  Frist 
Stellung  zu  nehmen.

Betriebsinhaber,  die  Mitglied  eines  anerkannten  Branchenverbands  sind,  dem  die  Anerkennung  nach  Unterabsatz  1 
entzogen  worden  ist,  verlieren  ihren  Anspruch  auf  die  Beihilfeerhöhung  nach  Artikel  60  Absatz  2  der  Verord
nung  (EU)  Nr.  1307/2013.

Artikel  61

Pflichten  der  Erzeuger

1. Ein  Erzeuger  kann  nicht  Mitglied  mehrerer  anerkannter  Branchenverbände  gemäß  Artikel  59  Absatz  1  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  sein.

2. Erzeuger,  die  einem  anerkannten  Branchenverband  angehören,  sind  verpflichtet,  die  von  ihnen  erzeugte 
Baumwolle  ausschließlich  an  einen  Entkörnungsbetrieb  zu  liefern,  der  Mitglied  desselben  Branchenverbandes  ist.

3. Die  Mitgliedschaft  der  Erzeuger  in  einem  anerkannten  Branchenverband  muss  auf  Freiwilligkeit  beruhen.

KAPITEL  6

MITTEILUNGEN

Artikel  62

Mitteilungen  im  Zusammenhang  mit  Begriffsbestimmungen  und  den  diesbezüglichen  Vorschriften

Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  bis  zum  31.  Januar  2015  alle  gemäß  Artikel  4  Absatz  2  der  Verord
nung  (EU)  Nr.  1307/2013  gefassten  Beschlüsse  mit.  Diese  Mitteilung  umfasst  die  Einzelheiten  der  Beschlüsse, 
deren  Begründung  sowie  die  objektiven  Kriterien,  auf  deren  Grundlage  die  Beschlüsse  gefasst  wurden.

Artikel  63

Mitteilungen  im  Zusammenhang  mit  dem  Verringerungskoeffizienten  gemäß  Artikel  32  Absatz  5  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013

Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  bis  zum  31.  Januar  2015  alle  gemäß  Artikel  8  gefassten  Beschlüsse 
mit.  Diese  Mitteilung  umfasst  die  Einzelheiten  und  die  Begründung  der  Beschlüsse  sowie  die  objektiven  Kriterien, 
auf  deren  Grundlage  die  Beschlüsse  gefasst  wurden.
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Artikel  64

Mitteilungen  im  Zusammenhang  mit  der  Basisprämie

1. Unterrichtet  ein  Mitgliedstaat  die  Kommission  über  seine  Beschlüsse  gemäß  Artikel  22  Absätze  2  und  3, 
Artikel  24  Absatz  10,  Artikel  29  und  Artikel  40  Absatz  4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013,  muss  die 
Mitteilung  die  Einzelheiten  dieser  Beschlüsse  enthalten.  Zudem  müssen  Beschlüsse  gemäß  Artikel  24  Absatz  10, 
Artikel  29  und  Artikel  40  Absatz  4  der  genannten  Verordnung  gegebenenfalls  eine  Begründung  enthalten.

Unterrichtet  ein  Mitgliedstaat  die  Kommission  über  seine  Beschlüsse  gemäß  Artikel  23  Absatz  6  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013,  muss  diese  Mitteilung  die  Einzelheiten  dieser  Beschlüsse,  deren  Begründung  sowie  die 
objektiven  Kriterien  enthalten,  auf  deren  Grundlage  diese  Beschlüsse  gefasst  wurden,  insbesondere  die  Kriterien 
zur  Festlegung  der  Regionen  gemäß  Artikel  23  Absatz  1  der  genannten  Verordnung,  die  Kriterien  für  die  Auftei
lung  der  nationalen  Obergrenzen  auf  die  Regionen  gemäß  Artikel  23  Absatz  2  der  genannten  Verordnung  und 
die  Kriterien  für  jährliche  schrittweise  Änderungen  gemäß  Artikel  23  Absatz  3  der  genannten  Verordnung.

2. Beschließt  ein  Mitgliedstaat,  von  den  Möglichkeiten  gemäß  Artikel  30  Absatz  7,  Artikel  30  Absatz  11 
Buchstabe  b,  Artikel  32  Absatz  3  Buchstabe  b,  Artikel  32  Absatz  5  und  Artikel  36  Absatz  3  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013  Gebrauch  zu  machen,  so  unterrichtet  er  die  Kommission  bis  zum  31.  Januar  des  ersten 
Jahres  der  Anwendung  solcher  Beschlüsse  über  die  Einzelheiten  dieser  Beschlüsse  sowie  deren  Begründung  und 
gegebenenfalls  die  objektiven  Kriterien,  auf  deren  Grundlage  diese  Beschlüsse  gefasst  wurden.

Im  Falle  einer  Überprüfung  des  Beschlusses  gemäß  Artikel  30  Absatz  7  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
sind  der  Kommission  die  Angaben  gemäß  Unterabsatz  1  des  vorliegenden  Absatzes  bis  zum  31.  Januar  des 
ersten  Jahres  der  Anwendung  eines  solchen  überprüften  Beschlusses  zu  übermitteln.

3. Beschließt  ein  Mitgliedstaat,  von  der  Möglichkeit  gemäß  Artikel  34  Absätze  3  und  4  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  Gebrauch  zu  machen,  so  unterrichtet  er  die  Kommission  bis  zum  31.  Januar  des  ersten  Jahres 
der  Anwendung  eines  solchen  Beschlusses  über  diesen  Beschluss.

4. Beschließt  ein  Mitgliedstaat,  von  den  Möglichkeiten  gemäß  Artikel  39  Absatz  1  Unterabsatz  2  und 
Artikel  40  Absätze  2  und  5  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  Gebrauch  zu  machen,  so  unterrichtet  er  die 
Kommission  bis  zum  31.  Juli  des  Jahres,  das  dem  ersten  Jahr  der  Anwendung  solcher  Beschlüsse  vorausgeht, 
über  die  Einzelheiten  dieser  Beschlüsse  sowie  deren  Begründung  und  gegebenenfalls  die  objektiven  Kriterien,  auf 
deren  Grundlage  diese  Beschlüsse  gefasst  wurden.

5. Beschließt  ein  Mitgliedstaat,  die  Regelung  für  die  einheitliche  Flächenzahlung  gemäß  Artikel  36  Absatz  1 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  anzuwenden,  so  unterrichtet  er  die  Kommission  bis  zum  1.  September 
jedes  Jahres  für  das  betreffende  Antragsjahr  über  die  Gesamtzahl  der  von  den  Betriebsinhabern  angemeldeten 
Hektarflächen  gemäß  Artikel  36  Absatz  2  der  genannten  Verordnung.

Artikel  65

Mitteilungen  im  Zusammenhang  mit  der  Ökologisierung

1. Die  Mitgliedstaaten  übermitteln  der  Kommission  folgende  Angaben:

a) bis  15.  Dezember  2014:

i) gegebenenfalls  ihren  Beschluss,  die  Zahlung  gemäß  Artikel  43  Absatz  9  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  nach  Maßgabe  von  Unterabsatz  3  des  genannten  Absatzes  zu  berechnen;
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ii) gegebenenfalls  ihren  Beschluss,  weitere  sensible  Dauergrünlandgebiete  gemäß  Artikel  45  Absatz  1 
Unterabsatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  auszuweisen;

iii) gegebenenfalls  ihren  Beschluss,  die  in  Artikel  43  Absatz  9  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  genannte 
Zahlung  gemäß  Artikel  47  Absatz  2  Unterabsatz  2  der  genannten  Verordnung  auf  regionaler  Ebene 
anzuwenden;

b) bis  15.  Dezember  des  betreffenden  Jahres  den  Beschluss,  umweltsensibles  Dauergrünland  gemäß  Artikel  41 
Absatz  2  der  vorliegenden  Verordnung  neu  auszuweisen;

c) bis  15.  Dezember  eines  jeden  Jahres  für  das  betreffende  Antragsjahr:

i) die  Gesamtzahl  der  Betriebsinhaber,  die  zumindest  eine  Ökologisierungsverpflichtung  gemäß  Artikel  43 
Absätze  2  und  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  anwenden  müssen,  und  die  Gesamtzahl  der  von 
diesen  Betriebsinhabern  angemeldeten  Hektarflächen;

ii) die  Gesamtzahl  der  Betriebsinhaber,  die  von  einer  oder  mehreren  Ökologisierungsmethoden  ausgenommen 
sind,  und  die  Zahl  der  von  diesen  Betriebsinhabern  angemeldeten  Hektarflächen  und  die  Zahl  der 
Betriebsinhaber,  die  von  allen  Methoden  ausgenommen  sind,  weil  sie  den  Anforderungen  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  834/2007  entsprechen,  die  Zahl  der  Betriebsinhaber,  die  von  der  Anbaudiversifizierung  ausge
nommen  sind,  und  die  Anzahl  der  Betriebsinhaber,  die  von  der  Verpflichtung  bezüglich  der  im  Umwelt
interesse  genutzten  Flächen  ausgenommen  sind,  und  jeweils  die  Zahl  der  von  diesen  Betriebsinhabern 
angemeldeten  Hektarflächen.  In  diesen  Zahlen  sind  Betriebsinhaber,  die  an  der  Kleinerzeugerregelung  teil
nehmen,  nicht  enthalten;

iii) die  Gesamtzahl  der  Betriebsinhaber,  die  gleichwertige  Methoden  gemäß  Artikel  43  Absatz  3  der  Verord
nung  (EU)  Nr.  1307/2013  anwenden,  wobei  zwischen  Betriebsinhabern,  die  Buchstabe  a,  und  solchen, 
die  Buchstabe  b  anwenden,  zu  unterscheiden  ist,  und  jeweils  die  Zahl  der  von  diesen  Betriebsinhabern 
angemeldeten  Hektarflächen;

iv) die  Gesamtzahl  der  Betriebsinhaber,  die  der  Anbaudiversifizierung  unterliegen,  aufgeschlüsselt  nach  der 
Anzahl  der  Betriebsinhaber,  die  zwei  verschiedene  Kulturen  anbauen  müssen,  und  der  Anzahl  der 
Betriebsinhaber,  die  drei  verschiedene  Kulturen  anbauen  müssen,  und  die  jeweils  von  diesen  Betriebsinha
bern  angemeldete  Hektarfläche  Ackerland;

v) die  Gesamtzahl  der  Betriebsinhaber,  die  in  die  Berechnung  des  Anteils  der  Dauergrünlandflächen  an  der 
gesamten  landwirtschaftlichen  Fläche  eingehen,  und  die  Gesamtzahl  der  von  diesen  Betriebsinhabern  ange
meldeten  Hektarflächen  Dauergrünland;

vi) die  Gesamtzahl  der  Betriebsinhaber,  die  umweltsensibles  Dauergrünland  anmelden,  die  Gesamtzahl  der 
von  diesen  Betriebsinhabern  angemeldeten  Hektarflächen  an  umweltsensiblem  Dauergrünland  und  die 
Gesamtzahl  der  als  umweltsensibles  Dauergrünland  ausgewiesenen  Hektarflächen;

vii) die  Gesamtzahl  der  Betriebsinhaber,  die  der  Verpflichtung  bezüglich  im  Umweltinteresse  genutzter  Flächen 
unterliegen,  die  Gesamtzahl  der  von  diesen  Betriebsinhabern  angemeldeten  Hektarflächen  Ackerland  und 
die  Gesamtzahl  der  vor  Anwendung  der  Gewichtungsfaktoren  als  im  Umweltinteresse  genutzte  Flächen 
angemeldeten  Hektarflächen,  aufgeschlüsselt  nach  Art  der  im  Umweltinteresse  genutzten  Flächen  gemäß 
Artikel  46  Absatz  2  Unterabsatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013;

viii) die  Gesamtzahl  der  Betriebsinhaber,  die  die  Verpflichtung  bezüglich  im  Umweltinteresse  genutzter  Flächen 
auf  regionaler  Ebene  oder  gemeinsam  umsetzen,  und  die  Gesamtzahl  der  von  diesen  Betriebsinhabern 
angemeldeten  Hektarflächen  Ackerland;

d) bis  15.  Dezember  eines  jeden  Jahres  den  Referenzanteil  und  den  jährlichen  Anteil  von  Dauergrünlandflächen 
an  der  gesamten  landwirtschaftlichen  Fläche  sowie  Angaben  zu  den  auf  Ebene  des  Betriebs  bestehenden 
Verpflichtungen  gemäß  Artikel  45  Absatz  2  Unterabsatz  5  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  und 
Artikel  44  der  vorliegenden  Verordnung.

2. In  ihrer  gemäß  Artikel  46  Absatz  8  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  bis  1.  August  2014  vorzule
genden  Mitteilung  teilen  die  Mitgliedstaaten  der  Kommission  Folgendes  mit:

a) ihren  Beschluss,  welche  der  in  Artikel  46  Absatz  2  Unterabsatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
aufgeführten  Flächen  als  im  Umweltinteresse  genutzte  Flächen  zu  betrachten  sind,  wobei  bis  zum  1.  Oktober 
2014  detaillierte  Angaben  zu  diesen  Beschlüssen  vorzulegen  sind,  einschließlich  der  Bedingungen,  die  diese 
Flächen  aufgrund  der  Beschlüsse  der  Mitgliedstaaten  erfüllen  müssen;
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b) ausführliche  Angaben  zur  Anwendung  der  Umrechnungs-  und  Gewichtungsfaktoren  gemäß  Artikel  46 
Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013.

3. In  ihrer  Mitteilung,  die  bis  1.  August  des  Jahres  vorzulegen  ist,  das  der  ersten  Anwendung  des  betreff
enden  Beschlusses  gemäß  Artikel  46  Absatz  8  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  vorangeht,  teilen  die 
Mitgliedstaaten  der  Kommission  Folgendes  mit:

a) Mitgliedstaaten,  die  sich  für  eine  regionale  Umsetzung  gemäß  Artikel  46  Absatz  5  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  entscheiden,  Angaben  zur  Festlegung  der  Regionen,  zur  Ausweisung  von  Flächen,  zu  den  für 
die  Zwecke  von  Artikel  46  Absatz  4  der  vorliegenden  Verordnung  ausgewählten  Flächen  und  Nachweis, 
inwiefern  diese  regionale  Umsetzung  die  Umsetzung  der  Unionspolitik  in  den  Bereichen  Umwelt,  Klima  und 
biologische  Vielfalt  unterstützt;

b) Mitgliedstaaten,  die  beschließen,  die  gemeinsame  Umsetzung  gemäß  Artikel  46  Absatz  6  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  zu  gestatten,  übermitteln  auch  Angaben  zur  Ausweisung  der  Flächen  und  gegebenenfalls  zu 
den  für  die  Zwecke  von  Artikel  47  Absatz  3  der  vorliegenden  Verordnung  ausgewählten  Flächen.

4. In  ihrer  Mitteilung,  die  bis  1.  August  des  Jahres  vorzulegen  ist,  das  der  ersten  Anwendung  des  betreff
enden  Beschlusses  gemäß  Artikel  46  Absatz  8  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  vorangeht,  teilen  die 
Mitgliedstaaten,  die  die  Bedingung  gemäß  Artikel  46  Absatz  7  der  genannten  Verordnung  erfüllen  und  die 
Anwendung  der  darin  vorgesehenen  Ausnahmeregelung  beschließen,  der  Kommission  die  Einzelheiten  dieses 
Beschlusses  mit,  einschließlich  der  Daten  und  der  Berechnungen  zum  Nachweis,  dass  alle  Bedingungen  für  die 
Ausnahmeregelung  gemäß  Artikel  46  Absatz  7  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  erfüllt  sind.

Unterabsatz  1  gilt  sinngemäß  für  Beschlüsse,  die  Ausnahmeregelung  gemäß  Artikel  46  Absatz  7  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013  weiter  anzuwenden  und  den  in  Artikel  48  Absatz  3  der  vorliegenden  Verordnung 
genannten  Dreijahreszeitraum  zu  verlängern.

Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  jede  Änderung  bei  der  Anwendung  der  Ausnahmeregelung  gemäß 
Artikel  46  Absatz  7  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  umgehend  mit.

Artikel  66

Mitteilungen  im  Zusammenhang  mit  der  Zahlung  für  Junglandwirte

1. Beschließt  ein  Mitgliedstaat,  bei  der  Berechnung  der  Zahlung  für  Junglandwirte  Artikel  50  Absatz  6  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  anzuwenden,  so  teilt  er  der  Kommission  bis  zum  31.  Januar  2015  mit,  welche 
Methode  zur  Berechnung  der  Zahlung  gewählt  und  welche  Höchstgrenze  gemäß  Artikel  50  Absatz  9  der 
genannten  Verordnung  festgesetzt  wurde.

2. Beschließt  ein  Mitgliedstaat,  Förderkriterien  gemäß  Artikel  50  Absatz  3  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  festzulegen  oder  die  Berechnungsmethode  gemäß  Artikel  50  Absatz  10  der  genannten  Verord
nung  anzuwenden,  so  teilt  er  dies  der  Kommission  bis  zum  31.  Januar  2015  mit.

3. Beschließt  ein  Mitgliedstaat,  von  der  Möglichkeit  Gebrauch  zu  machen,  die  feste  Anzahl  von  Hektarflächen 
gemäß  Artikel  50  Absatz  10  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  neu  zu  berechnen,  so  teilt  er  dies  der 
Kommission  bis  zum  1.  August  des  Jahres  mit,  für  das  eine  derartige  Neuberechnung  gelten  soll,  und  übermit
telt  eine  Begründung  sowie  die  objektiven  Kriterien,  auf  deren  Grundlage  die  Entscheidung  getroffen  wurde.

Artikel  67

Mitteilungen  im  Zusammenhang  mit  der  fakultativen  gekoppelten  Stützung

1. Die  Mitteilungen  gemäß  Artikel  54  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  müssen  die  in 
Anhang  I  der  vorliegenden  Verordnung  angeführten  Angaben  enthalten.
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2. Für  jede  gekoppelte  Stützungsmaßnahme  und  jede  spezifische  Landwirtschaftsform  bzw.  jeden  spezifischen 
Agrarsektor  teilen  die  Mitgliedstaaten  der  Kommission  die  Gesamtzahl  der  Begünstigten,  die  Höhe  der  gewährten 
Zahlungen  sowie  die  Gesamtfläche  und  die  Gesamtzahl  der  Tiere  mit,  für  die  tatsächlich  eine  Stützung  gezahlt 
wurde.  Diese  Mitteilung  erfolgt  bis  spätestens  15.  September  des  Jahres,  das  auf  das  Jahr  folgt,  für  das  die  Zahl
ungen  gewährt  werden.

Artikel  68

Mitteilungen  im  Zusammenhang  mit  den  Mindestanforderungen  für  den  Bezug  von  Direktzahlungen

Die  Mitgliedstaaten  teilen  der  Kommission  bis  zum  1.  August  2014  alle  gemäß  Artikel  10  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  gefassten  Beschlüsse  mit.

Artikel  69

Mitteilungen  im  Zusammenhang  mit  der  Umverteilungsprämie

Beschließt  ein  Mitgliedstaat,  die  Umverteilungsprämie  gemäß  Titel  III  Kapitel  2  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  zu  gewähren,  so  muss  die  Mitteilung  gemäß  Artikel  41  Absatz  1  Unterabsatz  2  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013  die  Einzelheiten  dieses  Beschlusses  enthalten,  einschließlich  der  Details  und  der  Begründung 
der  Berechnung  der  Umverteilungsprämie,  und  gegebenenfalls  Angaben  zur  Anwendung  auf  regionaler  Ebene 
gemäß  Artikel  41  Absatz  2  der  genannten  Verordnung  sowie  zur  Staffelung  der  Zahl  der  Hektarflächen  gemäß 
Artikel  41  Absatz  5  der  genannten  Verordnung.

Artikel  70

Mitteilungen  im  Zusammenhang  mit  der  Zahlung  für  Gebiete  mit  naturbedingten  Benachteiligungen

Beschließt  ein  Mitgliedstaat,  eine  Zahlung  für  Gebiete  mit  naturbedingten  Benachteiligungen  gemäß  Titel  III 
Kapitel  4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  zu  gewähren,  so  unterrichtet  er  die  Kommission  bis  zum 
1.  August  2014  über  jeden  gemäß  Artikel  48  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  gefassten  Beschluss.  Diese 
Mitteilung  muss  die  Einzelheiten  des  Beschlusses  enthalten,  einschließlich  gegebenenfalls  Angaben  zur  Beschrän
kung  der  Zahlungen  auf  bestimmte  Gebiete  gemäß  Artikel  48  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013, 
zur  Festlegung  einer  maximalen  Anzahl  gemäß  Artikel  48  Absatz  4  der  genannten  Verordnung  und  zur  Anwen
dung  auf  regionaler  Ebene  gemäß  Artikel  48  Absatz  5  der  genannten  Verordnung.

Artikel  71

Mitteilungen  im  Zusammenhang  mit  der  Kleinerzeugerregelung

Beschließt  ein  Mitgliedstaat,  die  Kleinerzeugerregelung  gemäß  Titel  V  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  anzu
wenden,  so  unterrichtet  er  die  Kommission  bis  zum  1.  August  2014  über  jeden  nach  diesem  Titel  gefassten 
Beschluss.

Diese  Mitteilung  muss  die  Einzelheiten  dieses  Beschlusses  enthalten,  einschließlich  der  möglichen  automatischen 
Einbeziehung  von  Betriebsinhabern  gemäß  Artikel  62  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  und  der 
Berechnung  der  Zahlung  gemäß  Artikel  63  der  genannten  Verordnung.

Die  Mitgliedstaaten  unterrichten  die  Kommission  unverzüglich  und  spätestens  am  1.  Dezember  des  Kalender
jahres,  auf  das  sich  die  Zahlung  bezieht,  über  den  Finanzierungsbeschluss  gemäß  Artikel  65  Absatz  2  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013.

Artikel  72

Anwendung  von  Artikel  8  Absatz  1,  Artikel  41  Absatz  4  oder  Artikel  52  Absatz  6  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013  auf  juristische  Personen  oder  Vereinigungen

Beschließt  ein  Mitgliedstaat,  Artikel  8  Absatz  4,  Artikel  41  Absatz  8  oder  Artikel  52  Absatz  7  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013  anzuwenden,  so  unterrichtet  er  die  Kommission  bis  zum  1.  August  2014  über  die  Einzel
heiten  dieser  Beschlüsse.
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Artikel  73

Lineare  Kürzungen  der  Zahlungen

Nimmt  ein  Mitgliedstaat  lineare  Kürzungen  gemäß  Artikel  7  Absatz  1  Unterabsatz  2,  Artikel  51  Absatz  2  oder 
Artikel  65  Absatz  2  Buchstabe  c  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  vor,  so  teilt  er  der  Kommission  unver
züglich  und  spätestens  am  30.  Juni  des  Jahres,  das  auf  das  Kalenderjahr  folgt,  in  dem  die  linear  gekürzten 
Direktzahlungen  beantragt  wurden,  mit,  welcher  Kürzungssatz  angewendet  wird.

Artikel  74

Auskunftsersuchen  zu  Maßnahmen  der  Mitgliedstaaten

Um  die  ordnungsgemäße  Anwendung  der  Bestimmungen  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  oder  der  vorlie
genden  Verordnung  zu  gewährleisten,  kann  die  Kommission,  soweit  erforderlich,  die  Mitgliedstaaten  ersuchen, 
detaillierte  Informationen  zu  allen  Maßnahmen  vorzulegen,  die  zur  Durchführung  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  oder  der  von  der  Kommission  auf  der  Grundlage  der  genannten  Verordnung  erlassenen 
Vorschriften  ergriffen  wurden.

Artikel  75

Berichte

1. Beschließen  Bulgarien  und  Rumänien,  ergänzende  nationale  Direktzahlungen  gemäß  Artikel  18  der  Verord
nung  (EU)  Nr.  1307/2013  zu  gewähren,  so  legen  sie  der  Kommission  bis  zum  30.  Juni  2016  einen  Bericht 
vor.  Für  jede  ergänzende  nationale  Direktzahlung  muss  der  Bericht  die  Anzahl  der  Begünstigten,  den  Gesamtbe
trag  der  gewährten  ergänzenden  nationalen  Direktzahlung,  die  Hektar,  für  die  die  Zahlung  gewährt  wurde,  und 
gegebenenfalls  die  Auszahlungsrate  enthalten.

2. Beschließt  ein  Mitgliedstaat,  eine  nationale  Übergangsbeihilfe  gemäß  Artikel  37  Absatz  1  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013  zu  gewähren,  so  legt  er  der  Kommission  bis  zum  15.  September  des  Jahres,  das  auf  die 
Durchführung  dieser  nationalen  Übergangsbeihilfe  folgt,  einen  Jahresbericht  vor.  Für  jeden  Sektor  muss  der 
Bericht  die  Anzahl  der  Begünstigten,  die  Höhe  der  gewährten  nationalen  Übergangsbeihilfe,  die  Hektarangaben, 
die  Zahl  der  Tiere  oder  sonstigen  Einheiten,  für  die  diese  Beihilfe  gewährt  wurde,  und  gegebenenfalls  den  Beihil
fesatz  enthalten.

Artikel  76

Mitteilung  über  Beschlüsse  aufgrund  einer  Überprüfung

Wird  ein  Beschluss  überprüft,  der  der  Kommission  gemäß  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  oder  der  vorlie
genden  Verordnung  mitgeteilt  wurde,  so  wird  die  Kommission  innerhalb  von  vier  Wochen  nach  Beschlussfassung 
über  den  Beschluss  unterrichtet,  der  sich  aus  der  Überprüfung  ergeben  hat,  es  sei  denn,  in  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  ist  für  diese  Mitteilung  eine  andere  Frist  vorgesehen.

Diese  Mitteilung  muss  detaillierte  Angaben  zu  dem  Beschluss  und  gegebenenfalls  eine  Begründung  und  die  objek
tiven  Kriterien  enthalten,  auf  deren  Grundlage  dieser  Beschluss  gefasst  wurde.

KAPITEL  7

ÄNDERUNG,  AUFHEBUNG  UND  INKRAFTTRETEN

Artikel  77

Änderung  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013

Anhang  X  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  erhält  die  Fassung  des  Anhangs  II  der  vorliegenden  Verordnung.

Artikel  78

Aufhebung

Die  Verordnungen  (EG)  Nr.  1120/2009  und  (EG)  Nr.  1121/2009  werden  aufgehoben.

Sie  gelten  jedoch  weiterhin  für  Beihilfeanträge  für  Kalenderjahre  vor  dem  Kalenderjahr  2015.
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Artikel  79

Inkrafttreten  und  Geltungsbeginn

Diese  Verordnung  tritt  am  siebten  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft.

Sie  gilt  für  Beihilfeanträge  für  Kalenderjahre  nach  dem  Kalenderjahr  2014.

Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel,  den  11.  März  2014

Für  die  Kommission

Der  Präsident

José  Manuel  BARROSO
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ANHANG  I

Inhalt  der  gemäß  Artikel  67  Absatz  1  der  Kommission  zu  übermittelnden  Mitteilungen

Die  Mitteilungen  müssen  folgende  Angaben  enthalten:

(1) Gesamtbetrag  für  die  gekoppelte  Stützung  und  jeweiliger  Anteil  der  nationalen  Obergrenze  gemäß  Artikel  53 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  für  jedes  Jahr  bis  2020;

(2) Bezeichnung  der  einzelnen  Stützungsmaßnahmen;

(3) Beschreibung  der  einzelnen  Stützungsmaßnahmen  mit  mindestens  folgenden  Angaben:

a) betreffende  Region  oder  betreffender  Sektor;

b) ausgewählte  spezifische  Landwirtschaftsformen  und/oder  spezifische  Agrarsektoren  sowie  eine  Beschreibung 
der  aufgetretenen  Schwierigkeiten;

c) damit  verbundene  wirtschaftliche,  soziale  oder  ökologische  Bedeutung;

d) Kriterien  zur  Festlegung  der  unterstützten  Sektoren  und  Erzeugungen  gemäß  Artikel  52  Absatz  2  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013;

e) jede  Inanspruchnahme  der  Ausnahmeregelung  gemäß  Artikel  52  Absatz  4  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013;

f) Laufzeit;

g) geltende  Beihilfefähigkeitsbedingungen;

h) gemäß  Artikel  53  Absatz  2  Unterabsatz  2  der  vorliegenden  Verordnung  berechneter  voraussichtlicher  Stüt
zungsbetrag  je  Einheit;

i) für  die  Finanzierung  festgelegter  Betrag;

j) geltende  Mengenbegrenzung,  d.  h.  die  festgesetzten  Flächen  und  Erträge  oder  Tierzahlen  gemäß  Artikel  52 
Absatz  6  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013;

k) gegebenenfalls  die  Höchstfläche  für  die  Durchführung  der  Stützung  von  Ölsaaten  gemäß  Artikel  53 
Absatz  3  der  vorliegenden  Verordnung;

l) etwaige  Maßnahmen  im  Rahmen  anderer  Stützungsregelungen  der  Union  oder  durch  staatliche  Beihilfen 
finanzierter  Maßnahmen  in  derselben  Region  oder  demselben  Sektor  wie  die  gekoppelte  Stützungsmaß
nahme  und  gegebenenfalls  die  Kriterien  und  Verwaltungsvorschriften,  durch  die  gewährleistet  wird,  dass 
gemäß  Artikel  52  Absatz  9  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  Stützung  mit  dem  in  Artikel  52 
Absatz  5  der  genannten  Verordnung  angeführten  Ziel  nicht  auch  im  Rahmen  anderer  Stützungsregelungen 
der  EU  gewährt  wird;

(4) gegebenenfalls  eine  ausführliche  Beschreibung  der  besonderen  Situation  in  der  betreffenden  Region  oder  dem 
betreffenden  Sektor  und  der  Merkmale  der  spezifischen  Landwirtschaftsformen  oder  Agrarsektoren,  aufgrund 
deren  der  Prozentsatz  gemäß  Artikel  53  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  nicht  ausreicht,  um 
den  festgestellten  Schwierigkeiten  zu  begegnen,  und  die  eine  erhöhte  Stützung  gemäß  Artikel  54  Absatz  2 
der  genannten  Verordnung  rechtfertigen;

(5) gegebenenfalls  der  Nachweis  eines  der  in  Artikel  55  Absatz  1  Buchstabe  a,  b,  c  oder  d  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013  aufgeführten  Erfordernisse.
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ANHANG  II

„ANHANG  X

Umrechnungs-  und  Gewichtungsfaktoren  gemäß  Artikel  46  Absatz  3 (*)

Merkmale
Umrechnungsfaktor

(m/Baum  je  m2)
Gewichtungsfaktor

Im  Umweltinteresse 
genutzte  Fläche

(falls  beide  Faktoren 
ange-wendet  werden)

Brachliegende  Flächen  (je  m2) entfällt 1 1  m2

Terrassen  (je  m) 2 1 2  m2

Landschaftselemente:    

 Hecken/Gehölzstreifen  (je  m) 5 2 10  m2

Einzeln  stehender  Baum  (je  Baum) 20 1,5 30  m2

In  Reihe  stehende  Bäume  (je  m) 5 2 10  m2

In  Gruppe  stehende  Bäume/Feldgehölze  (je  m2) entfällt 1,5 1,5  m2

Feldrand  (je  m) 6 1,5 9  m2

Teiche  (je  m2) entfällt 1,5 1,5  m2

Gräben  (je  m) 3 2 6  m2

Traditionelle  Steinmauern  (je  m) 1 1 1  m2

Andere  nicht  aufgeführte,  aber  im  Rahmen  von 
GLÖZ  7  oder  der  Grundanforderungen  an 
die  Betriebsführung  2  oder  3  geschützte 
Landschaftselemente  (je  m2)

entfällt 1 1  m2

Pufferstreifen  (je  m) 6 1,5 9  m2

Agroforstflächen  (je  m2) entfällt 1 1  m2

Beihilfefähige  Hektarstreifen  an  Waldrändern  (je  m)    

  Ohne  Erzeugung

Mit  Erzeugung

6

6

1,5

0,3

9  m2

1,8  m2

Flächen  mit  Niederwald  mit  Kurzumtrieb  (je  m2) entfällt 0,3 0,3  m2

Aufforstungsflächen  gemäß  Artikel  32  Absatz  2 
Buchstabe  b  Ziffer  ii  (je  m2)

entfällt 1 1  m2

Flächen  mit  Zwischenfruchtanbau  oder  Gründecke 
(je  m2)

entfällt 0,3 0,3  m2

Flächen  mit  stickstoffbindenden  Pflanzen  (je  m2) entfällt 0,3 0,3  m2

 (*) Allein zum Zweck der Berechnung der im Umweltinteresse genutzten Fläche eines Betriebs gemäß Artikel 46 Absatz 1 der vorliegenden
Verordnung  gelten  die  Umrechnungs-  und  Gewichtungsfaktoren  auch  für  Merkmale  innerhalb  der  in  Anhang  IX  Abschnitt  III 
aufgelisteten  gleichwertigen  Methoden,  die  mit  den  in  diesem  Anhang  aufgeführten  Merkmalen  identisch  und  in  Artikel  45  der 
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 639/2014 der Kommission vom 11. März 2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013
des Europäischen Parlaments und des Rates mit Vorschriften über Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen
von Stützungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Änderung des Anhangs X der genannten Verordnung (ABl. L 181 
vom 20.6.2014, S. 1) genauer beschrieben sind.“
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DELEGIERTE  VERORDNUNG  (EU)  Nr.  640/2014  DER  KOMMISSION

vom  11.  März  2014

zur  Ergänzung  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates  in  Bezug  auf  das  integrierte  Verwaltungs-  und  Kontrollsystem  und  die  Bedingungen 
für  die  Ablehnung  oder  Rücknahme  von  Zahlungen  sowie  für  Verwaltungssanktionen  im 
Rahmen  von  Direktzahlungen,  Entwicklungsmaßnahmen  für  den  ländlichen  Raum  und  der 

Cross-Compliance

DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  —

gestützt  auf  den  Vertrag  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union,

gestützt  auf  die  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
17.  Dezember  2013  über  die  Finanzierung,  die  Verwaltung  und  das  Kontrollsystem  der  Gemeinsamen  Agrarpo
litik  und  zur  Aufhebung  der  Verordnungen  (EWG)  Nr.  352/78,  (EG)  Nr.  165/94,  (EG)  Nr.  2799/98,  (EG) 
Nr.  814/2000,  (EG)  Nr.  1290/2005  und  (EG)  Nr.  485/2008  des  Rates (1),  insbesondere  auf  Artikel  63  Absatz  4, 
Artikel  64  Absatz  6,  Artikel  72  Absatz  5,  Artikel  76,  Artikel  77  Absatz  7,  Artikel  93  Absatz  4,  Artikel  101 
Absatz  1  und  Artikel  120,

in  Erwägung  nachstehender  Gründe:

(1) Mit  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  wird  unter  anderem  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1290/2005  des 
Rates (2)  aufgehoben  und  ersetzt.  Gemäß  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  ist  die  Kommission  befugt, 
delegierte  Rechtsakte  und  Durchführungsrechtsakte  zu  erlassen.  Mit  solchen  Rechtsakten  sind  bestimmte 
Vorschriften  zu  erlassen,  um  sicherzustellen,  dass  die  neuen  Regelungen  in  dem  neuen  Rechtsrahmen 
reibungslos  funktionieren.  Diese  Rechtsakte  sollten  insbesondere  die  Bestimmungen  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  1122/2009  der  Kommission (3)  ersetzen.

(2) Insbesondere  sind  Vorschriften  zur  Ergänzung  bestimmter  nicht  wesentlicher  Teile  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  zu  erlassen  in  Bezug  auf  die  Anwendung  des  integrierten  Verwaltungs-  und  Kontrollsys
tems  („integriertes  System“),  die  Fristen  für  die  Einreichung  von  Beihilfe-  oder  Zahlungsanträgen,  die 
Bedingungen  für  die  teilweise  oder  vollständige  Ablehnung  der  Beihilfe  und  die  teilweise  oder  vollständige 
Rücknahme  von  zu  Unrecht  gezahlten  Beihilfe-  oder  Stützungsbeträgen  und  die  Bestimmung  der  Verwal
tungssanktionen  bei  Verstößen  gegen  die  Beihilfebedingungen  im  Rahmen  der  mit  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates (4)  eingeführten  Regelungen  sowie  bei 
Verstößen  gegen  die  Förderbedingungen  im  Rahmen  der  Maßnahmen  zur  Entwicklung  des  ländlichen 
Raums  gemäß  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1305/2013  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates (5), 
Vorschriften  über  die  Erhaltung  von  Dauerweideland  und  die  Berechnung  der  Verwaltungssanktionen  im 
Zusammenhang  mit  den  Cross-Compliance-Verpflichtungen.

(3) Um  eine  einheitliche  Anwendung  des  integrierten  Systems  zu  gewährleisten,  bedarf  es  zusätzlicher  Begriffs
bestimmungen  zu  den  Begriffsbestimmungen  der  Verordnungen  (EU)  Nr.  1305/2013  und  (EU) 
Nr.  1307/2013.  Darüber  hinaus  sind  bestimmte  Begriffe,  die  für  die  Cross-Compliance-Vorschriften  gelten, 
zu  definieren.

(4) Die  Anwendung  von  Verwaltungssanktionen  und  die  Ablehnung  oder  Rücknahme  von  Beihilfen  oder 
Förderungen  gemäß  dieser  Verordnung  sollten  die  Mitgliedstaaten  nicht  davon  abhalten,  nationale  straf
rechtliche  Sanktionen  anzuwenden,  soweit  diese  nach  nationalem  Recht  vorgesehen  sind.

(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 549.
(2) Verordnung (EG) Nr.  1290/2005 des  Rates  vom 21.  Juni  2005 über  die  Finanzierung der  Gemeinsamen Agrarpolitik  (ABl.  L  209 

vom 11.8.2005, S. 1).
(3) Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 der Kommission vom 30. November 2009 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 

Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- 
und Kontrollsystems im Rahmen der Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemäß der genannten Verordnung 
und  mit  Durchführungsbestimmungen  zur  Verordnung  (EG)  Nr.  1234/2007  des  Rates  hinsichtlich  der  Einhaltung  anderweitiger 
Verpflichtungen im Rahmen der Stützungsregelung für den Weinsektor (ABl. L 316 vom 2.12.2009, S. 65).

(4) Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit Vorschriften über Direkt
zahlungen  an  Inhaber  landwirtschaftlicher  Betriebe  im  Rahmen  von  Stützungsregelungen  der  Gemeinsamen  Agrarpolitik  und  zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 637/2008 des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013,
S. 608).

(5) Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über die Förderung der ländli
chen Entwicklung durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) und zur Aufhebung
der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 487).
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(5) In  Artikel  2  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  sind  bestimmte  Fälle  höherer  Gewalt  und 
außergewöhnlicher  Umstände  festgelegt,  die  von  den  Mitgliedstaaten  anzuerkennen  sind.  Es  sind  zusätz
liche  Vorschriften  festzulegen,  nach  denen  die  Mitgliedstaaten  im  Rahmen  der  Direktzahlungen,  der  Förde
rung  der  Entwicklung  des  ländlichen  Raums  und  der  Cross-Compliance  Fälle  höherer  Gewalt  und  außerge
wöhnlicher  Umstände  anerkennen  können.  Es  sollte  eine  Frist  festgesetzt  werden,  innerhalb  deren  solche 
Fälle  vom  Begünstigten  mitzuteilen  sind.

(6) Für  das  System  zur  Identifizierung  landwirtschaftlicher  Parzellen  durch  die  Mitgliedstaaten  nach  Artikel  70 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  sind  ebenfalls  ergänzende  Vorschriften  erforderlich.  Nach  dem 
genannten  Artikel  werden  dazu  computergestützte  geografische  Informationssystemtechniken  (GIS)  einge
setzt.  Es  ist  zu  klären,  welche  Grundanforderungen  und  Qualitätsziele  das  System  erfüllen  sollte  und 
welche  speziellen  Informationen  im  GIS  verfügbar  sein  sollten,  um  wirksame  administrative  Gegenkon
trollen  zu  gewährleisten.  Das  System  zur  Identifizierung  landwirtschaftlicher  Parzellen  sollte  daher  regel
mäßig  aktualisiert  werden,  um  eindeutig  nicht  beihilfefähige  Landschaftselemente  und  Flächen  auszu
schließen.  Um  jedoch  eine  Instabilität  des  Systems  zu  vermeiden,  sollte  den  Mitgliedstaaten  Flexibilität  im 
Hinblick  auf  geringfügige  Änderungen  der  beihilfefähigen  Höchstfläche  eingeräumt  werden,  die  sich  aus 
der  Unsicherheit  der  Fotoauswertung  unter  anderem  aufgrund  des  Umrisses  und  des  Zustands  von  Refe
renzparzellen  ergeben.

(7) Um  es  den  Mitgliedstaaten  zu  ermöglichen,  vorausschauend  mögliche  Schwachstellen  im  System  zu  ermit
teln  und  erforderlichenfalls  Abhilfemaßnahmen  zu  ergreifen,  sollte  die  Qualität  des  Systems  zur  Identifizie
rung  landwirtschaftlicher  Parzellen  jährlich  bewertet  werden.

(8) Zur  ordnungsgemäßen  Durchführung  der  Basisprämienregelung  und  der  mit  ihr  verbundenen  Zahlungen 
nach  Titel  III  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  sollten  die  Mitgliedstaaten  ein  System  zur  Identifizie
rung  und  Registrierung  der  Zahlungsansprüche  einführen,  das  einen  genauen  Nachweis  der  Zahlungsan
sprüche  gewährleistet  und  u.  a.  einen  Abgleich  der  für  die  Basisprämie  angemeldeten  Flächen  mit  den 
Zahlungsansprüchen  der  einzelnen  Betriebsinhaber  sowie  der  Zahlungsansprüche  untereinander  erlaubt.

(9) Zur  Gewährleistung  wirksamer  Kontrollen  und  um  die  Einreichung  mehrerer  Beihilfeanträge  bei  verschie
denen  Zahlstellen  eines  Mitgliedstaats  zu  verhindern,  sollten  die  Mitgliedstaaten  ein  einheitliches  System 
für  die  Aufzeichnung  der  personenbezogenen  Daten  der  Betriebsinhaber  aufbauen,  die  dem  integrierten 
System  unterliegende  Beihilfeanträge  stellen.

(10) Die  Erfahrung  hat  gezeigt,  dass  für  flächenbezogene  Direktzahlungen  bestimmte  Landschaftselemente  von 
Feldern,  insbesondere  Hecken,  Gräben  und  Steinmauern,  als  Teil  der  beihilfefähigen  Fläche  gelten  sollten. 
Es  ist  erforderlich,  die  zulässige  Breite  von  Landschaftselementen  in  Feldern  festzulegen.  Mit  Blick  auf 
besondere  Umweltbelange  ist  den  Mitgliedstaaten  eine  gewisse  Flexibilität  einzuräumen,  um  die  Abgren
zungen  heranziehen  zu  können,  die  für  die  Zwecke  der  ehemaligen  Flächenzahlungen  für  Kulturpflanzen 
bei  der  Festsetzung  der  Erträge  der  betreffenden  Regionen  berücksichtigt  wurden.  Kommt  diese  Option 
nicht  zur  Anwendung,  sollte  den  Mitgliedstaaten  jedoch  gestattet  sein,  für  Dauergrünland,  das  mit  Land
schaftselementen  und  Bäumen  durchsetzt  ist,  eine  andere  Methode  anzuwenden.

(11) Angesichts  ihrer  Bedeutung  für  die  nachhaltige  Landwirtschaft  sollten  Landschaftselemente,  die  den  Anfor
derungen  und  Standards  gemäß  Anhang  II  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  unterliegen  und  die  Teil 
der  Gesamtfläche  der  landwirtschaftlichen  Parzelle  sind,  als  beihilfefähig  gelten.

(12) Für  landwirtschaftliche  Parzellen,  die  als  Ackerland  oder  als  Dauergrünland  mit  Bäumen  genutzt  werden, 
sollten  Bedingungen  für  das  Vorhandensein  von  Bäumen  auf  diesen  Flächen  und  die  entsprechenden 
Auswirkungen  auf  die  Beihilfefähigkeit  dieser  Flächen  festgelegt  werden.  Aus  Gründen  der  Rechtssicherheit 
ist  eine  maximale  Bestandsdichte  an  Bäumen  vorzuschreiben,  die  von  den  Mitgliedstaaten  auf  der  Grund
lage  der  traditionellen  Anbaupraktiken,  der  natürlichen  Gegebenheiten  und  nach  ökologischen  Kriterien 
festzulegen  ist.

(13) Aus  Gründen  der  Vereinfachung  und  um  Direktzahlungen  besser  überwachen  und  kontrollieren  zu 
können,  sollte  den  Mitgliedstaaten  gestattet  sein,  bei  der  Festlegung  der  beihilfefähigen  Fläche  von  Dauer
grünland,  das  mit  nicht  beihilfefähigen  Merkmalen  wie  Landschaftselementen  und  Bäumen  (anderen  als 
den  Landschaftselementen,  die  den  Anforderungen  und  Standards  gemäß  Anhang  II  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  unterliegen)  durchsetzt  ist,  ein  Pro-rata-System  anzuwenden.  Die  beihilfefähige  Fläche  wird 
für  jede  Referenzparzelle  anhand  vorab  festgesetzter  Schwellenwerte  ermittelt,  die  auf  Ebene  der  homo
genen  Bodenbedeckungsart  angewandt  werden.  Die  Elemente,  mit  denen  die  Flächen  durchsetzt  sind, 
können  bis  zu  einem  bestimmten  Prozentanteil  der  Referenzparzelle  als  Teil  der  beihilfefähigen  Fläche 
angesehen  werden.  Daher  ist  vorzusehen,  dass  für  die  von  vereinzelten  Elementen  eingenommene  Fläche 
in  der  ersten  Kategorie,  die  den  niedrigsten  Prozentanteil  an  nichtbeihilfefähigen  Flächen  betrifft,  keine 
Abzüge  vorzunehmen  sind.
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(14) Es  sind  Vorschriften  für  den  Fall  zu  erlassen,  dass  der  Endtermin  für  die  Einreichung  von  Anträgen, 
Unterlagen  oder  Änderungen  auf  einen  Feiertag,  einen  Samstag  oder  einen  Sonntag  fällt.

(15) Die  Einhaltung  der  Fristen  für  die  Einreichung  der  Beihilfeanträge,  Zahlungsanträge  und  sonstigen  Erklä
rungen,  die  Änderung  von  flächenbezogenen  Beihilfe-  oder  Zahlungsanträgen  sowie  die  Vorlage  von 
Belegen  oder  Verträgen  ist  unerlässlich,  damit  die  nationalen  Behörden  wirksame  Kontrollen  der  Richtig
keit  der  Beihilfeanträge,  Zahlungsanträge  und  anderen  Unterlagen  planen  und  anschließend  durchführen 
können.  Daher  sollte  geregelt  werden,  innerhalb  welcher  Fristen  verspätete  Einreichungen  von  Anträgen 
zulässig  sind.  Um  die  Begünstigten  zur  Einhaltung  der  Fristen  zu  veranlassen,  sollte  bei  verspäteter  Einrei
chung  von  Anträgen  eine  Kürzung  in  abschreckender  Höhe  vorgenommen  werden,  es  sei  denn,  die 
Verspätung  ist  auf  höhere  Gewalt  oder  außergewöhnliche  Umstände  zurückzuführen.

(16) Die  fristgerechte  Einreichung  der  Anträge  auf  Zuweisung  von  Zahlungsansprüchen  oder  gegebenenfalls  auf 
Erhöhung  des  Wertes  der  Zahlungsansprüche  von  Begünstigten  ist  für  die  Mitgliedstaaten  unerlässlich,  um 
die  Zahlungsansprüche  rechtzeitig  festsetzen  zu  können.  Die  verspätete  Einreichung  dieser  Anträge  ist 
daher  nur  innerhalb  derselben  zusätzlichen  Frist  zu  erlauben  wie  derjenigen,  die  für  die  verspätete  Einrei
chung  der  Beihilfeanträge  festgesetzt  worden  ist.  Zudem  sollte  eine  Kürzung  in  abschreckender  Höhe 
vorgenommen  werden,  es  sei  denn,  die  Verspätung  ist  auf  höhere  Gewalt  oder  außergewöhnliche 
Umstände  zurückzuführen.

(17) Bei  Begünstigten,  die  den  zuständigen  einzelstaatlichen  Behörden  fehlerhafte  Beihilfe-  oder  Zahlungsanträge 
melden,  sollten  unabhängig  von  den  Gründen  für  den  Verstoß  keine  Verwaltungssanktionen  angewendet 
werden,  es  sei  denn,  dem  Begünstigten  ist  bereits  zur  Kenntnis  gelangt,  dass  die  zuständige  Behörde  eine 
Vor-Ort-Kontrolle  plant,  oder  die  Behörde  hat  ihn  bereits  über  Verstöße  bezüglich  seines  Beihilfe-  oder 
Zahlungsantrags  unterrichtet.

(18) Es  sind  ergänzende  Vorschriften  für  die  Berechnungsgrundlage  für  flächenbezogene  Beihilferegelungen  und 
flächenbezogene  Stützungsmaßnahmen  sowie  für  die  Berechnung  der  fakultativen  gekoppelten  Stützung  auf 
der  Grundlage  der  im  Rahmen  von  Beihilferegelungen  für  Tiere  gestellten  Beihilfeanträge  sowie  für  die 
Berechnung  der  Förderung  der  ländlichen  Entwicklung  auf  der  Grundlage  von  Stützungsanträgen  im 
Rahmen  von  tierbezogenen  Stützungsmaßnahmen  festzulegen.

(19) Verwaltungssanktionen  sollten  unter  Beachtung  der  Grundsätze  der  Abschreckung  und  der  Verhältnismä
ßigkeit  und  unter  Berücksichtigung  der  besonderen  Probleme  infolge  höherer  Gewalt  sowie  außergewöhnli
cher  Umstände  festgelegt  werden.  Die  Verwaltungssanktionen  sollten  je  nach  Schwere  des  Verstoßes  gestaf
felt  sein  und  bis  zum  vollständigen  Ausschluss  von  einer  oder  mehreren  flächenbezogenen  Beihilferege
lungen  oder  flächenbezogenen  Stützungsmaßnahmen  während  eines  bestimmten  Zeitraums  reichen.  Die 
Sanktionen  sollten  den  Besonderheiten  der  verschiedenen  Beihilferegelungen  oder  Stützungsmaßnahmen  in 
Bezug  auf  die  Förderkriterien,  Verpflichtungen  und  sonstigen  Auflagen  Rechnung  tragen  oder  der  Möglich
keit,  dass  ein  Begünstigter  eventuell  nicht  alle  seine  Flächen  anmeldet,  um  künstlich  die  Bedingungen  für 
eine  Freistellung  von  den  Ökologisierungsverpflichtungen  herbeizuführen.  Im  Rahmen  dieser  Verordnung 
sollten  ausreichend  abschreckende  Verwaltungssanktionen  vorgesehen  werden,  um  von  vorsätzlichen 
Verstößen  abzuhalten.

(20) Damit  die  Mitgliedstaaten  die  Kontrollen  wirksam  durchführen  können,  insbesondere  diejenigen  betreffend 
die  Cross-Compliance-Verpflichtungen,  sollte  die  Begünstigten  verpflichtet  sein,  alle  ihnen  zur  Verfügung 
stehenden  Flächen  anzumelden,  unabhängig  davon,  ob  sie  dafür  eine  Beihilfe  gemäß  Artikel  72  Absatz  1 
Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  beantragen  oder  nicht.

(21) Im  Hinblick  auf  die  Bestimmung  der  beihilfefähigen  Flächen  und  die  Berechnung  der  anzuwendenden 
Kürzungen  ist  es  erforderlich,  die  zur  gleichen  Kulturgruppe  gehörenden  Flächen  zu  definieren.  Wird  eine 
Fläche  für  eine  Beihilfe  oder  Stützung  im  Rahmen  mehrerer  Beihilferegelungen  oder  Stützungsmaßnahmen 
angemeldet,  so  sollte  diese  Fläche  auch  mehrmals  berücksichtigt  werden.  Für  die  Ökologisierungskompo
nente  ist  es  jedoch  erforderlich,  zwischen  verschiedenen  Kulturgruppen  zu  differenzieren.

(22) Die  Zahlung  der  Beihilfe  im  Rahmen  der  Basisprämienregelung  erfordert  dieselbe  Anzahl  von  Zahlungsan
sprüchen  und  beihilfefähigen  Hektar.  Für  den  Zweck  dieser  Regelung  ist  daher  vorzuschreiben,  dass  für 
die  Berechnung  der  Zahlung  im  Falle  von  Abweichungen  zwischen  der  Anzahl  der  angemeldeten 
Zahlungsansprüche  und  der  angemeldeten  Fläche  die  niedrigere  der  beiden  Größen  zugrunde  gelegt  wird. 
Um  eine  Berechnung  auf  der  Grundlage  nicht  vorhandener  Ansprüche  zu  vermeiden,  ist  vorzusehen,  dass 
die  bei  der  Berechnung  zugrunde  gelegte  Anzahl  von  Zahlungsansprüchen  die  dem  Begünstigten  zur 
Verfügung  stehende  Anzahl  von  Zahlungsansprüchen  nicht  überschreiten  darf.
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(23) Was  flächenbezogene  Beihilfeanträge  und/oder  flächenbezogene  Zahlungsanträge  angeht,  so  betreffen  Unre
gelmäßigkeiten  in  der  Regel  Teile  von  Flächen.  Übererklärungen  in  Bezug  auf  eine  Parzelle  können  daher 
mit  Untererklärungen  in  Bezug  auf  andere  Parzellen  derselben  Kulturgruppe  verrechnet  werden.  Innerhalb 
einer  bestimmten  Toleranzmarge  sollte  vorgesehen  sein,  dass  Verwaltungssanktionen  erst  ab  Überschreitung 
dieser  Marge  verhängt  werden.

(24) Bei  den  Beihilfeanträgen  und/oder  Zahlungsanträgen  für  flächenbezogene  Zahlungen  ist  die  Differenz 
zwischen  der  im  Beihilfeantrag  und/oder  Zahlungsantrag  angegebenen  Gesamtfläche  und  der  als  beihilfe
fähig  ermittelten  Fläche  außerdem  häufig  unbedeutend.  Um  eine  hohe  Zahl  geringfügiger  Änderungen  der 
Anträge  zu  vermeiden,  sollte  vorgesehen  werden,  dass  der  Beihilfeantrag  und/oder  Zahlungsantrag  nicht  an 
die  ermittelte  Fläche  anzupassen  ist,  sofern  die  Differenz  eine  bestimmte  Höhe  nicht  überschreitet.

(25) Angesichts  der  Besonderheiten  der  Beihilferegelung  für  Baumwolle  sind  für  diese  Regelung  entsprechende 
Sonderbestimmungen  für  Verwaltungssanktionen  erforderlich.

(26) Unter  Beachtung  der  Grundsätze  der  Abschreckung  und  der  Verhältnismäßigkeit  sollten  bei  vorsätzlicher 
oder  fahrlässiger  Nichteinhaltung  von  Förderbedingungen  Verwaltungssanktionen  für  die  Fälle  vorgesehen 
werden,  in  denen  ein  Begünstigter,  der  einen  Antrag  im  Rahmen  der  Junglandwirteregelung  gestellt  hat, 
seinen  Verpflichtungen  nicht  nachkommt.

(27) Verwaltungssanktionen  im  Rahmen  von  Beihilferegelungen  für  Tiere  und  tierbezogenen  Stützungsmaß
nahmen  sollten  unter  Beachtung  der  Grundsätze  der  Abschreckung  und  der  Verhältnismäßigkeit  und  unter 
Berücksichtigung  der  besonderen  Probleme  infolge  natürlicher  Umstände  festgelegt  werden.  Die  Verwal
tungssanktionen  sollten  je  nach  Schwere  des  Verstoßes  gestaffelt  sein  und  bis  zum  vollständigen 
Ausschluss  von  einer  oder  mehreren  Beihilferegelungen  oder  Stützungsmaßnahmen  während  eines 
bestimmten  Zeitraums  reichen.  Mit  Blick  auf  die  Voraussetzungen  für  die  Gewährung  der  Beihilfe  oder 
Stützung  sollten  sie  den  Besonderheiten  der  verschiedenen  Beihilferegelungen  oder  Stützungsmaßnahmen 
Rechnung  tragen.  Im  Rahmen  dieser  Verordnung  sollten  ausreichend  abschreckende  Verwaltungssanktionen 
vorgesehen  werden,  um  von  vorsätzlichen  Übererklärungen  abzuhalten.

(28) Was  die  Beihilfe-  oder  Zahlungsanträge  im  Rahmen  von  Beihilferegelungen  für  Tiere  oder  tierbezogenen 
Stützungsmaßnahmen  anbelangt,  so  führen  Verstöße  dazu,  dass  das  betreffende  Tier  nicht  beihilfe-  bzw. 
stützungsfähig  ist.  Hierbei  sollten  Kürzungen  bereits  ab  dem  ersten  Tier  mit  festgestellten  Verstößen 
vorgesehen  sein;  unabhängig  vom  Grad  der  Kürzung  sollte  jedoch  eine  weniger  einschneidende  Verwal
tungssanktion  gelten,  wenn  bei  nur  drei  oder  weniger  Tieren  Verstöße  festgestellt  werden.  In  allen 
anderen  Fällen  sollte  die  Schwere  der  Verwaltungssanktion  vom  Prozentsatz  der  Tiere  mit  festgestellten 
Verstößen  abhängen.

(29) Grundsätzlich  sollten  die  Mitgliedstaaten  alle  weiteren  Maßnahmen  ergreifen,  die  notwendig  sind,  um  die 
ordnungsgemäße  Anwendung  des  integrierten  Systems  sicherzustellen.  Den  Mitgliedstaaten  sollte  gestattet 
werden,  erforderlichenfalls  zusätzliche  nationale  Sanktionen  zu  verhängen.

(30) Die  für  Beihilfe-  und  Zahlungsanträge  vorgesehene  Möglichkeit,  Berichtigungen  vorzunehmen,  ohne  dass 
Verwaltungssanktionen  angewendet  werden,  sollte  auch  bei  fehlerhaften  Daten  in  der  elektronischen  Daten
bank  für  gemeldete  Rinder  gegeben  sein,  bei  denen  solche  Verstöße  einen  Verstoß  gegen  eine  Beihilfevo
raussetzung  darstellen,  es  sei  denn,  die  zuständige  Behörde  hat  dem  Begünstigten  ihre  Absicht,  eine  Vor-
Ort-Kontrolle  durchzuführen,  bereits  mitgeteilt  oder  ihn  bereits  über  Verstöße  in  Bezug  auf  den  Beihilfe- 
oder  Zahlungsantrag  unterrichtet.

(31) Ablehnung  und  Rücknahme  der  Förderung  sowie  Verwaltungssanktionen  im  Rahmen  von  Entwicklungs
maßnahmen  für  den  ländlichen  Raum  sollten  unter  Beachtung  der  Grundsätze  der  Abschreckung  und  der 
Verhältnismäßigkeit  beschlossen  werden.  Ablehnung  und  Rücknahme  der  Förderung  sollten  je  nach 
Schwere,  Ausmaß,  Dauer  und  Häufigkeit  des  festgestellten  Verstoßes  abgestuft  sein.  Mit  Blick  auf  die 
Förderkriterien,  Verpflichtungen  und  sonstigen  Auflagen  sollte  dabei  den  Besonderheiten  der  verschiedenen 
Beihilferegelungen  oder  Stützungsmaßnahmen  Rechnung  getragen  werden.  Bei  schwerwiegenden  Verstößen 
oder  für  den  Fall,  dass  der  Begünstigte  falsche  Nachweise  vorgelegt  hat,  um  die  Förderung  zu  erhalten, 
sollte  die  Förderung  abgelehnt  und  eine  Verwaltungssanktion  verhängt  werden.  Die  Verwaltungssanktionen 
sollten  bis  zum  vollständigen  Ausschluss  von  einer  oder  mehreren  Stützungsmaßnahmen  oder  Vorhaben
arten  während  eines  bestimmten  Zeitraums  reichen.
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(32) Bei  Entwicklungsmaßnahmen  für  den  ländlichen  Raum  sollten  die  Verwaltungssanktionen  unbeschadet  der 
Möglichkeit  der  vorübergehenden  Aussetzung  der  von  dem  Verstoß  betroffenen  Förderung  angewendet 
werden.  Es  sind  Vorschriften  vorzusehen,  um  die  Fälle  zu  bestimmen,  in  denen  zu  erwarten  ist,  dass  der 
Verstoß  innerhalb  eines  vertretbaren  Zeitraums  vom  Begünstigten  behoben  wird.

(33) Gemäß  Artikel  93  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  schließen  die  Cross-Compliance-
Vorschriften  für  die  Jahre  2015  und  2016  auch  die  Erhaltung  von  Dauerweideland  ein.  In  diesem 
Zusammenhang  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Mitgliedstaaten  in  den  Jahren  2015  und  2016  ihre 
Verpflichtungen  weiterhin  unter  Berücksichtigung  des  2014  festgelegten  Anteils  erfüllen  sollten.

(34) Aus  Gründen  der  Klarheit  und  im  Hinblick  auf  eine  harmonisierte  Grundlage  für  die  Bewertung  von 
Verstößen  sowie  die  Berechnung  und  Anwendung  von  Verwaltungssanktionen  im  Rahmen  der  Cross-
Compliance  ist  es  erforderlich,  die  Bedeutung  der  Begriffe  „Häufigkeit“,  „Ausmaß“,  „Schwere“  und  „Dauer“ 
eines  Verstoßes  genauer  zu  erläutern.  Darüber  hinaus  muss  erklärt  werden,  wann  ein  Verstoß  als  festge
stellt  gilt.

(35) Verwaltungssanktionen  bei  Verstößen  gegen  Cross-Compliance-Verpflichtungen  sollten  unter  Beachtung  des 
Grundsatzes  der  Verhältnismäßigkeit  verhängt  werden.  Sie  sollten  nur  dann  angewendet  werden,  wenn  der 
Betriebsinhaber  fahrlässig  oder  vorsätzlich  gehandelt  hat,  und  sollten  entsprechend  der  Schwere  des  began
genen  Verstoßes  abgestuft  werden.

(36) In  Bezug  auf  die  Cross-Compliance  sollte  neben  einer  Staffelung  der  Verwaltungssanktionen  zwecks  Beach
tung  des  Grundsatzes  der  Verhältnismäßigkeit  vorgesehen  werden,  dass  ab  einem  bestimmten  Zeitpunkt 
wiederholte  Verstöße  gegen  dieselbe  Cross-Compliance-Verpflichtung  nach  vorheriger  Verwarnung  des 
Betriebsinhabers  als  vorsätzliche  Verstöße  betrachtet  werden.

(37) Für  den  Fall,  dass  ein  Mitgliedstaat  von  der  Möglichkeit  Gebrauch  macht,  gemäß  Artikel  97  Absatz  3 
und  Artikel  99  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  unter  bestimmten  Bedingungen  keine 
Verwaltungssanktionen  bei  Verstößen  zu  verhängen,  sollten  Anforderungen  für  die  Abstellung  des  betreff
enden  Verstoßes  festgelegt  werden.

(38) Kommt  der  Begünstigte  der  Verpflichtung  zu  Abhilfemaßnahmen  nicht  nach,  so  gilt  insbesondere  im 
Rahmen  des  Frühwarnsystems  gemäß  Artikel  99  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013,  dass  die 
Kürzung  rückwirkend  für  das  Jahr  vorgenommen  werden  sollte,  für  das  das  Frühwarnsystem  angewendet 
wurde.  Bei  der  Berechnung  der  Verwaltungssanktionen  sollte  gegebenenfalls  auch  das  wiederholte  Auftreten 
des  betreffenden  Verstoßes  im  Jahr  der  anschließenden  Kontrolle  berücksichtigt  werden.  Aus  Gründen  der 
Rechtssicherheit  für  die  Begünstigten  sollte  eine  Frist  für  die  rückwirkende  Anwendung  von  Verwaltungs
sanktionen  festgelegt  werden.

(39) Es  sollte  festgelegt  werden,  dass  für  Begünstigte  bei  mehrjährigen  Vorhaben,  die  im  Rahmen  von  gemäß 
der  Verordnung  (EG)  Nr.  1698/2005  des  Rates (1)  genehmigten  Entwicklungsprogrammen  für  den  ländli
chen  Raum  begonnen  wurden  und  für  die  Cross-Compliance-Verpflichtungen  bestehen,  das  neue  Kontroll
system  und  die  neuen  Verwaltungssanktionen  Anwendung  finden,  um  für  die  nationalen  Behörden,  die  für 
die  Kontrolle  der  Einhaltung  der  Verpflichtungen  zuständig  sind,  den  Verwaltungsaufwand  zu  verringern 
und  die  Verfahren  zu  vereinfachen.

(40) Um  die  Kohärenz  zwischen  den  vor  Inkrafttreten  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  bestehenden  Über
wachungsvorschriften  und  den  diesbezüglichen  neuen  Vorschriften  in  der  genannten  Verordnung  sicherzu
stellen,  sollten  Übergangsvorschriften  für  Verstöße  gegen  Cross-Compliance-Verpflichtungen  festgelegt 
werden,  für  die  zwar  keine  Verwaltungssanktionen  verhängt  wurden,  da  sie  unter  die  De-minimis-Regel 
gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  des  Rates (2)  bzw.  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1698/2005  des 
Rates  fielen,  für  die  die  Mitgliedstaaten  sich  jedoch  zu  vergewissern  hatten,  dass  der  Begünstigte  Abhilfe
maßnahmen  für  die  festgestellten  Verstöße  getroffen  hat.

(1) Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 2005 über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch
den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) (ABl. L 277 vom 21.10.2005, S. 1).

(2) Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemein
samen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Änderung der Verord
nungen (EG)  Nr.  1290/2005,  (EG)  Nr.  247/2006,  (EG)  Nr.  378/2007 sowie  zur  Aufhebung der  Verordnung (EG)  Nr.  1782/2003 
(ABl. L 30 vom 31.1.2009, S. 16).
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(41) Im  Interesse  der  Klarheit  und  Rechtssicherheit  sollte  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1122/2009  aufgehoben 
werden.  Die  Verordnung  (EU)  Nr.  65/2011  der  Kommission (1)  sollte  ebenfalls  aufgehoben  werden.

(42) Gestützt  auf  Artikel  119  Absatz  1  Unterabsatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  sollte  diese 
Verordnung  für  Beihilfe-  oder  Zahlungsanträge  gelten,  die  sich  auf  das  Wirtschaftsjahr  oder  Prämienzei
träume  beziehen,  das  bzw.  die  ab  dem  1.  Januar  2015  beginnen  —

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN:

TITEL  I

ALLGEMEINE  BESTIMMUNGEN

Artikel  1

Anwendungsbereich

Diese  Verordnung  enthält  Bestimmungen  zur  Ergänzung  bestimmter  nicht  wesentlicher  Teile  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  in  Bezug  auf:

a) die  Voraussetzungen  für  die  teilweise  oder  vollständige  Ablehnung  oder  Rücknahme  der  Beihilfe  oder 
Stützung;

b) die  Ermittlung  der  jeweiligen  Verwaltungssanktion  und  des  zu  verhängenden  spezifischen  Satzes;

c) die  Ermittlung  der  Fälle,  in  denen  keine  Verwaltungssanktion  verhängt  wird;

d) die  Regeln  für  die  Fristen,  Daten  und  Termine,  wenn  der  Termin  für  die  Einreichung  von  Anträgen  oder 
Änderungen  auf  einen  Feiertag,  Samstag  oder  Sonntag  fällt;

e) spezifische  Definitionen,  die  erforderlich  sind,  um  eine  harmonisierte  Durchführung  des  integrierten  Systems 
zu  gewährleisten;

f) die  grundlegenden  Merkmale  und  die  technischen  Vorschriften  für  das  System  zur  Identifizierung  landwirt
schaftlicher  Parzellen  und  zur  Identifizierung  der  Begünstigten;

g) die  grundlegenden  Merkmale,  die  technischen  Vorschriften  und  die  Qualitätsanforderungen  des  Systems  zur 
Identifizierung  und  Registrierung  von  Zahlungsansprüchen;

h) die  Grundlage  für  die  Berechnung  der  Beihilfe,  einschließlich  der  Vorschriften  darüber,  wie  in  bestimmten 
Fällen  zu  verfahren  ist,  in  denen  beihilfefähige  Flächen  Landschaftselemente  oder  Bäume  umfassen;

i) zusätzliche  Vorschriften  für  zwischengeschaltete  Akteure  wie  Dienststellen,  Einrichtungen  und  Organisationen, 
die  am  Verfahren  für  die  Gewährung  der  Beihilfe  oder  Stützung  beteiligt  sind;

j) die  Erhaltung  von  Dauerweideland  im  Rahmen  der  Cross-Compliance;

k) eine  harmonisierte  Grundlage  für  die  Berechnung  der  Verwaltungssanktionen  im  Rahmen  der 
Cross-Compliance;

l) Bedingungen  für  die  Anwendung  und  Berechnung  der  Verwaltungssanktionen  im  Rahmen  der 
Cross-Compliance;

m) die  Ergänzung  der  Vorschriften  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  zur  Sicherstellung  eines  reibungslosen 
Übergangs  von  den  aufgehobenen  Vorschriften  zu  den  neuen  Vorschriften.

Artikel  2

Begriffsbestimmungen

(1) Für  die  Zwecke  des  integrierten  Systems  im  Sinne  von  Artikel  67  Absatz  1  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  gelten  die  Begriffsbestimmungen  in  Artikel  4  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  und 
Artikel  67  Absatz  4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013.

(1) Verordnung  (EU)  Nr.  65/2011  der  Kommission  vom  27.  Januar  2011  mit  Durchführungsbestimmungen  zur  Verordnung  (EG) 
Nr. 1698/2005 des Rates hinsichtlich der Kontrollverfahren und der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen bei Maßnahmen zur 
Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums (ABl. L 25 vom 28.1.2011, S. 8).
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Zudem  gelten  folgende  Begriffsbestimmungen:

1. „Begünstigter“:  ein  Betriebsinhaber,  wie  er  in  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  definiert  und  in  Artikel  9  derselben  Verordnung  genannt  ist,  ein  Begünstigter,  der  der  Cross-
Compliance  nach  Maßgabe  von  Artikel  92  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  unterliegt,  und/oder  ein 
Begünstigter,  der  im  Sinne  von  Artikel  2  Nummer  10  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1303/2013  des  Europä
ischen  Parlaments  und  des  Rates (1)  Unterstützung  im  Rahmen  der  Entwicklung  des  ländlichen  Raums  erhält;

2. „Verstoß“:

a) bei  Beihilfekriterien,  Verpflichtungen  und  anderen  Auflagen  im  Zusammenhang  mit  den  Voraussetzungen 
für  die  Gewährung  der  Beihilfe  oder  Stützung  im  Sinne  von  Artikel  67  Absatz  2  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  jede  Nichtbeachtung  dieser  Beihilfekriterien,  Verpflichtungen  oder  anderer  Auflagen  oder

b) bei  der  Cross-Compliance  die  Nichtbeachtung  der  gemäß  Unionsrecht  geltenden  Grundanforderungen  an 
die  Betriebsführung,  der  von  den  Mitgliedstaaten  gemäß  Artikel  94  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013 
festgelegten  Standards  für  die  Erhaltung  der  Flächen  in  gutem  landwirtschaftlichem  und  ökologischem 
Zustand  oder  der  Erhaltung  von  Dauergrünland  im  Sinne  von  Artikel  93  Absatz  3  der  genannten 
Verordnung;

3. „Stützungsantrag“:  ein  Antrag  auf  Fördermittel  oder  Teilnahme  an  einer  Regelung  im  Rahmen  der  Verord
nung  (EU)  Nr.  1305/2013;

4. „Zahlungsantrag“:  Antrag  eines  Begünstigten  auf  eine  Zahlung  durch  die  nationalen  Behörden  im  Rahmen 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1305/2013;

5. „sonstige  Erklärung“:  jede  Erklärung  bzw.  jedes  Dokument,  außer  Stützungs-  und  Zahlungsanträge,  die  bzw. 
das  von  einem  Begünstigten  oder  einem  Dritten  im  Hinblick  auf  die  Einhaltung  besonderer  Vorschriften  im 
Rahmen  bestimmter  Maßnahmen  zur  Entwicklung  des  ländlichen  Raums  vorgelegt  oder  aufbewahrt  werden 
muss;

6. „Maßnahmen  zur  Entwicklung  des  ländlichen  Raums  im  Anwendungsbereich  des  integrierten  Systems“:  die 
Stützungsmaßnahmen,  die  nach  Maßgabe  von  Artikel  21  Absatz  1  Buchstaben  a  und  b  sowie  der 
Artikel  28  bis  31,  33,  34  und  40  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1305/2013  und  gegebenenfalls  von  Artikel  35 
Absatz  1  Buchstaben  b  und  c  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1303/2013  gewährt  werden,  mit  Ausnahme  der 
Maßnahmen  im  Sinne  von  Artikel  28  Absatz  9  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1305/2013  und  —  hinsichtlich 
der  Anlegungskosten  —  der  Maßnahmen  gemäß  Artikel  21  Absatz  1  Buchstaben  a  und  b  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1305/2013;

7. „System  zur  Kennzeichnung  und  Registrierung  von  Tieren“:  das  System  zur  Kennzeichnung  und  Registrierung 
von  Rindern  gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1760/2000  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates (2) 
und/oder  das  System  zur  Kennzeichnung  und  Registrierung  von  Schafen  und  Ziegen  gemäß  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  21/2004  des  Rates (3);

8. „Ohrmarke“:  die  Ohrmarke  zur  Einzelkennzeichnung  von  Rindern  im  Sinne  von  Artikel  3  Buchstabe  a  und 
Artikel  4  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1760/2000  und/oder  die  Ohrmarke  zur  Einzelkennzeichnung  von 
Schafen  und  Ziegen  im  Sinne  von  Nummer  A.3  des  Anhangs  der  Verordnung  (EG)  Nr.  21/2004;

9. „elektronische  Tierdatenbank“:  die  elektronische  Datenbank  im  Sinne  von  Artikel  3  Buchstabe  b  und 
Artikel  5  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1760/2000  und/oder  das  zentrale  Betriebsregister  oder  die  elektronische 
Datenbank  im  Sinne  von  Artikel  3  Absatz  1  Buchstabe  d  sowie  den  Artikeln  7  und  8  der  Verordnung 
(EG)  Nr.  21/2004;

10. „Tierpass“:  der  Tierpass  im  Sinne  von  Artikel  3  Buchstabe  c  und  Artikel  6  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  1760/2000;

(1) Verordnung (EU) Nr.  1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17.  Dezember 2013 mit  gemeinsamen Bestim
mungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den Europäischen
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allge
meinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds 
und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABl.  L 347 
vom 20.12.2013, S. 320).

(2) Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juli 2000 zur Einführung eines Systems zur Kenn
zeichnung und Registrierung von Rindern und über die Etikettierung von Rindfleisch und Rindfleischerzeugnissen sowie zur Aufhebung
der Verordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates (ABl. L 204 vom 11.8.2000, S. 1).

(3) Verordnung (EG) Nr. 21/2004 des Rates vom 17. Dezember 2003 zur Einführung eines Systems zur Kennzeichnung und Registrierung
von Schafen und Ziegen und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 sowie der Richtlinien 92/102/EWG und 64/432/EWG
(ABl. L 5 vom 9.1.2004, S. 8).
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11. „Register“:  im  Zusammenhang  mit  Tieren  das  vom  Tierhalter  geführte  Register  im  Sinne  von  Artikel  3 
Buchstabe  d  und  Artikel  7  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1760/2000  und/oder  das  Register  im  Sinne  von 
Artikel  3  Absatz  1  Buchstabe  b  und  Artikel  5  der  Verordnung  (EG)  Nr.  21/2004;

12. „Kenncode“:  der  Kenncode  im  Sinne  von  Artikel  4  Absatz  1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1760/2000  und/oder 
die  Codes  im  Sinne  von  Nummer  A.2  des  Anhangs  der  Verordnung  (EG)  Nr.  21/2004;

13. „Beihilferegelung  für  Tiere“:  eine  fakultative  gekoppelte  Stützungsmaßnahme  gemäß  Titel  IV  Kapitel  1  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013,  wonach  die  unter  Berücksichtigung  vorgegebener  Mengenbegrenzungen  zu 
gewährende  jährliche  Zahlung  auf  festgesetzten  Tierzahlen  beruht;

14. „tierbezogene  Stützungsmaßnahmen“:  Maßnahmen  oder  Vorhabenarten  zur  Entwicklung  des  ländlichen  Raums, 
bei  denen  die  Stützung  auf  der  Zahl  der  gemeldeten  Tiere  oder  der  Zahl  der  gemeldeten  Vieheinheiten 
beruht;

15. „Beihilfeantrag  für  Tiere“:  der  Antrag  auf  Zahlung  der  Beihilfe,  bei  der  die  unter  Berücksichtigung  vorgege
bener  Mengenbegrenzungen  zu  gewährende  jährliche  Zahlung  auf  festgesetzten  Tierzahlen  beruht  und  im 
Rahmen  der  fakultativen  gekoppelten  Stützung  gemäß  Titel  IV  Kapitel  1  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  erfolgt;

16. „gemeldete  Tiere“:  Tiere,  für  die  ein  Beihilfeantrag  im  Rahmen  der  Beihilferegelung  für  Tiere  oder  ein 
Zahlungsantrag  für  eine  tierbezogene  Stützungsmaßnahme  gestellt  wurde;

17. „potenziell  beihilfefähiges  Tier“:  ein  Tier,  das  grundsätzlich  die  Kriterien  für  die  Gewährung  einer  Beihilfe  im 
Rahmen  der  Beihilferegelung  für  Tiere  oder  einer  Unterstützung  im  Rahmen  einer  tierbezogenen  Stützungs
maßnahme  in  dem  betreffenden  Antragsjahr  erfüllen  könnte;

18. „ermitteltes  Tier“:

a) im  Rahmen  einer  Beihilferegelung  für  Tiere  ein  Tier,  das  alle  in  den  Vorschriften  für  die  Beihilfegewäh
rung  festgelegten  Voraussetzungen  erfüllt,  oder

b) im  Rahmen  einer  tierbezogenen  Stützungsmaßnahme  ein  Tier,  das  durch  Verwaltungskontrollen  oder  Vor-
Ort-Kontrollen  ermittelt  wurde;

19. „Tierhalter“:  jede  natürliche  oder  juristische  Person,  die  ständig  oder  vorübergehend,  auch  beim  Tiertransport 
oder  auf  dem  Viehmarkt,  für  Tiere  verantwortlich  ist;

20. „flächenbezogene  Beihilferegelungen“:  die  flächenbezogenen  Direktzahlungen  im  Sinne  von  Artikel  67 
Absatz  4  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  mit  Ausnahme  von  Sondermaßnahmen  im 
Bereich  der  Landwirtschaft  zugunsten  der  Regionen  in  äußerster  Randlage  der  Union  im  Sinne  von 
Kapitel  IV  der  Verordnung  (EU)  Nr.  228/2013  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates (1)  sowie  von 
Sondermaßnahmen  im  Bereich  der  Landwirtschaft  zugunsten  der  kleineren  Inseln  des  Ägäischen  Meeres  im 
Sinne  von  Kapitel  IV  der  Verordnung  (EU)  Nr.  229/2013  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates (2);

21. „flächenbezogene  Stützungsmaßnahmen“:  Maßnahmen  oder  Vorhabenarten  zur  Entwicklung  des  ländlichen 
Raums,  bei  denen  die  Stützung  auf  der  Größe  der  gemeldeten  Flächen  beruht;

22. „Nutzung“:  in  Bezug  auf  Flächen  die  Nutzung  einer  Fläche  für  den  Anbau  von  Kulturpflanzen  im  Sinne  von 
Artikel  44  Absatz  4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013,  als  Dauergrünland  gemäß  Artikel  4  Absatz  1 
Buchstabe  h  der  genannten  Verordnung,  als  Dauergrünland  im  Sinne  von  Artikel  45  Absatz  2  Buchstabe 
a  der  genannten  Verordnung  oder  als  Grünlandflächen  außer  Dauergrünland  und  Dauerweideland  oder  als 
Bodenbedeckung  oder  die  Nichtbepflanzung;

(1) Verordnung (EU) Nr. 228/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. März 2013 über Sondermaßnahmen im Bereich 
der Landwirtschaft zugunsten der Regionen in äußerster Randlage der Union und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 247/2006 
(ABl. L 78 vom 20.3.2013, S. 23).

(2) Verordnung (EU) Nr. 229/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. März 2013 über Sondermaßnahmen im Bereich 
der Landwirtschaft  zugunsten der kleineren Inseln des Ägäischen Meeres und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.  1405/2006 
(ABl. L 78 vom 20.3.2013, S. 41).
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23. „ermittelte  Fläche“:

a) im  Rahmen  flächenbezogener  Beihilferegelungen  die  Fläche,  die  alle  Förderkriterien  oder  anderen  Auflagen 
im  Zusammenhang  mit  den  Voraussetzungen  für  die  Beihilfegewährung  erfüllt,  ungeachtet  der  Zahl  der 
Zahlungsansprüche,  über  die  der  Begünstigte  verfügt,  oder

b) im  Rahmen  flächenbezogener  Stützungsmaßnahmen  die  Fläche  der  Flurstücke  oder  Parzellen,  die  durch 
Verwaltungskontrollen  oder  Vor-Ort-Kontrollen  ermittelt  wurde;

24. „geografisches  Informationssystem“  (nachstehend  „GIS“):  die  computergestützten  geografischen  Informationssys
temtechniken  im  Sinne  von  Artikel  70  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013;

25. „Referenzparzelle“:  die  geografisch  abgegrenzte  Fläche  mit  einer  individuellen,  im  System  zur  Identifizierung 
landwirtschaftlicher  Parzellen  registrierten  Identifizierungsnummer  im  Sinne  von  Artikel  70  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1306/2013;

26. „Kartenmaterial“:  Karten  oder  andere  Unterlagen  zur  Mitteilung  des  Inhalts  des  GIS  zwischen  den  Beihilfe- 
oder  Stützungsantragstellern  und  den  Mitgliedstaaten;

(2) Für  die  Zwecke  von  Titel  IV  der  vorliegenden  Verordnung  gelten  die  Begriffsbestimmungen  in  Titel  VI  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013.

Darüber  hinaus  bezeichnet  der  Begriff  „Standards“  die  durch  die  Mitgliedstaaten  festgelegten  Standards  im  Sinne 
von  Artikel  94  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  sowie  die  in  Artikel  93  Absatz  3  der  genannten  Verord
nung  aufgeführten  Pflichten  in  Bezug  auf  die  Erhaltung  von  Dauergrünland.

Artikel  3

Anwendung  von  strafrechtlichen  Sanktionen

Die  Anwendung  der  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Verwaltungssanktionen  und  Ablehnung  oder  Rücknahme 
der  Beihilfe  erfolgen  unbeschadet  der  Anwendung  strafrechtlicher  Sanktionen,  soweit  diese  nach  nationalem  Recht 
vorgesehen  sind.

Artikel  4

Höhere  Gewalt  und  außergewöhnliche  Umstände

(1) Konnte  ein  Begünstigter  aufgrund  höherer  Gewalt  oder  außergewöhnlicher  Umstände  die  Förderkriterien 
oder  andere  Auflagen  nicht  erfüllen,  so  gilt  im  Bereich  der  Direktzahlungen,  dass  er  seinen  Beihilfeanspruch  für 
die  Fläche  bzw.  die  Tiere  behält,  die  bei  Eintreten  des  Falls  von  höherer  Gewalt  oder  der  außergewöhnlichen 
Umstände  förderfähig  war(en).

Konnte  ein  Begünstigter  aufgrund  höherer  Gewalt  oder  außergewöhnlicher  Umstände  seine  Verpflichtung  nicht 
erfüllen,  so  gilt  im  Bereich  der  Maßnahmen  zur  Entwicklung  des  ländlichen  Raums  gemäß  den  Artikeln  28,  29, 
33  und  34  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1305/2013,  dass  die  entsprechende  Zahlung  für  die  Jahre,  in  denen 
höhere  Gewalt  oder  außergewöhnliche  Umstände  auftraten,  anteilmäßig  zurückgezogen  wird.  Die  Rücknahme 
betrifft  nur  die  Teile  der  Verpflichtung,  für  die  vor  Eintreten  des  Falls  von  höherer  Gewalt  oder  außergewöhnli
cher  Umstände  keine  zusätzlichen  Kosten  oder  Einkommensverluste  entstanden  sind.  In  Bezug  auf  die  Förderkri
terien  und  sonstigen  Auflagen  erfolgt  keine  Rücknahme  und  es  wird  keine  Verwaltungssanktion  verhängt.

Bei  sonstigen  Entwicklungsmaßnahmen  für  den  ländlichen  Raum  verzichten  die  Mitgliedstaaten  im  Falle  höherer 
Gewalt  oder  außergewöhnlicher  Umstände  ganz  oder  teilweise  auf  die  Rückzahlung  der  Förderung.  Bei  mehrjäh
rigen  Verpflichtungen  oder  Zahlungen  werden  in  früheren  Jahren  erhaltene  Fördermittel  nicht  zurückgefordert, 
und  die  Verpflichtung  oder  Zahlung  wird  in  den  nachfolgenden  Jahren  entsprechend  ihrer  ursprünglichen  Lauf
zeit  fortgesetzt.

Betrifft  die  Nichteinhaltung  aufgrund  höherer  Gewalt  oder  außergewöhnlicher  Umstände  die  Cross-Compliance-
Vorschriften,  so  wird  die  entsprechende  Verwaltungssanktion  gemäß  Artikel  91  Absatz  1  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  nicht  verhängt.

(2) Fälle  höherer  Gewalt  und  außergewöhnliche  Umstände  sind  der  zuständigen  Behörde  mit  den  von  ihr  aner
kannten  Nachweisen  innerhalb  von  fünfzehn  Arbeitstagen  ab  dem  Zeitpunkt,  ab  dem  der  Begünstigte  oder  der 
Anspruchsberechtigte  hierzu  in  der  Lage  ist,  schriftlich  mitzuteilen.
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TITEL  II

INTEGRIERTES  VERWALTUNGS-  UND  KONTROLLSYSTEM

KAPITEL  I

SYSTEMANFORDERUNGEN

Artikel  5

Identifizierung  landwirtschaftlicher  Parzellen

(1) Das  System  zur  Identifizierung  landwirtschaftlicher  Parzellen  nach  Artikel  70  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  wird  auf  Ebene  von  Referenzparzellen  angewendet.  Eine  Referenzparzelle  umfasst  eine  Einheit 
einer  Fläche,  die  der  landwirtschaftlichen  Fläche  im  Sinne  von  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  e  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013  entspricht.  Gegebenenfalls  umfasst  eine  Referenzparzelle  auch  Flächen  gemäß  Artikel  32 
Absatz  2  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  und  landwirtschaftliche  Flächen  gemäß  Artikel  28 
Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1305/2013.

Die  Mitgliedstaaten  grenzen  die  Referenzparzelle  so  ab,  dass  die  Referenzparzelle  messbar  und  eine  eindeutige 
individuelle  Lokalisierung  der  einzelnen  jährlich  gemeldeten  landwirtschaftlichen  Parzellen  möglich  ist  und  grund
sätzlich  zeitliche  Stabilität  gewährleistet  wird.

(2) Die  Mitgliedstaaten  stellen  auch  sicher,  dass  die  angemeldeten  landwirtschaftlichen  Parzellen  zuverlässig  iden
tifiziert  werden.  Sie  machen  insbesondere  zur  Auflage,  dass  die  Beihilfe-  und  Zahlungsanträge  Angaben  enthalten 
oder  ihnen  Unterlagen  beigefügt  sind,  die  von  der  zuständigen  Behörde  näher  festgelegt  werden  und  mit  deren 
Hilfe  sich  die  einzelnen  landwirtschaftlichen  Parzellen  lokalisieren  und  vermessen  lassen.  Die  Mitgliedstaaten 
müssen  für  jede  Referenzparzelle

a) eine  beihilfefähige  Höchstfläche  für  die  Stützungsregelungen  gemäß  Anhang  I  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  festlegen;

b) eine  beihilfefähige  Höchstfläche  für  die  flächenbezogenen  Maßnahmen  gemäß  den  Artikeln  28  bis  31  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1305/2013  festlegen;

c) Lage  und  Größe  der  in  Artikel  46  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  aufgeführten  Flächen 
bestimmen,  für  die  der  Mitgliedstaat  beschlossen  hat,  dass  sie  als  im  Umweltinteresse  genutzte  Flächen  zu 
betrachten  sind.  Zu  diesem  Zweck  ziehen  die  Mitgliedstaaten  gegebenenfalls  die  Umrechnungs-  und/oder 
Gewichtungsfaktoren  gemäß  Anhang  X  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  heran;

d) feststellen,  ob  Bestimmungen  Anwendung  finden,  die  folgende  Gebiete  bzw.  Flächen  betreffen:  Berggebiete,  aus 
erheblichen  naturbedingten  Gründen  benachteiligte  Gebiete  oder  aus  anderen  spezifischen  Gründen  benachtei
ligte  Gebiete  gemäß  Artikel  32  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1305/2013,  Natura-2000-Gebiete,  unter  die 
Richtlinie  2000/60/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates (1)  fallende  Gebiete,  für  den  Baumwoll
anbau  zugelassene  landwirtschaftliche  Flächen  gemäß  Artikel  57  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013,  Flächen 
gemäß  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  c  Ziffer  iii  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013,  die  auf  natürliche 
Weise  in  einem  für  die  Beweidung  oder  den  Anbau  geeigneten  Zustand  erhalten  werden,  von  den  Mitglied
staaten  ausgewiesene  Flächen  für  die  regionale  und/oder  gemeinsame  Umsetzung  der  Vorschriften  für  im 
Umweltinteresse  genutzte  Flächen  gemäß  Artikel  46  Absätze  5  und  6  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013, 
der  Kommission  gemäß  Artikel  20  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  mitgeteilte  Flächen,  Flächen  mit 
umweltsensiblem  Dauergrünland  in  Gebieten,  die  unter  die  Richtlinie  92/43/EWG  des  Rates (2)  oder  die 
Richtlinie  2009/147/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates (3)  fallen,  und  in  sonstigen  sensiblen 
Gebieten  gemäß  Artikel  45  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  und/oder  von  den  Mitgliedstaaten 
gemäß  Artikel  48  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  ausgewiesene  Gebiete.

(3) Die  Mitgliedstaaten  stellen  sicher,  dass  die  beihilfefähige  Höchstfläche  je  Referenzparzelle  gemäß  Absatz  2 
Buchstabe  a  innerhalb  einer  Marge  von  maximal  2 %  korrekt  quantifiziert  wird,  wobei  dem  Umriss  und  dem 
Zustand  der  Referenzparzelle  Rechnung  getragen  wird.

(1) Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für 
Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABl. L 327 vom 22.12.2000, S. 1).

(2) Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und 
Pflanzen (ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7).

(3) Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden 
Vogelarten (ABl. L 20 vom 26.1.2010, S. 7).
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(4) Für  die  Maßnahmen  gemäß  Artikel  21  Absatz  1  Buchstabe  a  und  den  Artikeln  30  und  34  der  Verord
nung  (EU)  Nr.  1305/2013  können  die  Mitgliedstaaten  geeignete  alternative  Regelungen  für  die  eindeutige  Identifi
zierung  der  unter  die  Stützungsregelung  fallenden  Flächen  festlegen,  wenn  diese  Flächen  bewaldet  sind.

(5) Das  GIS  wird  auf  der  Grundlage  eines  nationalen  Koordinaten-Referenzsystems  gemäß  der 
Richtlinie  2007/2/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates (1)  angewandt,  durch  das  landwirtschaftliche 
Parzellen  in  dem  gesamten  Mitgliedstaat  standardisiert  vermessen  und  identifiziert  werden  können.  Werden  unter
schiedliche  Koordinatensysteme  verwendet,  so  schließen  diese  sich  gegenseitig  aus,  und  jedes  System  gewährleistet 
die  Kohärenz  zwischen  Informationselementen,  die  denselben  Standort  betreffen.

Artikel  6

Bewertung  der  Qualität  des  Systems  zur  Identifizierung  landwirtschaftlicher  Parzellen

(1) Die  Mitgliedstaaten  bewerten  jährlich  die  Qualität  des  Systems  zur  Identifizierung  landwirtschaftlicher 
Parzellen  für  die  Basisprämienregelung  und  die  Regelung  für  die  einheitliche  Flächenzahlung  gemäß  Titel  III 
Kapitel  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013.  Diese  Bewertung  umfasst  zwei  Konformitätsklassen.

Im  Rahmen  der  ersten  Konformitätsklasse  wird  die  Qualität  des  Systems  zur  Identifizierung  landwirtschaftlicher 
Parzellen  anhand  folgender  Elemente  bewertet:

a) richtige  Angabe  der  Größe  der  beihilfefähigen  Höchstfläche;

b) Anteil  und  Verteilung  der  Referenzparzellen  mit  einer  beihilfefähigen  Höchstfläche,  bei  der  nicht  beihilfefähige 
Flächen  mitgerechnet  oder  bei  der  landwirtschaftliche  Flächen  nicht  mitgerechnet  sind;

c) Auftreten  von  Referenzparzellen  mit  kritischen  Mängeln.

Im  Rahmen  der  zweiten  Konformitätsklasse  werden  mögliche  Schwachstellen  im  System  zur  Identifizierung  land
wirtschaftlicher  Parzellen  anhand  der  folgenden  Qualitätskriterien  ermittelt:

a) Einstufung  von  Referenzparzellen,  bei  denen  in  der  beihilfefähigen  Höchstfläche  nicht  beihilfefähige  Flächen 
mitgerechnet  oder  landwirtschaftliche  Flächen  nicht  mitgerechnet  sind  oder  bei  denen  ein  kritischer  Mangel 
aufgetreten  ist;

b) Verhältnis  der  angemeldeten  Fläche  zur  beihilfefähigen  Höchstfläche  innerhalb  der  Referenzparzellen;

c) Prozentsatz  der  Referenzparzellen,  die  im  Laufe  der  Jahre  geändert  wurden.

Zeigt  die  Qualitätsbewertung  Mängel  im  System  auf,  so  ergreift  der  Mitgliedstaat  geeignete  Abhilfemaßnahmen.

(2) Für  die  Bewertung  gemäß  Absatz  1  verwenden  die  Mitgliedstaaten  eine  Stichprobe  von  Referenzparzellen, 
die  von  der  Kommission  ausgewählt  und  ihnen  zur  Verfügung  gestellt  wird.  Sie  verwenden  Daten,  anhand  deren 
die  derzeitige  Situation  vor  Ort  beurteilt  werden  kann.

(3) Die  Mitgliedstaaten  übermitteln  der  Kommission  bis  zum  31.  Januar,  der  auf  das  betreffende  Kalenderjahr 
folgt,  einen  Bewertungsbericht  und  gegebenenfalls  die  Abhilfemaßnahmen  mit  dem  Zeitplan  für  ihre  Umsetzung.

Artikel  7

Identifizierung  und  Registrierung  der  Zahlungsansprüche

(1) Das  System  zur  Identifizierung  und  Registrierung  der  Zahlungsansprüche  gemäß  Artikel  71  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1306/2013  besteht  aus  einem  elektronischen  Register  auf  einzelstaatlicher  Ebene  und  muss  —  insbeson
dere  im  Hinblick  auf  die  Gegenkontrollen  nach  Absatz  1  des  genannten  Artikels  —  einen  lückenlosen  Nachweis 
der  Zahlungsansprüche  insbesondere  in  Bezug  auf  folgende  Elemente  gewährleisten:

a) Inhaber;

b) Jahreswerte;

(1) Richtlinie 2007/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2007 zur Schaffung einer Geodateninfrastruktur in der
Europäischen Gemeinschaft (INSPIRE) (ABl. L 108 vom 25.4.2007, S. 1).
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c) Datum  des  Entstehens;

d) Datum  der  letzten  Aktivierung;

e) Ursprung,  insbesondere  Zuteilung  (ursprüngliche  oder  nationale  oder  regionale  Reserven),  sowie  Kauf,  Pacht 
und  Vererbung;

f) bei  Anwendung  von  Artikel  21  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  die  aufgrund  dieser  Bestim
mung  beibehaltenen  Ansprüche;

g) gegebenenfalls  regionale  Beschränkungen.

(2) Mitgliedstaaten  mit  mehr  als  einer  Zahlstelle  können  das  elektronische  Register  auf  Ebene  der  Zahlstellen 
anwenden.  Dabei  stellen  sie  sicher,  dass  die  verschiedenen  Register  untereinander  kompatibel  sind.

Artikel  8

Identifizierung  der  Begünstigten

Unbeschadet  von  Artikel  72  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  muss  das  einheitliche  System  zur 
Erfassung  jedes  Begünstigten  nach  Artikel  73  der  genannten  Verordnung  eine  individuelle  Identifizierung  sämtli
cher  Beihilfe-  und  Zahlungsanträge  oder  sonstigen  Erklärungen  gewährleisten,  die  von  einem  Begünstigten  einge
reicht  wurden.

KAPITEL  II

LANDWIRTSCHAFTLICHE  PARZELLEN  MIT  LANDSCHAFTSELEMENTEN  UND  BÄUMEN

Artikel  9

Abgrenzung  der  Flächen  mit  landwirtschaftlichen  Parzellen,  die  Landschaftselemente  und  Bäume  umfassen

(1) Für  Regionen,  in  denen  bestimmte  Landschaftselemente,  insbesondere  Hecken,  Gräben  oder  Mauern,  traditio
nell  Bestandteil  guter  landwirtschaftlicher  Anbau-  oder  Nutzungspraktiken  auf  landwirtschaftlichen  Flächen  sind, 
können  die  Mitgliedstaaten  beschließen,  dass  die  entsprechende  Fläche  als  Teil  der  beihilfefähigen  Fläche  einer 
landwirtschaftlichen  Parzelle  im  Sinne  von  Artikel  67  Absatz  4  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  gilt,  sofern  sie  eine  von  dem  betreffenden  Mitgliedstaat  zu  bestimmende  Gesamtbreite  nicht  über
steigt.  Diese  Breite  entspricht  der  in  der  betreffenden  Region  traditionell  üblichen  Breite  und  darf  zwei  Meter 
nicht  überschreiten.

Haben  die  Mitgliedstaaten  der  Kommission  jedoch  vor  dem  9.  Dezember  2009  eine  größere  Breite  als  zwei 
Meter  gemäß  Artikel  30  Absatz  2  Unterabsatz  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  796/2004  der  Kommission (1)  mitge
teilt,  so  darf  diese  Breite  weiterhin  gelten.

Die  Unterabsätze  1  und  2  gelten  nicht  für  Dauergrünland,  das  mit  Landschaftselementen  oder  Bäumen  durch
setzt  ist,  wenn  der  betreffende  Mitgliedstaat  beschlossen  hat,  das  Pro-rata-System  gemäß  Artikel  10  anzuwenden.

(2) Landschaftselemente,  die  den  Anforderungen  und  Standards  gemäß  Anhang  II  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  unterliegen  und  die  Teil  der  Gesamtfläche  einer  landwirtschaftlichen  Parzelle  sind,  gelten  als  Teil 
der  beihilfefähigen  Fläche  der  betreffenden  landwirtschaftlichen  Parzelle.

(3) Eine  landwirtschaftliche  Parzelle,  die  mit  Bäumen  durchsetzt  ist,  gilt  als  beihilfefähige  Fläche,  sofern 
folgende  Bedingungen  erfüllt  sind:

a) landwirtschaftliche  Tätigkeiten  können  unter  denselben  Bedingungen  wie  auf  nicht  baumbestandenen  Parzellen 
im  selben  Gebiet  ausgeübt  werden  und

b) die  Zahl  der  Bäume  je  Hektar  überschreitet  nicht  eine  bestimmte  Bestandsdichte.

(1) Verordnung (EG) Nr. 796/2004 der Kommission vom 21. April 2004 mit Durchführungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger 
Verpflichtungen, zur Modulation und zum Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem nach der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des
Rates mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsrege
lungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe (ABl. L 141 vom 30.4.2004, S. 18).

20.6.2014 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 181/59



Die  maximale  Bestandsdichte  gemäß  Unterabsatz  1  Buchstabe  b  wird  von  den  Mitgliedstaaten  auf  der  Grundlage 
der  traditionellen  Anbaupraktiken,  der  natürlichen  Gegebenheiten  und  nach  ökologischen  Kriterien  festgelegt  und 
mitgeteilt.  Sie  darf  100  Bäume  je  Hektar  nicht  überschreiten.  Diese  Beschränkung  gilt  jedoch  nicht  für 
Maßnahmen  gemäß  den  Artikeln  28  und  30  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1305/2013.

Dieser  Absatz  gilt  nicht  für  Streuobstbäume,  die  wiederkehrende  Erträge  liefern,  vereinzelte  abweidbare  Bäume, 
mit  denen  Dauergrünland  bestanden  ist,  sowie  Dauergrünland,  das  mit  Landschaftselementen  und  Bäumen  durch
setzt  ist,  wenn  der  betreffende  Mitgliedstaat  beschlossen  hat,  das  Pro-rata-System  gemäß  Artikel  10  anzuwenden.

Artikel  10

Pro-rata-System  für  Dauergrünland  mit  Landschaftselementen  und  Bäumen

(1) Die  Mitgliedstaaten  können  beschließen,  auf  Dauergrünland,  das  mit  nichtbeihilfefähigen  Elementen  wie 
Landschaftselementen  oder  Bäumen  durchsetzt  ist,  ein  Pro-rata-System  anzuwenden,  um  innerhalb  der  Referenz
parzelle  die  beihilfefähige  Fläche  zu  ermitteln.

Das  Pro-rata-System  gemäß  Unterabsatz  1  umfasst  verschiedene  Kategorien  homogener  Bodenbedeckung,  auf  die 
ein  Verringerungskoeffizient  angewendet  wird,  der  auf  dem  Anteil  nichtbeihilfefähiger  Flächen  basiert.  Die  Kate
gorie  mit  dem  niedrigsten  Prozentanteil  an  nichtbeihilfefähiger  Fläche  darf  nicht  mehr  als  10 %  der  gesamten 
nichtbeihilfefähigen  Fläche  ausmachen;  auf  diese  Kategorie  wird  kein  Verringerungskoeffizient  angewendet.

(2) Landschaftselemente,  die  den  Anforderungen  und  Standards  gemäß  Anhang  II  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  unterliegen  und  die  Teil  der  Gesamtfläche  einer  landwirtschaftlichen  Parzelle  sind,  gelten  als  Teil 
der  beihilfefähigen  Fläche.

(3) Dieser  Artikel  gilt  nicht  für  Streuobstwiesen,  die  wiederkehrende  Erträge  liefern.

KAPITEL  III

BEIHILFE-  UND  ZAHLUNGSANTRÄGE

Artikel  11

Sammelantrag

Der  Sammelantrag  muss  mindestens  den  Antrag  auf  Direktzahlung  im  Sinne  von  Artikel  72  Absatz  1  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  im  Rahmen  der  Basisprämienregelung  oder  der  Regelung  für  die  einheitliche 
Flächenzahlung  und  anderer  flächenbezogener  Regelungen  abdecken.

Artikel  12

Abweichung  vom  Einreichungstermin

Fällt  der  Endtermin  für  die  Einreichung  eines  Beihilfe-,  Stützungs-  oder  Zahlungsantrags  oder  sonstiger  Erklä
rungen  oder  von  Belegen  oder  Verträgen  oder  der  Termin  für  Änderungen  des  Sammelantrags  oder  des 
Zahlungsantrags  auf  einen  Feiertag,  einen  Samstag  oder  einen  Sonntag,  so  gilt  abweichend  von  Artikel  5 
Absatz  1  der  Verordnung  (EWG,  Euratom)  Nr.  1182/71  des  Rates (1),  dass  dieser  Termin  auf  den  ersten  darauf 
folgenden  Arbeitstag  fällt.

Absatz  1  gilt  auch  für  den  letztmöglichen  Termin  für  eine  verspätete  Einreichung  gemäß  Artikel  13  Absatz  1 
Unterabsatz  3  und  den  letztmöglichen  Termin  für  eine  verspätete  Einreichung  der  Anträge  von  Begünstigten  auf 
Zuweisung  oder  Erhöhung  von  Zahlungsansprüchen  gemäß  Artikel  14  Absatz  2.

Artikel  13

Verspätete  Einreichung

(1) Außer  in  Fällen  höherer  Gewalt  und  außergewöhnlicher  Umstände  im  Sinne  von  Artikel  4  wird  bei  Einrei
chung  eines  Beihilfe-  oder  Zahlungsantrags  gemäß  vorliegender  Verordnung  nach  dem  von  der  Kommission  auf 
der  Grundlage  von  Artikel  78  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  festgelegten  Termin  für  solche 
Anträge  der  Betrag,  auf  den  der  Begünstigte  bei  fristgerechter  Einreichung  des  Antrags  Anspruch  gehabt  hätte, 
um  1 %  je  Arbeitstag  gekürzt.

(1) Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 des Rates vom 3. Juni 1971 zur Festlegung der Regeln für die Fristen, Daten und Termine 
(ABl. L 124 vom 8.6.1971, S. 1).
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Unbeschadet  der  besonderen  Maßnahmen,  welche  die  Mitgliedstaaten  in  Bezug  auf  die  Notwendigkeit  ergreifen, 
dass  Belege  rechtzeitig  vorgelegt  werden  müssen,  um  wirksame  Kontrollen  planen  und  durchführen  zu  können, 
gilt  Unterabsatz  1  auch  für  Stützungsanträge,  Unterlagen,  Verträge  oder  sonstige  Erklärungen,  die  der  zuständigen 
Behörde  vorzulegen  sind,  sofern  diese  Stützungsanträge,  Unterlagen,  Verträge  oder  Erklärungen  anspruchsbegrün
dend  für  die  Gewährung  der  betreffenden  Beihilfe  sind.  In  diesem  Fall  wird  die  Kürzung  auf  den  betreffenden 
Beihilfe-  oder  Stützungsbetrag  angewandt.

Beträgt  die  Fristüberschreitung  mehr  als  25  Kalendertage,  so  wird  der  Antrag  als  unzulässig  angesehen  und  dem 
Begünstigten  keine  Beihilfe  oder  Stützung  gewährt.

(2) Außer  in  Fällen  höherer  Gewalt  und  außergewöhnlicher  Umstände  im  Sinne  von  Artikel  4  gilt  Folgendes: 
Reicht  ein  Begünstigter,  der  die  Regelungen  gemäß  den  Artikeln  46  und  47  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1308/2013  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates (1)  in  Anspruch  nimmt  und  der  gleichzeitig  der 
Einhaltung  der  Cross-Compliance-Verpflichtungen  gemäß  Artikel  92  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  unter
liegt,  den  Sammelantrag  nicht  bis  zu  dem  in  Absatz  1  Unterabsatz  1  dieses  Artikels  genannten  Termin  ein,  so 
wird  eine  Kürzung  von  1 %  je  Arbeitstag  angewendet.  Die  Höchstkürzung  beträgt  25 %.  Der  Kürzungssatz  wird 
auf  den  Gesamtbetrag  der  Zahlungen  für  Maßnahmen  gemäß  den  Artikeln  46  und  47  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1308/2013  angewendet,  geteilt  durch  den  Faktor  3  für  Umstrukturierung  und  Umstellung.

(3) Außer  in  Fällen  höherer  Gewalt  und  außergewöhnlicher  Umstände  im  Sinne  von  Artikel  4  werden  bei 
Einreichung  einer  Änderung  des  Sammelantrags  oder  des  Zahlungsantrags  nach  dem  von  der  Kommission  auf 
der  Grundlage  von  Artikel  78  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  festgelegten  Termin  für  solche 
Anträge  die  Beträge  für  die  tatsächliche  Nutzung  der  betreffenden  landwirtschaftlichen  Parzellen  um  1 %  je 
Arbeitstag  gekürzt.

Änderungen  des  Sammelantrags  oder  des  Zahlungsantrags  sind  lediglich  bis  zum  letztmöglichen  Termin  für  eine 
verspätete  Einreichung  des  Sammelantrags  oder  des  Zahlungsantrags  gemäß  Absatz  1  Unterabsatz  3  zulässig. 
Liegt  dieser  Termin  jedoch  vor  dem  oder  zeitgleich  mit  dem  in  Unterabsatz  1  dieses  Absatzes  genannten 
Termin  für  die  Einreichung  einer  Änderung  des  Sammelantrags  oder  des  Zahlungsantrags,  so  gelten  Änderungen 
des  Sammelantrags  oder  des  Zahlungsantrags  nach  diesem  Termin  als  unzulässig.

Artikel  14

Verspätete  Einreichung  eines  Antrags  im  Zusammenhang  mit  Zahlungsansprüchen

Außer  in  Fällen  höherer  Gewalt  und  außergewöhnlicher  Umstände  im  Sinne  von  Artikel  4  werden  bei  Einrei
chung  eines  Antrags  auf  Zuweisung  oder  gegebenenfalls  Erhöhung  von  Zahlungsansprüchen  nach  dem  von  der 
Kommission  zu  diesem  Zweck  auf  der  Grundlage  von  Artikel  78  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  festgelegten  Termin  die  Beträge,  die  für  die  Zahlungsansprüche  oder  gegebenenfalls  die  Erhöhung 
des  Werts  der  Zahlungsansprüche  an  den  Begünstigten  zu  zahlen  sind,  in  dem  betreffenden  Jahr  um  3 %  je 
Arbeitstag  gekürzt.

Beträgt  die  Fristüberschreitung  mehr  als  25  Kalendertage,  so  ist  der  Antrag  als  unzulässig  anzusehen,  und  dem 
Begünstigten  werden  keine  Zahlungsansprüche  oder  gegebenenfalls  keine  Erhöhung  des  Werts  der  Zahlungsan
sprüche  zugewiesen.

KAPITEL  IV

BERECHNUNG  DER  BEIHILFE  UND  DER  VERWALTUNGSSANKTIONEN  IM  RAHMEN  VON 
DIREKTZAHLUNGSREGELUNGEN  UND  MASSNAHMEN  ZUR  ENTWICKLUNG  DES  LÄNDLICHEN  RAUMS,  DIE  IN 

DEN  ANWENDUNGSBEREICH  DES  INTEGRIERTEN  SYSTEMS  FALLEN

ABSCHNITT  1

Allgemeine  Vorschriften

Artikel  15

Ausnahmen  von  der  Anwendung  von  Verwaltungssanktionen

(1) Die  in  diesem  Kapitel  vorgesehenen  Verwaltungssanktionen  finden  keine  Anwendung  auf  die  Teile  des 
Beihilfe-  oder  Zahlungsantrags,  für  die  der  Begünstigte  die  zuständige  Behörde  schriftlich  darüber  informiert,  dass 
der  Beihilfe-  oder  Zahlungsantrag  fehlerhaft  ist  oder  seit  Einreichung  fehlerhaft  geworden  ist,  es  sei  denn,  die 
zuständige  Behörde  hat  dem  Begünstigten  ihre  Absicht,  eine  Vor-Ort-Kontrolle  durchzuführen,  bereits  mitgeteilt 
oder  ihn  bereits  über  Verstöße  in  Bezug  auf  den  Beihilfe-  oder  Zahlungsantrag  unterrichtet.

(1) Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über eine gemeinsame Markt
organisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) 
Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671).
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(2) Auf  der  Grundlage  der  Angaben  des  Begünstigten  gemäß  Absatz  1  wird  der  Beihilfe-  oder  Zahlungsantrag 
berichtigt,  um  die  tatsächliche  Situation  widerzuspiegeln.

Artikel  16

Nichtanmeldung  aller  Flächen

(1) Meldet  ein  Begünstigter  für  ein  bestimmtes  Jahr  für  die  in  Artikel  72  Absatz  1  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  genannten  Flächen  nicht  alle  landwirtschaftlichen  Parzellen  an  und  beträgt  die  Differenz  zwischen 
der  im  Sammelantrag  und/oder  dem  Zahlungsantrag  angemeldeten  Gesamtfläche  einerseits  und  der  angemeldeten 
Fläche  zuzüglich  der  Gesamtfläche  der  nicht  angemeldeten  Parzellen  andererseits  mehr  als  3 %  der  angemeldeten 
Fläche,  so  wird  der  Gesamtbetrag  der  dem  Begünstigten  für  dasselbe  Jahr  im  Rahmen  von  flächenbezogenen 
Beihilferegelungen  oder  flächenbezogenen  Stützungsmaßnahmen  zu  gewährenden  Direktzahlungen  und/oder  Stüt
zungsbeträge  je  nach  Schwere  des  Versäumnisses  um  bis  zu  3 %  gekürzt.

Von  der  gemäß  Unterabsatz  1  berechneten  Verwaltungssanktion  werden  etwaige  gemäß  Artikel  28  Absatz  2 
verhängte  Verwaltungssanktionen  abgezogen.

(2) Unterliegt  der  Begünstigte  Cross-Compliance-Verpflichtungen  gemäß  Artikel  92  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013,  so  gilt  Absatz  1  auch  für  die  Zahlungen  im  Zusammenhang  mit  den  Regelungen  gemäß  den 
Artikeln  46  und  47  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1308/2013.  Der  Kürzungssatz  wird  auf  den  Gesamtbetrag  der 
Zahlungen  für  Maßnahmen  gemäß  den  Artikeln  46  und  47  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1308/2013  angewendet, 
geteilt  durch  den  Faktor  3  für  Umstrukturierung  und  Umstellung.

(3) Absatz  1  gilt  nicht  für  Zahlungen  im  Rahmen  der  Kleinerzeugerregelung  gemäß  Titel  V  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013.

ABSCHNITT  2

Flächenbezogene  Beihilferegelungen  (ausgenommen  die  Zahlung  für  dem  Klima-  und  Umweltschutz  förderliche 
Landbewirtschaftungsmethoden)  und  flächenbezogene  Stützungsmaßnahmen

Artikel  17

Allgemeine  Grundsätze

(1) Für  die  Anwendung  dieses  Abschnitts  werden  folgende  Kulturgruppen  unterschieden:

a) für  die  Zwecke  der  Aktivierung  von  Zahlungsansprüchen  im  Rahmen  der  Basisprämienregelung  oder  im 
Hinblick  auf  die  Gewährung  der  einheitlichen  Flächenzahlung  angemeldete  Flächen;

b) eine  Gruppe  für  jede  der  angemeldeten  Flächen  für  die  Zwecke  jeder  anderen  flächenbezogenen  Beihilferege
lung  oder  Stützungsmaßnahme,  für  die  ein  anderer  Beihilfe-  oder  Stützungssatz  gilt;

c) Flächen,  die  unter  der  Rubrik  „Sonstige  Nutzung“  ausgewiesen  sind.

(2) Dient  dieselbe  Fläche  als  Grundlage  für  einen  Beihilfeantrag  und/oder  Stützungsantrag  im  Rahmen  von 
mehr  als  einer  flächenbezogenen  Beihilferegelung  bzw.  Stützungsmaßnahme,  so  wird  diese  Fläche  für  jede  der 
betreffenden  Beihilferegelungen  bzw.  Stützungsmaßnahmen  getrennt  berücksichtigt.

Artikel  18

Berechnungsgrundlage  in  Bezug  auf  flächenbezogene  Zahlungen

(1) Für  Beihilfeanträge  im  Rahmen  der  Basisprämienregelung,  der  Kleinerzeugerregelung,  der  Umverteilungs
prämie,  der  Zahlung  für  Gebiete  mit  naturbedingten  Benachteiligungen  und  gegebenenfalls  der  Regelung  für  Jung
landwirte  in  den  Mitgliedstaaten,  die  die  Basisprämienregelung  anwenden,  gilt  Folgendes:

a) Liegt  die  Anzahl  der  angemeldeten  Zahlungsansprüche  über  der  Anzahl  der  dem  Begünstigten  zur  Verfügung 
stehenden  Zahlungsansprüche,  so  wird  die  Anzahl  der  angemeldeten  Zahlungsansprüche  auf  die  Anzahl  der 
dem  Begünstigten  zur  Verfügung  stehenden  Zahlungsansprüche  gesenkt;

b) ergibt  sich  eine  Differenz  zwischen  der  Anzahl  der  angemeldeten  Zahlungsansprüche  und  der  angemeldeten 
Fläche,  so  wird  die  angemeldete  Fläche  an  den  niedrigeren  der  beiden  Werte  angeglichen.

Dieser  Absatz  gilt  nicht  im  ersten  Jahr  der  Zuweisung  von  Zahlungsansprüchen.
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(2) Beschließt  ein  Mitgliedstaat,  für  die  Zahlung  für  Junglandwirte  die  Zahlungsmethode  gemäß  Artikel  50 
Absätze  6,  7  und  8  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  anzuwenden,  so  wird  im  Fall,  dass  die  im  Rahmen 
der  Basisprämienregelung  oder  der  Regelung  für  die  einheitliche  Flächenzahlung  angemeldete  Fläche  größer  ist  als 
die  vom  Mitgliedstaat  gemäß  Artikel  50  Absatz  9  der  genannten  Verordnung  festgesetzte  Höchstfläche,  die  ange
meldete  Fläche  auf  diese  Höchstfläche  verringert.

(3) Ist  im  Falle  der  Umverteilungsprämie  die  im  Rahmen  der  Basisprämienregelung  oder  der  Regelung  für  die 
einheitliche  Flächenzahlung  angemeldete  Fläche  größer  als  die  vom  Mitgliedstaat  festgesetzte  Höchstfläche  gemäß 
Artikel  41  Absatz  4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013,  so  wird  die  angemeldete  Fläche  auf  diese  Höchst
fläche  verringert.

(4) Beschließt  ein  Mitgliedstaat,  für  die  Zahlung  für  Gebiete  mit  naturbedingten  Benachteiligungen  die 
Zahlungsmethode  gemäß  Artikel  48  Absatz  4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  anzuwenden,  so  wird  im 
Fall,  dass  die  im  Rahmen  der  Basisprämienregelung  oder  der  Regelung  für  die  einheitliche  Flächenzahlung  ange
meldete  Fläche  größer  ist  als  die  vom  Mitgliedstaat  festgesetzte  maximale  Anzahl  an  Hektarflächen,  die  angemel
dete  Fläche  auf  diese  maximale  Zahl  verringert.

(5) Ist  im  Falle  von  Beihilfeanträgen  und/oder  Zahlungsanträgen  für  flächenbezogene  Beihilferegelungen  oder 
Stützungsmaßnahmen  die  ermittelte  Fläche  einer  Kulturgruppe  größer  als  die  im  Beihilfeantrag  angemeldete 
Fläche,  so  wird  für  die  Berechnung  der  Beihilfe  die  angemeldete  Fläche  herangezogen.

(6) Ist  im  Falle  von  Beihilfeanträgen  und/oder  Zahlungsanträgen  für  flächenbezogene  Beihilferegelungen  oder 
Stützungsmaßnahmen  die  angemeldete  Fläche  größer  als  die  ermittelte  Fläche  für  eine  Kulturgruppe  gemäß 
Artikel  17  Absatz  1,  so  wird  die  Beihilfe  oder  Stützung  unbeschadet  etwaiger  nach  Artikel  19  vorzunehmender 
Verwaltungssanktionen  auf  der  Grundlage  der  für  diese  Kulturgruppe  ermittelten  Fläche  berechnet.

Unbeschadet  von  Artikel  60  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  wird  jedoch  im  Falle,  dass  die  Differenz 
zwischen  der  ermittelten  Gesamtfläche  und  der  für  Zahlungen  im  Rahmen  der  Direktzahlungsregelungen  gemäß 
den  Titeln  III,  IV  und  V  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  angemeldeten  Gesamtfläche  oder  der  für  Zahl
ungen  im  Rahmen  einer  flächenbezogenen  Stützungsmaßnahme  angemeldeten  Gesamtfläche  0,1  ha  oder  weniger 
beträgt,  die  ermittelte  Fläche  mit  der  angemeldeten  Fläche  gleichgesetzt.  Für  diese  Berechnung  werden  nur  Über
erklärungen  von  Flächen  auf  Ebene  einer  Kulturgruppe  gemäß  Artikel  17  Absatz  1  berücksichtigt.

Unterabsatz  2  gilt  nicht,  wenn  diese  Differenz  mehr  als  20 %  der  für  Zahlungen  angemeldeten  Gesamtfläche 
beträgt.

(7) Für  die  Berechnung  der  Beihilfe  im  Rahmen  der  Basisprämienregelung  wird  der  Durchschnitt  der  Werte  der 
verschiedenen  Zahlungsansprüche  im  Verhältnis  zu  der  jeweils  angemeldeten  Fläche  berücksichtigt.

Artikel  19

Verwaltungssanktionen  bei  Übererklärungen

(1) Liegt  bei  einer  Kulturgruppe  gemäß  Artikel  17  Absatz  1  die  für  die  Zwecke  einer  flächenbezogenen  Beihil
feregelung  oder  Stützungsmaßnahme  angemeldete  Fläche  über  der  gemäß  Artikel  18  ermittelten  Fläche,  so  wird 
die  Beihilfe  oder  Stützung  auf  der  Grundlage  der  ermittelten  Fläche,  verringert  um  das  Doppelte  der  festge
stellten  Differenz,  berechnet,  wenn  die  Differenz  über  3 %  oder  2  ha  liegt,  aber  nicht  mehr  als  20 %  der  ermit
telten  Fläche  ausmacht.

Liegt  die  Differenz  über  20 %  der  ermittelten  Fläche,  so  wird  für  die  betreffende  Kulturgruppe  keine  flächenbezo
gene  Beihilfe  oder  Stützung  gewährt.

(2) Beläuft  sich  die  Differenz  auf  mehr  als  50 %,  so  wird  für  die  betreffende  Kulturgruppe  keine  flächenbezo
gene  Beihilfe  oder  Stützung  gewährt.  Darüber  hinaus  wird  der  Begünstigte  mit  einer  zusätzlichen  Sanktion  in 
Höhe  des  Beihilfe-  oder  Stützungsbetrags  belegt,  der  der  Differenz  zwischen  der  angemeldeten  Fläche  und  der 
gemäß  Artikel  18  ermittelten  Fläche  entspricht.

(3) Kann  der  gemäß  den  Absätzen  1  und  2  berechnete  Betrag  im  Verlauf  der  drei  Kalenderjahre,  die  auf  das 
Kalenderjahr  der  Feststellung  folgen,  nicht  vollständig  gemäß  den  von  der  Kommission  auf  der  Grundlage  von 
Artikel  57  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  erlassenen  Vorschriften  verrechnet  werden,  wird  der 
Restbetrag  annulliert.
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Artikel  20

Verwaltungssanktionen  im  Zusammenhang  mit  der  kulturspezifischen  Zahlung  für  Baumwolle

Wird  festgestellt,  dass  der  Begünstigte  die  Verpflichtungen  aufgrund  von  Artikel  61  Absätze  1  und  2  der  dele
gierten  Verordnung  (EU)  Nr.  639/2014  der  Kommission (1)  nicht  einhält,  so  verliert  er  unbeschadet  der  nach 
Artikel  19  der  vorliegenden  Verordnung  vorzunehmenden  Verwaltungssanktionen  den  Anspruch  auf  die  in 
Artikel  60  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  vorgesehene  Erhöhung  der  Beihilfe.  Außerdem  wird 
die  Baumwollbeihilfe  je  Hektar  beihilfefähige  Fläche  gemäß  Artikel  57  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  um 
den  in  Artikel  60  Absatz  2  derselben  Verordnung  festgesetzten  Erhöhungsbetrag  gekürzt,  auf  den  der  betreffende 
Begünstigte  andernfalls  Anspruch  gehabt  hätte.

Artikel  21

Andere  als  die  bei  Übererklärungen  von  Flächen  anzuwendenden  Verwaltungssanktionen  im  Zusammen
hang  mit  Zahlungen  für  Junglandwirte  gemäß  Titel  III  Kapitel  V  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013

(1) Wird  festgestellt,  dass  der  Begünstigte  die  Verpflichtungen  gemäß  Artikel  50  Absatz  2  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  und  Artikel  49  der  delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  639/2014  nicht  einhält,  so  wird  die 
Zahlung  für  Junglandwirte  unbeschadet  der  nach  Artikel  19  vorzunehmenden  Verwaltungssanktionen  nicht 
geleistet  oder  vollständig  entzogen.  Wird  festgestellt,  dass  der  Begünstigte  falsche  Belege  für  die  Einhaltung  der 
Verpflichtungen  beigebracht  hat,  so  wird  darüber  hinaus  eine  Sanktion  in  Höhe  von  20 %  des  Betrags  verhängt, 
auf  den  der  Begünstigte  als  Zahlung  für  Junglandwirte  gemäß  Artikel  50  Absatz  1  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  Anspruch  hat  oder  andernfalls  gehabt  hätte.

(2) Können  die  zu  Unrecht  gezahlten  Beträge  und  die  Verwaltungssanktionen  gemäß  Absatz  1  im  Verlauf  der 
drei  Kalenderjahre,  die  auf  das  Kalenderjahr  der  Feststellung  folgen,  nicht  vollständig  gemäß  den  von  der 
Kommission  auf  der  Grundlage  von  Artikel  57  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  erlassenen 
Vorschriften  verrechnet  werden,  so  wird  der  Restbetrag  annulliert.

ABSCHNITT  3

Zahlung  für  dem  Klima-  und  Umweltschutz  förderliche  Landbewirtschaftungsmethoden

Artikel  22

Allgemeine  Grundsätze

(1) Für  die  Anwendung  dieses  Abschnitts  werden  folgende  Kulturgruppen  unterschieden:

a) jede  Gruppe  von  Flächen,  die  für  eine  bestimmte  Kultur  gemäß  Artikel  44  Absatz  4  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  angemeldet  sind,

b) Flächen,  die  als  umweltsensibles  Dauergrünland  gemäß  Artikel  45  Absatz  1  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  angemeldet  sind,

c) andere  als  die  unter  Buchstabe  b  genannten  Flächen,  die  als  Dauergrünland  angemeldet  sind,  und

d) die  als  im  Umweltinteresse  genutzt  angemeldeten  Flächen  gemäß  Artikel  46  Absatz  1  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  (ökologische  Vorrangflächen).

(2) Wird  dieselbe  Fläche  für  mehr  als  eine  Kulturgruppe  angemeldet,  so  wird  diese  Fläche  für  jede  einzelne 
Kulturgruppe  getrennt  berücksichtigt.

Artikel  23

Berechnungsgrundlage  für  die  Zahlung  für  dem  Klima-  und  Umweltschutz  förderliche  Landbewirtschaf
tungsmethoden  hinsichtlich  der  im  Rahmen  der  Basisprämienregelung  oder  der  Regelung  für  die  einheit

liche  Flächenzahlung  angemeldeten  beihilfefähigen  Hektarfläche

(1) Wendet  der  Mitgliedstaat  die  Basisprämienregelung  an,  so  gilt  Folgendes:

a) Liegt  die  Anzahl  der  angemeldeten  Zahlungsansprüche  über  der  Anzahl  der  dem  Begünstigten  zur  Verfügung 
stehenden  Zahlungsansprüche,  so  wird  die  Anzahl  der  angemeldeten  Zahlungsansprüche  auf  die  Anzahl  der 
dem  Begünstigten  zur  Verfügung  stehenden  Zahlungsansprüche  gesenkt;

(1) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 639/2014 der Kommission vom 11. März 2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
des Europäischen Parlaments und des Rates mit Vorschriften über Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen
von Stützungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Änderung des Anhangs X der genannten Verordnung (siehe Seite 1 
dieses Amtsblatts).
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b) ergibt  sich  eine  Differenz  zwischen  der  Anzahl  der  angemeldeten  Zahlungsansprüche  und  der  angemeldeten 
Fläche,  so  wird  die  angemeldete  Fläche  an  den  niedrigeren  der  beiden  Werte  angeglichen.

(2) Ist  die  für  die  Zahlung  der  Basisprämie  oder  für  die  einheitliche  Flächenzahlung  im  Sammelantrag  angemel
dete  Fläche  größer  als  die  ermittelte  Fläche,  so  wird,  unbeschadet  der  nach  Artikel  28  vorzunehmenden  Verwal
tungssanktionen,  bei  der  Berechnung  der  Ökologisierungszahlung  für  dem  Klima-  und  Umweltschutz  förderliche 
Landbewirtschaftungsmethoden  (im  Folgenden:  „Ökologisierungszahlung“)  die  ermittelte  Fläche  zugrunde  gelegt.

Ist  die  für  die  Basisprämienregelung  oder  die  Regelung  für  die  einheitliche  Flächenzahlung  ermittelte  Fläche 
größer  als  die  im  Beihilfeantrag  angemeldete  Fläche,  so  wird  jedoch  für  die  Berechnung  der  Ökologisierungszah
lung  die  angemeldete  Fläche  zugrunde  gelegt.

Artikel  24

Kürzung  der  Ökologisierungszahlung  bei  Verstoß  gegen  die  für  die  Anbaudiversifizierung  geltenden 
Anforderungen

(1) Darf  gemäß  Artikel  44  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  die  Hauptkultur  nicht  mehr  als  75 %  der 
Gesamtackerfläche  einnehmen,  und  nimmt  die  für  die  Hauptkulturgruppe  ermittelte  Fläche  mehr  als  75 %  ein,  so 
wird  die  Fläche,  anhand  deren  die  Ökologisierungszahlung  gemäß  Artikel  23  der  vorliegenden  Verordnung 
berechnet  wird,  um  50 %  der  ermittelten  Gesamtackerfläche,  multipliziert  mit  dem  Differenzfaktor,  verringert.

Der  Differenzfaktor  gemäß  Unterabsatz  1  entspricht  dem  Anteil  der  Hauptkultur  an  der  für  die  übrigen  Kultur
gruppen  vorgeschriebenen  Gesamtfläche,  der  über  75 %  der  ermittelten  Gesamtackerfläche  hinausgeht.

(2) Dürfen  gemäß  Artikel  44  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  die  beiden  größten  Kulturen  zusammen 
nicht  mehr  als  95 %  der  ermittelten  Gesamtackerfläche  einnehmen,  und  nimmt  die  für  die  beiden  größten 
Kulturgruppen  zusammen  ermittelte  Fläche  mehr  als  95 %  ein,  so  wird  die  Fläche,  anhand  deren  die  Ökologisie
rungszahlung  gemäß  Artikel  23  der  vorliegenden  Verordnung  berechnet  wird,  um  50 %  der  ermittelten  Gesamt
ackerfläche,  multipliziert  mit  dem  Differenzfaktor,  verringert.

Der  Differenzfaktor  gemäß  Unterabsatz  1  entspricht  dem  Anteil  der  beiden  größten  Kulturgruppen  an  der  für 
die  übrigen  Kulturgruppen  vorgeschriebenen  Gesamtfläche,  der  über  95 %  der  ermittelten  Gesamtackerfläche 
hinausgeht.

(3) Dürfen  gemäß  Artikel  44  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  die  Hauptkultur  nicht  mehr  als  75 %  und 
die  beiden  größten  Kulturgruppen  zusammen  nicht  mehr  als  95 %  der  ermittelten  Gesamtackerfläche  einnehmen, 
und  nimmt  die  für  die  Hauptkulturgruppe  ermittelte  Fläche  mehr  als  75 %  und  die  für  die  beiden  größten 
Kulturgruppen  zusammen  ermittelte  Fläche  mehr  als  95 %  ein,  so  wird  die  Fläche,  anhand  deren  die  Ökologisie
rungszahlung  gemäß  Artikel  23  der  vorliegenden  Verordnung  berechnet  wird,  um  50 %  der  ermittelten  Gesamt
ackerfläche,  multipliziert  mit  dem  Differenzfaktor,  verringert.

Der  Differenzfaktor  gemäß  Unterabsatz  1  entspricht  der  Summe  der  gemäß  den  Absätzen  1  und  2  berechneten 
Differenzfaktoren.  Dieser  Differenzfaktor  darf  jedoch  höchstens  1  betragen.

(4) Wird  festgestellt,  dass  ein  Begünstigter  während  drei  Jahren  wie  in  diesem  Artikel  beschrieben  gegen  die 
für  die  Anbaudiversifizierung  geltenden  Anforderungen  verstoßen  hat,  so  entspricht  die  Fläche,  die  in  den  Folge
jahren  gemäß  den  Absätzen  1,  2  und  3  von  der  Fläche  abzuziehen  ist,  anhand  deren  die  Ökologisierungszah
lung  berechnet  wird,  der  ermittelten  Gesamtackerfläche,  multipliziert  mit  dem  geltenden  Differenzfaktor.

Artikel  25

Kürzung  der  Ökologisierungszahlung  bei  Verstoß  gegen  die  für  Dauergrünland  geltenden  Anforderungen

(1) Wird  ein  Verstoß  gegen  Artikel  45  Absatz  1  Unterabsatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  festge
stellt,  so  wird  die  Fläche,  anhand  deren  die  Ökologisierungszahlung  gemäß  Artikel  23  der  vorliegenden  Verord
nung  berechnet  wird,  um  die  von  dem  Verstoß  betroffenen  Flächen  verringert.

(2) Wird  ein  Verstoß  gegen  die  Auflagen  gemäß  Artikel  44  der  delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  639/2014 
festgestellt,  so  wird  die  Fläche,  anhand  deren  die  Ökologisierungszahlung  gemäß  Artikel  23  der  vorliegenden 
Verordnung  berechnet  wird,  um  die  von  dem  Verstoß  betroffenen  Flächen  verringert.

(3) Verstöße  gelten  als  festgestellt,  sofern  sie  sich  als  Folge  jedweder  Kontrollen  nach  Maßgabe  von  Artikel  74 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  ergeben  oder  der  zuständigen  Kontrollbehörde  oder  Zahlstelle  auf  andere 
Weise  zur  Kenntnis  gelangt  sind.
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Artikel  26

Kürzung  der  Ökologisierungszahlung  bei  Verstoß  gegen  die  Anforderungen  hinsichtlich  der  Flächennut
zung  im  Umweltinteresse

(1) Die  gemäß  Artikel  46  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  als  im  Umweltinteresse  genutzt 
auszuweisende  Fläche  (im  Folgenden:  „vorgeschriebene  ökologische  Vorrangfläche“)  wird  auf  der  Grundlage  der 
ermittelten  Gesamtackerfläche  berechnet,  die  im  Falle  der  Anwendung  von  Artikel  46  Absatz  2  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013  auch  die  gemäß  Artikel  46  Absatz  2  Unterabsatz  1  Buchstaben  c,  d,  g  und  h  der 
genannten  Verordnung  festgelegten  Flächen  umfasst.

(2) Ist  die  vorgeschriebene  ökologische  Vorrangfläche  größer  als  die  ökologische  Vorrangfläche,  die  unter 
Berücksichtigung  des  in  Artikel  46  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  vorgesehenen  Gewichtungsfak
tors  für  ökologische  Vorrangflächen  ermittelt  wurde,  so  werden  von  der  Fläche,  anhand  deren  die  Ökologisie
rungszahlung  gemäß  Artikel  23  der  vorliegenden  Verordnung  berechnet  wird,  50 %  der  ermittelten  Gesamtacker
fläche,  die  im  Falle  der  Anwendung  von  Artikel  46  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  auch  die 
gemäß  Artikel  46  Absatz  2  Unterabsatz  1  Buchstaben  c,  d,  g  und  h  der  genannten  Verordnung  festgelegten 
Flächen  umfasst,  multipliziert  mit  dem  Differenzfaktor,  abgezogen.

Der  Differenzfaktor  gemäß  Unterabsatz  1  entspricht  dem  Anteil,  den  die  Differenz  zwischen  der  vorgeschrie
benen  und  der  ermittelten  ökologischen  Vorrangfläche  an  der  vorgeschriebenen  ökologischen  Vorrangfläche 
ausmacht.

(3) Wird  festgestellt,  dass  ein  Begünstigter  während  drei  Jahren  wie  in  diesem  Artikel  beschrieben  gegen  die 
geltenden  Anforderungen  hinsichtlich  der  Flächennutzung  im  Umweltinteresse  verstoßen  hat,  so  entspricht  die 
Fläche,  die  in  den  Folgejahren  gemäß  Absatz  2  von  der  Fläche  abzuziehen  ist,  anhand  deren  die  Ökologisie
rungszahlung  berechnet  wird,  der  ermittelten  Gesamtackerfläche,  die  im  Falle  der  Anwendung  von  Artikel  46 
Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  auch  die  gemäß  Artikel  46  Absatz  2  Unterabsatz  1  Buchstaben 
c,  d,  g  und  h  der  genannten  Verordnung  festgelegten  Flächen  umfasst,  multipliziert  mit  dem  Differenzfaktor.

Artikel  27

Maximale  Kürzung  der  Ökologisierungszahlung

(1) Die  Summe  der  gemäß  den  Artikeln  24  und  26  berechneten  Kürzungen,  ausgedrückt  in  Hektar,  darf  nicht 
mehr  als  die  ermittelte  Gesamtackerfläche,  die  im  Falle  der  Anwendung  von  Artikel  46  Absatz  2  der  Verord
nung  (EU)  Nr.  1307/2013  auch  die  gemäß  Artikel  46  Absatz  2  Unterabsatz  1  Buchstaben  c,  d,  g  und  h  der 
genannten  Verordnung  festgelegten  Flächen  umfasst,  ausmachen.

(2) Unbeschadet  der  nach  Artikel  28  vorzunehmenden  Verwaltungssanktionen  darf  die  gemäß  den  Artikeln  24 
bis  26  berechnete  Gesamtkürzung  nicht  mehr  als  die  gemäß  Artikel  23  berechnete  Ökologisierungszahlung 
ausmachen.

Artikel  28

Verwaltungssanktionen  im  Zusammenhang  mit  der  Ökologisierungszahlung

(1) Weicht  die  Fläche,  anhand  deren  die  Ökologisierungszahlung  gemäß  Artikel  23  berechnet  wird,  von  der 
Fläche  ab,  anhand  deren  die  Ökologisierungszahlung  nach  Anwendung  der  Artikel  24  bis  27  berechnet  wird,  so 
wird  die  Ökologisierungszahlung  auf  der  Grundlage  der  letzteren  Fläche,  verringert  um  das  Doppelte  der  festge
stellten  Differenz,  berechnet,  wenn  die  Differenz  über  3 %  oder  2  ha  liegt,  aber  nicht  mehr  als  20 %  der  Fläche 
ausmacht,  anhand  deren  die  Ökologisierungszahlung  nach  Anwendung  der  Artikel  24  bis  27  berechnet  wird.

Beträgt  die  Differenz  mehr  als  20 %,  so  wird  keinerlei  Beihilfe  gewährt.

Beläuft  sich  die  Differenz  auf  mehr  als  50 %,  so  wird  keinerlei  Beihilfe  gewährt.  Darüber  hinaus  wird  der 
Begünstigte  mit  einer  zusätzlichen  Sanktion  in  Höhe  des  Beihilfebetrags  belegt,  der  der  Differenz  zwischen  der 
Fläche,  anhand  deren  die  Ökologisierungszahlung  gemäß  Artikel  23  berechnet  wird,  und  der  Fläche,  anhand 
deren  die  Ökologisierungszahlung  nach  Anwendung  der  Artikel  24  bis  27  berechnet  wird,  entspricht.

(2) Meldet  der  Begünstigte  nicht  alle  als  Ackerland  genutzten  Flächen  an,  was  dazu  führt,  dass  er  von  den 
Auflagen  gemäß  den  Artikeln  44,  45  und  46  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  freigestellt  ist,  und/oder 
meldet  er  nicht  alle  als  umweltsensibles  Dauergrünland  eingestuften  Flächen  gemäß  Artikel  45  Absatz  1  der 
genannten  Verordnung  an  und  beträgt  die  nichtangemeldete  Fläche  mehr  als  0,1  ha,  so  wird  die  für  die  Berech
nung  der  Ökologisierungszahlung  nach  Anwendung  der  Artikel  24  bis  27  der  vorliegenden  Verordnung 
zugrunde  zu  legende  Fläche  um  weitere  10 %  verringert.
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(3) Gemäß  Artikel  77  Absatz  6  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  findet  die  gemäß  den  Absätzen  1  und  2 
des  vorliegenden  Artikels  berechnete  Verwaltungssanktion  in  den  Antragsjahren  2015  und  2016  keine  Anwen
dung.  Im  Antragsjahr  2017  wird  die  gemäß  den  Absätzen  1  und  2  berechnete  Verwaltungssanktion  durch  5 
geteilt  und  ist  auf  20 %  des  Betrags  der  Ökologisierungszahlung  begrenzt,  auf  die  der  betreffende  Betriebsinhaber 
gemäß  Artikel  23  Anspruch  gehabt  hätte;  im  Antragsjahr  2018  und  in  den  folgenden  Antragsjahren  wird  sie 
durch  4  geteilt  und  ist  auf  25 %  dieses  Betrags  begrenzt.

(4) Kann  der  gemäß  den  Absätzen  1,  2  und  3  berechnete  Betrag  der  Verwaltungssanktionen  im  Verlauf  der 
drei  Kalenderjahre,  die  auf  das  Kalenderjahr  der  Feststellung  folgen,  nicht  vollständig  gemäß  den  von  der 
Kommission  auf  der  Grundlage  von  Artikel  57  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  erlassenen 
Vorschriften  verrechnet  werden,  wird  der  Restbetrag  annulliert.

Artikel  29

Vorschriften  für  gleichwertige  Methoden

Dieser  Abschnitt  gilt  entsprechend  für  die  gleichwertigen  Methoden  gemäß  Artikel  43  Absatz  3  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013.

ABSCHNITT  4

Fakultative  gekoppelte  Stützung  auf  der  Grundlage  von  Beihilfeanträgen  im  Rahmen  von  Beihilferegelungen 
für  Tiere  und  Förderung  der  ländlichen  Entwicklung  auf  der  Grundlage  von  Zahlungsanträgen  im  Rahmen 

von  tierbezogenen  Stützungsmaßnahmen

Artikel  30

Berechnungsgrundlage

(1) In  keinem  Fall  kann  die  Beihilfe  oder  Stützung  für  mehr  Tiere  gewährt  werden,  als  im  Beihilfe-  oder 
Zahlungsantrag  angegeben  sind.

(2) Die  im  Betrieb  vorhandenen  Tiere  gelten  nur  als  ermittelt,  wenn  sie  im  Beihilfe-  oder  Zahlungsantrag  iden
tifiziert  sind.  Identifizierte  Tiere  können  ersetzt  werden,  ohne  dass  dies  zum  Verlust  des  Anspruchs  auf  Zahlung 
der  Beihilfe  oder  Stützung  führt,  sofern  die  zuständige  Behörde  den  Begünstigten  nicht  bereits  über  Verstöße  in 
Bezug  auf  den  Beihilfe-  oder  Zahlungsantrag  unterrichtet  oder  ihm  nicht  bereits  ihre  Absicht,  eine  Vor-Ort-
Kontrolle  durchzuführen,  mitgeteilt  hat.  Mitgliedstaaten,  die  nicht  von  der  Möglichkeit  eines  antragslosen  Systems 
Gebrauch  machen,  stellen  gemäß  den  von  der  Kommission  auf  der  Grundlage  von  Artikel  78  Buchstabe  b  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  erlassenen  Vorschriften  sicher,  dass  eindeutig  feststeht,  welche  Tiere  unter  die 
Anträge  der  Begünstigten  fallen.

(3) Liegt  die  Zahl  der  in  einem  Beihilfe-  oder  Zahlungsantrag  angegebenen  Tiere  über  der  Zahl  der  bei 
Verwaltungskontrollen  oder  Vor-Ort-Kontrollen  ermittelten  Tiere,  so  wird  der  Beihilfe-  oder  Stützungsbetrag  unbe
schadet  des  Artikels  31  anhand  der  Zahl  der  ermittelten  Tiere  berechnet.

(4) Werden  Verstöße  gegen  die  Vorschriften  des  Systems  zur  Kennzeichnung  und  Registrierung  von  Rindern 
festgestellt,  so  gilt  Folgendes:

a) Ein  im  Betrieb  vorhandenes  Rind,  das  eine  der  beiden  Ohrmarken  verloren  hat,  gilt  dennoch  als  ermittelt, 
wenn  es  durch  die  übrigen  Elemente  des  Systems  zur  Kennzeichnung  und  Registrierung  von  Rindern  gemäß 
Artikel  3  Absatz  1  Buchstaben  b,  c  und  d  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1760/2000  eindeutig  identifiziert  werden 
kann.

b) Hat  ein  einzelnes  Rind  im  Betrieb  beide  Ohrmarken  verloren,  so  gilt  es  dennoch  als  ermittelt,  wenn  es  durch 
das  Register,  den  Tierpass,  die  Datenbank  oder  sonstige  Mittel  gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1760/2000 
weiterhin  identifiziert  werden  kann  und  sofern  der  Tierhalter  nachweisen  kann,  dass  er  bereits  vor  Ankündi
gung  der  Vor-Ort-Kontrolle  Abhilfemaßnahmen  getroffen  hat.

c) Handelt  es  sich  bei  den  festgestellten  Verstößen  um  fehlerhafte  Eintragungen  in  das  Register  oder  die  Tier
pässe,  so  gilt  das  betreffende  Tier  erst  dann  als  nicht  ermittelt,  wenn  derartige  Fehler  bei  mindestens  zwei 
Kontrollen  innerhalb  von  24  Monaten  festgestellt  werden.  In  allen  anderen  Fällen  gelten  die  betreffenden  Tiere 
nach  der  ersten  Feststellung  als  nicht  ermittelt.

Eintragungen  und  Meldungen  im  System  zur  Kennzeichnung  und  Registrierung  von  Rindern  können  bei  offen
sichtlichen  Fehlern,  die  von  der  zuständigen  Behörde  anerkannt  wurden,  jederzeit  berichtigt  werden.

(5) Im  Betrieb  vorhandene  Schafe  oder  Ziegen,  die  eine  Ohrmarke  verloren  haben,  gelten  dennoch  als  ermit
telt,  wenn  sie  durch  ein  erstes  Kennzeichen  gemäß  Artikel  4  Absatz  2  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  21/2004  weiterhin  identifiziert  werden  können  und  sofern  alle  sonstigen  Anforderungen  des  Systems  zur 
Kennzeichnung  und  Registrierung  von  Schafen  und  Ziegen  erfüllt  sind.
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Artikel  31

Verwaltungssanktionen  im  Zusammenhang  mit  den  im  Rahmen  von  Beihilferegelungen  für  Tiere  oder 
tierbezogenen  Stützungsmaßnahmen  gemeldeten  Tiere

(1) Wird  in  Bezug  auf  Beihilfeanträge  im  Rahmen  einer  Beihilferegelung  für  Tiere  oder  in  Bezug  auf  Zahlungs
anträge  im  Rahmen  einer  tierbezogenen  Stützungsmaßnahme  eine  Differenz  zwischen  der  angegebenen  und  der 
gemäß  Artikel  30  Absatz  3  ermittelten  Zahl  der  Tiere  festgestellt,  so  ist  der  Gesamtbetrag,  auf  den  der  Begüns
tigte  im  Rahmen  dieser  Beihilferegelung  oder  Stützungsmaßnahme  für  das  betreffende  Antragsjahr  Anspruch  hat, 
um  den  gemäß  Absatz  3  dieses  Artikels  zu  bestimmenden  Prozentsatz  zu  kürzen,  wenn  bei  höchstens  drei 
Tieren  Verstöße  festgestellt  werden.

(2) Werden  bei  mehr  als  drei  Tieren  Verstöße  festgestellt,  so  ist  der  Gesamtbetrag  der  Beihilfe  oder  Stützung, 
auf  den  der  Begünstigte  im  Rahmen  der  in  Absatz  1  genannten  Beihilferegelung  oder  Stützungsmaßnahme  für 
das  betreffende  Antragsjahr  Anspruch  hat,  wie  folgt  zu  kürzen:

a) um  den  gemäß  Absatz  3  zu  bestimmenden  Prozentsatz,  wenn  dieser  nicht  mehr  als  10 %  beträgt;

b) um  das  Doppelte  des  gemäß  Absatz  3  zu  bestimmenden  Prozentsatzes,  wenn  dieser  mehr  als  10 %,  jedoch 
nicht  mehr  als  20 %  beträgt.

Beträgt  der  nach  Absatz  3  dieses  Artikels  bestimmte  Prozentsatz  mehr  als  20 %,  so  wird  im  Rahmen  der  Beihil
feregelung  oder  Stützungsmaßnahme  für  das  betreffende  Antragsjahr  die  Beihilfe  oder  Stützung,  auf  die  der 
Begünstigte  gemäß  Artikel  30  Absatz  3  Anspruch  gehabt  hätte,  nicht  gewährt.

Beträgt  der  nach  Absatz  3  dieses  Artikels  bestimmte  Prozentsatz  mehr  als  50 %,  so  wird  im  Rahmen  der  Beihil
feregelung  oder  Stützungsmaßnahme  für  das  betreffende  Antragsjahr  die  Beihilfe  oder  Stützung,  auf  die  der 
Begünstigte  gemäß  Artikel  30  Absatz  3  Anspruch  gehabt  hätte,  nicht  gewährt.  Darüber  hinaus  wird  der  Begüns
tigte  mit  einer  zusätzlichen  Sanktion  in  Höhe  des  Betrags  belegt,  der  der  Differenz  zwischen  der  angegebenen 
und  der  gemäß  Artikel  30  Absatz  3  ermittelten  Zahl  der  Tiere  entspricht.  Kann  dieser  Betrag  innerhalb  der  drei 
Kalenderjahre,  die  auf  das  Jahr  der  Feststellung  folgen,  nicht  vollständig  gemäß  den  von  der  Kommission  auf  der 
Grundlage  von  Artikel  57  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  erlassenen  Vorschriften  verrechnet 
werden,  so  wird  der  Restbetrag  annulliert.

(3) Zur  Bestimmung  der  in  den  Absätzen  1  und  2  genannten  Prozentsätze  wird  bei  den  Beihilfe-  oder  Stüt
zungsanträgen  für  das  betreffende  Antragsjahr  die  Zahl  der  im  Rahmen  einer  Beihilferegelung  für  Tiere  oder 
einer  tierbezogenen  Stützungsmaßnahme  angegebenen  Tiere,  bei  denen  Verstöße  festgestellt  wurden,  durch  die 
Zahl  der  ermittelten  Tiere  dividiert.

Macht  ein  Mitgliedstaat  von  der  Möglichkeit  eines  antragslosen  Systems  Gebrauch,  gelten  potenziell  beihilfefähige 
Tiere,  die  im  System  zur  Kennzeichnung  und  Registrierung  von  Tieren  nicht  ordnungsgemäß  identifiziert  bzw. 
registriert  sind,  im  Einklang  mit  den  von  der  Kommission  gemäß  Artikel  78  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  erlassenen  Vorschriften  als  Tiere,  bei  denen  Verstöße  festgestellt  wurden.

Artikel  32

Ausnahmen  von  der  Anwendung  von  Verwaltungssanktionen  bei  Problemen  infolge  natürlicher 
Umstände

Kann  ein  Begünstigter  aufgrund  natürlicher  Umstände,  die  sich  auf  einen  Bestand  oder  eine  Herde  auswirken,  die 
Förderkriterien,  Verpflichtungen  oder  sonstigen  Auflagen  nicht  erfüllen,  so  finden  die  Verwaltungssanktionen 
gemäß  Artikel  31  keine  Anwendung,  sofern  der  Begünstigte  die  zuständige  Behörde  innerhalb  von  zehn  Arbeits
tagen  nach  Feststellung  einer  Reduzierung  der  Zahl  seiner  Tiere  hierüber  schriftlich  in  Kenntnis  gesetzt  hat.

Unbeschadet  der  im  Einzelfall  zu  berücksichtigenden  tatsächlichen  Umstände  können  die  zuständigen  Behörden 
folgende  natürliche  Umstände  anerkennen,  die  sich  auf  einen  Bestand  oder  eine  Herde  auswirken:

a) Tod  eines  Tieres  durch  Krankheit  oder

b) Tod  eines  Tieres  infolge  eines  Unfalls,  für  den  der  Betriebsinhaber  nicht  verantwortlich  gemacht  werden  kann.

Artikel  33

Zusätzliche  Sanktionen  und  Maßnahmen

(1) Die  Mitgliedstaaten  können  zusätzliche  einzelstaatliche  Sanktionen  gegen  zwischengeschaltete  Stellen,  die  in 
das  Verfahren  der  Beihilfe-  oder  Stützungsgewährung  einbezogen  sind,  vorsehen,  um  zu  gewährleisten,  dass  die 
Kontrollvorschriften,  einschließlich  der  Mitteilungspflichten,  eingehalten  werden.
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(2) Hinsichtlich  der  von  Dienststellen,  Einrichtungen  oder  Organisationen,  bei  denen  es  sich  nicht  um  die 
zuständigen  Behörden  handelt,  eingereichten  Belege  gilt  gemäß  den  von  der  Kommission  auf  der  Grundlage  von 
Artikel  78  Buchstabe  c  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  erlassenen  Vorschriften  Folgendes:  Wird  festgestellt, 
dass  fahrlässig  oder  vorsätzlich  falsche  Belege  eingereicht  worden  sind,  so  wendet  der  betreffende  Mitgliedstaat 
im  Einklang  mit  seinen  einzelstaatlichen  Rechtsvorschriften  angemessene  Sanktionen  an.  Werden  derartige 
Verstöße  zum  zweiten  Mal  festgestellt,  so  wird  der  betreffenden  Dienststelle,  Einrichtung  oder  Organisation  das 
Recht,  stützungsrelevante  Belege  einzureichen,  für  mindestens  ein  Jahr  entzogen.

Artikel  34

Änderungen  und  Berichtigungen  der  Eintragungen  in  der  elektronischen  Datenbank  für  Rinder

In  Bezug  auf  angemeldete  Rinder  findet  Artikel  15  ab  dem  Zeitpunkt  der  Einreichung  des  Beihilfe-  oder 
Zahlungsantrags  auf  Fehler  und  Versäumnisse  betreffend  Eintragungen  in  der  elektronischen  Datenbank  für  Rinder 
Anwendung.

TITEL  III

SONDERBESTIMMUNGEN  FÜR  MASSNAHMEN  ZUR  FÖRDERUNG  DER  ENTWICKLUNG  DES 
LÄNDLICHEN  RAUMS

Artikel  35

Nichteinhaltung  anderer  Förderkriterien  als  Größe  der  Fläche  bzw.  Zahl  der  Tiere,  von  Verpflichtungen 
oder  sonstigen  Auflagen

(1) Die  beantragte  Förderung  wird  ganz  abgelehnt  oder  zurückgenommen,  wenn  die  Förderkriterien  nicht  erfüllt 
sind.

(2) Die  beantragte  Förderung  wird  ganz  oder  teilweise  abgelehnt  oder  ganz  oder  teilweise  zurückgenommen, 
wenn  folgende  Verpflichtungen  oder  sonstige  Auflagen  nicht  eingehalten  werden:

a) im  Entwicklungsprogramm  für  den  ländlichen  Raum  festgelegte  Verpflichtungen  oder

b) gegebenenfalls  sonstige  für  das  Vorhaben  geltende  Auflagen,  die  in  Unionsvorschriften  oder  einzelstaatlichen 
Vorschriften  oder  im  Entwicklungsprogramm  für  den  ländlichen  Raum  festgelegt  sind,  insbesondere  die 
Vorschriften  für  die  öffentliche  Auftragsvergabe,  für  staatliche  Beihilfen  sowie  sonstige  verbindliche  Standards 
und  Anforderungen.

(3) Bei  der  Entscheidung  darüber,  inwieweit  die  Förderung  bei  Nichteinhaltung  von  Verpflichtungen  oder  sons
tigen  Auflagen  gemäß  Absatz  2  abgelehnt  oder  zurückgenommen  wird,  trägt  der  Mitgliedstaat  Schwere,  Ausmaß, 
Dauer  und  Häufigkeit  des  festgestellten  Verstoßes  gegen  die  Förderbedingungen  gemäß  Absatz  2  Rechnung.

Die  Schwere  eines  Verstoßes  hängt  insbesondere  davon  ab,  wie  groß  die  Auswirkungen  des  Verstoßes  unter 
Berücksichtigung  der  Ziele  der  nicht  eingehaltenen  Verpflichtungen  oder  Auflagen  sind.

Der  Umfang  eines  Verstoßes  wird  insbesondere  anhand  der  Auswirkungen  des  Verstoßes  auf  das  Vorhaben 
insgesamt  beurteilt.

Für  die  Bestimmung  der  Dauer  ist  insbesondere  maßgeblich,  wie  lange  die  Auswirkungen  andauern  oder  welche 
Möglichkeiten  bestehen,  diese  Auswirkungen  mit  angemessenen  Mitteln  abzustellen.

Die  Häufigkeit  wird  danach  beurteilt,  ob  bereits  ähnliche  Verstöße  innerhalb  der  zurückliegenden  vier  Jahre  oder 
—  wenn  es  sich  um  denselben  Begünstigten  und  dieselbe  Maßnahme  oder  Vorhabenart  handelt  —  während  des 
gesamten  Programmplanungszeitraums  2014-2020  bzw.  bei  ähnlichen  Maßnahmen  während  des  Programmpla
nungszeitraums  2007-2013  festgestellt  wurden.

(4) Bei  mehrjährigen  Verpflichtungen  oder  Zahlungen  werden  Rücknahmen  auf  der  Grundlage  der  Kriterien 
gemäß  Absatz  3  auch  bei  den  Beträgen  vorgenommen,  die  in  den  vorangegangenen  Jahren  für  dasselbe 
Vorhaben  bereits  ausgezahlt  wurden.

(5) Führt  die  Gesamtbewertung  auf  der  Grundlage  der  Kriterien  gemäß  Absatz  3  zu  der  Feststellung,  dass  es 
sich  um  einen  schwerwiegenden  Verstoß  handelt,  so  wird  die  Förderung  abgelehnt  oder  vollständig  zurückge
nommen.  Darüber  hinaus  wird  der  Begünstigte  im  Kalenderjahr  der  Feststellung  und  dem  darauf  folgenden 
Kalenderjahr  von  derselben  Maßnahme  oder  Vorhabenart  ausgeschlossen.

(6) Wird  festgestellt,  dass  der  Begünstigte  falsche  Nachweise  vorgelegt  hat,  um  die  Förderung  zu  erhalten,  oder 
hat  er  verabsäumt,  die  erforderlichen  Informationen  zu  liefern,  so  wird  die  Förderung  abgelehnt  oder  vollständig 
zurückgenommen.  Darüber  hinaus  wird  der  Begünstigte  im  Kalenderjahr  der  Feststellung  und  dem  darauf 
folgenden  Kalenderjahr  von  derselben  Maßnahme  oder  Vorhabenart  ausgeschlossen.
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(7) Können  innerhalb  der  drei  Kalenderjahre,  die  auf  das  Jahr  der  Feststellung  folgen,  die  Wiedereinziehungen 
und  die  Verwaltungssanktionen  gemäß  den  Absätzen  1,  2,  4,  5  und  6  nicht  vollständig  gemäß  den  von  der 
Kommission  auf  der  Grundlage  von  Artikel  57  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  erlassenen 
Vorschriften  verrechnet  werden,  so  wird  der  Restbetrag  annulliert.

Artikel  36

Aussetzung  der  Förderung

Die  Zahlstelle  kann  die  Förderung  für  bestimmte  Ausgaben  aussetzen,  wenn  ein  Verstoß,  der  zu  einer  Verwal
tungssanktion  führt,  festgestellt  wird.  Die  Aussetzung  wird  von  der  Zahlstelle  aufgehoben,  sobald  der  Begünstigte 
zur  Zufriedenheit  der  zuständigen  Behörde  nachweist,  dass  Abhilfe  geschaffen  wurde.  Der  Zeitraum  der  Ausset
zung  beträgt  höchstens  drei  Monate.  Die  Mitgliedstaaten  können  je  nach  Vorhabenart  und  Auswirkungen  des 
jeweiligen  Verstoßes  auch  kürzere  Höchstzeiträume  festsetzen.

Die  Zahlstelle  kann  die  Förderung  nur  aussetzen,  wenn  der  Verstoß  die  Verwirklichung  des  Ziels  des  Vorhabens 
insgesamt  nicht  gefährdet  und  wenn  davon  auszugehen  ist,  dass  der  Begünstigte  innerhalb  des  festgesetzten 
Höchstzeitraums  Abhilfe  schaffen  kann.

TITEL  IV

KONTROLLSYSTEM  UND  VERWALTUNGSSANKTIONEN  IM  RAHMEN  DER  CROSS-COMPLIANCE

KAPITEL  I

ERHALTUNG  VON  DAUERGRÜNLAND

Artikel  37

Verpflichtungen  betreffend  Dauergrünlandflächen

(1) Wird  auf  nationaler  oder  regionaler  Ebene  im  Jahr  2014  ein  Rückgang  des  Anteils  gemäß  Artikel  3 
Absatz  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1122/2009  festgestellt,  so  kann  der  betreffende  Mitgliedstaat  vorschreiben, 
dass  Begünstigte,  die  im  Rahmen  der  Direktzahlungsregelungen  im  Jahr  2015  Beihilfen  beantragen,  Dauergrün
landflächen  ohne  vorherige  Genehmigung  nicht  umwandeln  dürfen.

Wird  festgestellt,  dass  dieser  Anteil  2014  um  mehr  als  5 %  zurückgegangen  ist,  so  muss  der  betreffende 
Mitgliedstaat  eine  solche  Verpflichtung  einführen.

Hängt  die  im  ersten  und  zweiten  Unterabsatz  genannte  Genehmigung  von  der  Bedingung  ab,  dass  eine  Fläche 
als  Dauergrünland  eingerichtet  ist,  so  gilt  diese  Fläche  abweichend  von  der  Begriffsbestimmung  in  Artikel  2 
Absatz  2  Nummer  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1122/2009  ab  dem  ersten  Tag  der  Umstellung  als  Dauergrün
land.  Diese  Fläche  muss  fünf  aufeinander  folgende  Jahre  ab  dem  Zeitpunkt  des  Umbruchs  zum  Anbau  von  Gras 
oder  anderen  Grünfutterpflanzen  genutzt  werden.

(2) Die  in  Absatz  1  festgelegte  Verpflichtung  der  Begünstigten  findet  keine  Anwendung,  wenn  die  Begünstigten 
Dauergrünlandflächen  gemäß  den  Verordnungen  des  Rates  (EWG)  Nr.  2078/92 (1),  (EG)  Nr.  1257/1999 (2)  und 
(EG)  Nr.  1698/2005  geschaffen  haben.

(3) Wird  festgestellt,  dass  der  Verpflichtung  gemäß  Artikel  3  Absatz  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1122/2009 
im  Jahr  2014  nicht  nachgekommen  werden  kann,  muss  der  betreffende  Mitgliedstaat  zusätzlich  zu  den  gemäß 
Absatz  1  des  vorliegenden  Artikels  zu  treffenden  Maßnahmen  auf  nationaler  oder  regionaler  Ebene  vorschreiben, 
dass  Begünstigte,  die  im  Rahmen  einer  der  Direktzahlungsregelungen  im  Jahr  2015  Beihilfen  beantragen,  Flächen 
wieder  als  Dauergrünlandflächen  einsäen  müssen.

Unterabsatz  1  gilt  nur  für  Begünstigte,  die  über  Flächen  verfügen,  welche  von  Dauergrünland  zu  Flächen  für 
andere  Nutzungen  umgebrochen  wurden.

Unterabsatz  1  gilt  für  Flächen,  die  seit  Beginn  des  24-Monatszeitraums  vor  dem  letzten  Termin  für  die  Einrei
chung  des  Sammelantrags  nach  Artikel  11  Absatz  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1122/2009  in  dem  betreffenden 
Mitgliedstaat  umgebrochen  wurden.

(1) Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 des Rates vom 30. Juni 1992 für umweltgerechte und den natürlichen Lebensraum schützende land
wirtschaftliche Produktionsverfahren (ABl. L 215 vom 30.7.1992, S. 85).

(2) Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL) und zur Änderung bzw. Aufhebung bestimmter Verord
nungen (ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 80).
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In  diesem  Fall  wandeln  die  Betriebsinhaber  einen  bestimmten  Anteil  dieser  Flächen  wieder  in  Dauergrünland  um 
oder  legen  einen  entsprechenden  Anteil  an  Fläche  als  Dauergrünland  an.  Dieser  Anteil  berechnet  sich  auf  Basis 
der  vom  Betriebsinhaber  umgebrochenen  Flächen  und  der  zum  Wiederausgleich  erforderlichen  Flächen.

Waren  diese  Flächen  nach  ihrem  Umbruch  für  andere  Nutzungen  Gegenstand  einer  Übertragung  auf  einen 
anderen  Betriebsinhaber,  so  gilt  Unterabsatz  1  jedoch  nur,  wenn  die  Übertragung  nach  dem  6.  Mai  2004 
erfolgte.

Wieder  umgewandelte  oder  neu  angelegte  Dauergrünlandflächen  gelten  abweichend  von  Artikel  2  Absatz  2 
Nummer  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1122/2009  ab  dem  ersten  Tag  der  Wiederumwandlung  bzw.  Anlegung  als 
„Dauergrünland“.  Diese  Flächen  müssen  fünf  aufeinander  folgende  Jahre  ab  dem  Zeitpunkt  des  Umbruchs  zum 
Anbau  von  Gras  oder  anderen  Grünfutterpflanzen  genutzt  werden.

(4) Die  Absätze  1  und  3  gelten  nur  für  das  Jahr  2015.

(5) Die  Mitgliedstaaten  führen  in  den  Jahren  2015  und  2016  Kontrollen  durch,  um  sicherzustellen,  dass  die 
Absätze  1  und  3  eingehalten  werden.

KAPITEL  II

BERECHNUNG  UND  ANWENDUNG  VON  VERWALTUNGSSANKTIONEN

Artikel  38

Allgemeine  Vorschriften  betreffend  Verstöße

(1) „Wiederholtes  Auftreten“  eines  Verstoßes  liegt  vor,  wenn  dieselbe  Anforderung  oder  derselbe  Standard  mehr 
als  einmal  innerhalb  eines  zusammenhängenden  Zeitraums  von  drei  Kalenderjahren  nicht  eingehalten  wurde, 
sofern  der  Begünstigte  auf  den  vorangegangenen  Verstoß  hingewiesen  wurde  und  er  je  nach  Fall  die  Möglichkeit 
hatte,  die  erforderlichen  Maßnahmen  zur  Abstellung  des  vorangegangenen  Verstoßes  zu  ergreifen.  Für  den  Zweck 
der  Bestimmung  des  wiederholten  Auftretens  eines  Verstoßes  sind  die  gemäß  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  1122/2009  festgestellten  Verstöße  zu  berücksichtigen,  und  ist  insbesondere  der  in  Anhang  II  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1306/2013  aufgeführte  GLÖZ  3  der  GAB  2  in  Anhang  II  der  Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  in  ihrer 
am  21.  Dezember  2013  gültigen  Fassung  gleichzusetzen.

(2) Das  „Ausmaß“  eines  Verstoßes  wird  insbesondere  unter  Berücksichtigung  der  Tatsache  bestimmt,  ob  der 
Verstoß  weitreichende  Auswirkungen  hat  oder  auf  den  Betrieb  selbst  begrenzt  ist.

(3) Die  „Schwere“  eines  Verstoßes  hängt  insbesondere  davon  ab,  welche  Bedeutung  den  Auswirkungen  des 
Verstoßes  unter  Berücksichtigung  der  Ziele  der  betreffenden  Anforderung  oder  des  betreffenden  Standards  beizu
messen  ist.

(4) Ob  ein  Verstoß  von  „Dauer“  ist,  richtet  sich  insbesondere  danach,  wie  lange  die  Auswirkungen  des 
Verstoßes  andauern  oder  welche  Möglichkeiten  bestehen,  diese  Auswirkungen  mit  angemessenen  Mitteln 
abzustellen.

(5) Für  die  Zwecke  dieses  Kapitels  gelten  Verstöße  als  „festgestellt“,  sofern  sie  sich  als  Folge  jedweder 
Kontrollen  nach  Maßgabe  der  vorliegenden  Verordnung  ergeben  oder  der  zuständigen  Kontrollbehörde  bzw.  Zahl
stelle  auf  andere  Weise  zur  Kenntnis  gelangt  sind.

Artikel  39

Berechnung  und  Anwendung  von  Verwaltungssanktionen  bei  Fahrlässigkeit

(1) Ist  der  festgestellte  Verstoß  auf  Fahrlässigkeit  des  Begünstigten  zurückzuführen,  so  wird  eine  Kürzung 
vorgenommen.  Diese  Kürzung  beläuft  sich  in  der  Regel  auf  3 %  des  Gesamtbetrags  der  Zahlungen  und  jährli
chen  Prämien  gemäß  Artikel  92  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013.

Auf  der  Grundlage  des  bewertenden  Teils  des  Kontrollberichts,  in  dem  die  zuständige  Kontrollbehörde  die  Bedeu
tung  der  Verstöße  bewertet,  und  unter  Berücksichtigung  der  Kriterien  gemäß  Artikel  38  Absätze  1  bis  4  kann 
die  Zahlstelle  jedoch  beschließen,  den  genannten  Prozentsatz  auf  1 %  des  in  Unterabsatz  1  genannten  Gesamtbe
trags  zu  verringern  oder  auf  5 %  dieses  Betrags  zu  erhöhen  oder  aber  keine  Kürzung  vorzunehmen,  wenn  die 
Vorschriften  über  die  betreffende  Anforderung  oder  den  betreffenden  Standard  einen  Ermessensspielraum  lassen, 
den  festgestellten  Verstoß  nicht  weiterzuverfolgen,  oder  wenn  die  Förderung  gemäß  Artikel  17  Absätze  5  und  6 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1305/2013  gewährt  wird.

(2) Beschließt  ein  Mitgliedstaat,  gemäß  Artikel  97  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  keine  Verwal
tungssanktion  zu  verhängen,  und  hat  der  Begünstigte  innerhalb  einer  von  der  zuständigen  Behörde  festgesetzten 
Frist  keine  Abhilfemaßnahmen  getroffen,  so  wird  die  Verwaltungssanktion  verhängt.
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Die  von  der  zuständigen  Behörde  festgesetzte  Frist  endet  spätestens  mit  Ablauf  des  Jahres  nach  dem  Jahr  der 
Feststellung  des  Verstoßes.

(3) Macht  ein  Mitgliedstaat  von  der  Möglichkeit  gemäß  Artikel  99  Absatz  2  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  Gebrauch  und  hat  der  Begünstigte  innerhalb  einer  von  der  zuständigen  Behörde  festgesetzten 
Frist  keine  Abhilfemaßnahmen  getroffen,  so  wird  rückwirkend  für  das  Jahr  der  ersten  Feststellung,  für  das  das 
Frühwarnsystem  angewendet  wurde,  eine  Kürzung  von  mindestens  1 %  gemäß  Absatz  1  des  vorliegenden  Artikels 
vorgenommen,  wenn  festgestellt  wird,  dass  der  Verstoß  nicht  innerhalb  einer  Frist  von  höchstens  drei  aufeinan
derfolgenden  Kalenderjahren,  einschließlich  des  betreffenden  Jahres,  abgestellt  wurde.

Die  von  der  zuständigen  Behörde  festgesetzte  Frist  endet  spätestens  mit  Ablauf  des  Jahres  nach  dem  Jahr  der 
Feststellung  des  Verstoßes.

Ein  Verstoß,  der  vom  Begünstigten  innerhalb  der  in  Unterabsatz  1  festgesetzten  Frist  abgestellt  wurde,  gilt  für 
die  Zwecke  der  Feststellung  eines  wiederholten  Verstoßes  gemäß  Absatz  4  nicht  als  Verstoß.

(4) Unbeschadet  der  Bestimmungen  für  vorsätzliche  Verstöße  ist  bei  einem  Verstoß  im  ersten  Wiederholungsfall 
die  gemäß  Absatz  1  angewendete  Kürzung  mit  dem  Faktor  drei  zu  multiplizieren.

Bei  weiteren  Wiederholungsfällen  wird  der  Multiplikationsfaktor  drei  jeweils  auf  das  Kürzungsergebnis  für  den 
vorangegangenen  wiederholten  Verstoß  angewendet.  Die  höchstmögliche  Kürzung  darf  jedoch  15 %  des  in 
Absatz  1  genannten  Gesamtbetrags  nicht  übersteigen.

Ist  der  Höchstsatz  von  15 %  erreicht,  so  weist  die  Zahlstelle  den  betreffenden  Begünstigten  darauf  hin,  dass  bei 
erneuter  Feststellung  desselben  Verstoßes  davon  ausgegangen  wird,  dass  der  Begünstigte  vorsätzlich  im  Sinne  von 
Artikel  40  gehandelt  hat.

Artikel  40

Berechnung  und  Anwendung  von  Verwaltungssanktionen  bei  vorsätzlichen  Verstößen

Ist  der  festgestellte  Verstoß  vom  Begünstigten  vorsätzlich  begangen  worden,  so  ist  der  in  Artikel  39  Absatz  1 
genannte  Gesamtbetrag  in  der  Regel  um  20 %  zu  kürzen.

Auf  der  Grundlage  des  bewertenden  Teils  des  Kontrollberichts,  in  dem  die  zuständige  Kontrollbehörde  die  Bedeu
tung  der  Verstöße  bewertet,  und  unter  Berücksichtigung  der  Kriterien  gemäß  Artikel  38  Absätze  1  bis  4  kann 
die  Zahlstelle  jedoch  beschließen,  den  genannten  Prozentsatz  auf  nicht  weniger  als  15 %  des  genannten  Gesamt
betrags  zu  verringern  oder  auf  bis  zu  100 %  dieses  Betrags  zu  erhöhen.

Artikel  41

Kumulierung  von  Verwaltungssanktionen

Stellt  ein  Verstoß  im  Sinne  von  Artikel  2  Absatz  1  Unterabsatz  2  Nummer  2  Buchstabe  b  der  vorliegenden 
Verordnung  auch  einen  Verstoß  nach  Artikel  2  Absatz  1  Unterabsatz  2  Nummer  2  Buchstabe  a  der  vorlie
genden  Verordnung  dar,  so  werden  die  Verwaltungssanktionen  gemäß  den  von  der  Kommission  auf  der  Grund
lage  von  Artikel  77  Absatz  8  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  erlassenen  Vorschriften 
angewendet.

TITEL  V

ÜBERGANGS-  UND  SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel  42

Übergangsregelung  für  die  Cross-Compliance

(1) Für  Cross-Compliance-Verpflichtungen  von  Begünstigten  im  Rahmen  der  Maßnahmen  gemäß  der  Verord
nung  (EG)  Nr.  1698/2005  finden  die  Vorschriften  zum  Kontrollsystem  und  den  Verwaltungssanktionen  gemäß 
der  vorliegenden  Verordnung  und  den  von  der  Kommission  auf  der  Grundlage  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1306/2013  verabschiedeten  Durchführungsrechtsakten  Anwendung.

(2) Bei  Verstößen  gegen  Cross-Compliance-Verpflichtungen,  für  die  keine  Verwaltungssanktionen  verhängt 
wurden,  da  sie  unter  die  De-minimis-Regel  gemäß  Artikel  23  Absatz  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  bzw. 
Artikel  51  Absatz  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1698/2005  fielen,  findet  Artikel  97  Absatz  3  Unterabsatz  2  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  Anwendung  in  Bezug  auf  die  Verpflichtung  der  zuständigen  Behörden,  erforder
liche  Maßnahmen  zu  ergreifen,  um  sich  zu  vergewissern,  dass  der  Begünstigte  Abhilfemaßnahmen  für  die  festge
stellten  Verstöße  getroffen  hat.
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Artikel  43

Aufhebung

Die  Verordnungen  (EG)  Nr.  1122/2009  und  (EU)  Nr.  65/2011  werden  mit  Wirkung  vom  1.  Januar  2015 
aufgehoben.

Sie  gelten  jedoch  weiterhin  für

a) Beihilfeanträge  für  Direktzahlungen,  die  für  vor  dem  1.  Januar  2015  beginnende  Prämienzeiträume  eingereicht 
wurden,

b) Zahlungsanträge  für  das  Jahr  2014  und

c) das  Kontrollsystem  und  die  Verwaltungssanktionen  im  Zusammenhang  mit  Cross-Compliance-Verpflichtungen 
der  Betriebsinhaber  gemäß  den  Artikeln  85t  und  103z  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1234/2007  des  Rates (1).

Artikel  44

Inkrafttreten  und  Geltungsbeginn

Diese  Verordnung  tritt  am  siebten  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft.

Sie  gilt  für  Beihilfe-  oder  Zahlungsanträge,  die  sich  auf  die  Antragsjahre  oder  Prämienzeiträume  beziehen,  die  ab 
dem  1.  Januar  2015  beginnen.

Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem 
Mitgliedstaat.

Geschehen  zu  Brüssel  am  11.  März  2014.

Für  die  Kommission

Der  Präsident

José  Manuel  BARROSO

(1) Verordnung  (EG)  Nr.  1234/2007  des  Rates  vom  22.  Oktober  2007  über  eine  gemeinsame  Organisation  der  Agrarmärkte  und 
mit  Sondervorschriften  für  bestimmte  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  (Verordnung  „Einheitliche  GMO“)  (ABl.  L  299 
vom  16.11.2007,  S.  1).
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG  (EU)  Nr.  641/2014  DER  KOMMISSION

vom  16.  Juni  2014

mit  Durchführungsbestimmungen  zur  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  mit  Vorschriften  über  Direktzahlungen  an  Inhaber 
landwirtschaftlicher  Betriebe  im  Rahmen  von  Stützungsregelungen  der  Gemeinsamen 

Agrarpolitik

DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  —

gestützt  auf  die  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom 
17.  Dezember  2013  mit  Vorschriften  über  Direktzahlungen  an  Inhaber  landwirtschaftlicher  Betriebe  im  Rahmen 
von  Stützungsregelungen  der  Gemeinsamen  Agrarpolitik  und  zur  Aufhebung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  637/2008 
des  Rates  und  der  Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  des  Rates (1),  insbesondere  auf  Artikel  24  Absatz  11, 
Artikel  31  Absatz  2,  Artikel  34  Absatz  5,  Artikel  39  Absatz  4,  Artikel  43  Absatz  13,  Artikel  45  Absatz  7, 
Artikel  55  Absatz  2,  Artikel  57  Absatz  4  und  Artikel  67  Absatz  3,

in  Erwägung  nachstehender  Gründe:

(1) Gemäß  Artikel  24  Absatz  8  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  und  den  Artikeln  20  und  21  der  dele
gierten  Verordnung  (EU)  Nr.  639/2014  der  Kommission (2)  können  Betriebsinhaber  im  Falle  des  Verkaufs 
oder  der  Verpachtung  ihres  Betriebs  Verträge  unterzeichnen,  mit  denen  sie  zuzuweisende  Zahlungsan
sprüche  oder  das  Recht  zum  Erhalt  von  Zahlungsansprüchen  übertragen  können.  Für  diese  besonderen 
Fälle  sollten,  insbesondere  hinsichtlich  der  Anträge  auf  Zuweisung  von  Zahlungsansprüchen,  Durchfüh
rungsbestimmungen  festgelegt  werden.

(2) Für  die  Zwecke  von  Artikel  25  Absatz  2,  Artikel  26  und  Artikel  40  Absätze  2  und  3  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013  müssen  Vorschriften  für  die  Berechnung  des  Werts  der  Zahlungsansprüche  festgelegt 
werden,  die  zuzuweisen  sind  im  Fall  der  Übertragung  eines  Betriebs  durch  Vererbung  an  einen  anderen 
Betriebsinhaber,  der  beabsichtigt,  die  landwirtschaftliche  Tätigkeit  in  dem  Betrieb  fortzusetzen,  und  der 
selbst  im  ersten  Jahr  der  Anwendung  der  Basisprämienregelung  Recht  auf  die  Zuweisung  von  Zahlungsan
sprüchen  hat.

(3) Für  die  ordnungsgemäße  Verwaltung  der  Basisprämienregelung  ist  es  angezeigt,  Vorschriften  für  die 
Mitteilungen  von  Übertragungen  von  Zahlungsansprüchen  festzulegen,  die  die  Betriebsinhaber  an  die  natio
nalen  Behörden  zu  übermitteln  haben.

(4) Da  die  nationale  oder  die  regionale  Reserve  gemäß  Artikel  31  Absatz  1  Buchstaben  a  und  b  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  aus  ungenutzten  Zahlungsansprüchen  aufgefüllt  wird,  muss  ein  Zeitpunkt 
festgesetzt  werden,  nach  dem  die  ungenutzten  Zahlungsansprüche,  einschließlich  derjenigen  Zahlungsan
sprüche,  die  nicht  aktiviert  wurden  oder  die  aus  anderen  Gründen  nicht  zu  Zahlungen  geführt  haben,  an 
die  Reserve  zurückfallen.

(5) Gemäß  Artikel  43  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  können  die  Mitgliedstaaten  beschließen,  spezifi
sche  Verpflichtungen  oder  Zertifizierungssysteme  als  dem  Klima-  und  Umweltschutz  förderliche  gleichwer
tige  Methoden  anzuwenden.  Um  eine  rechtzeitige  und  wirksame  Bewertung  der  mit  diesen  Verpflichtungen 
oder  Zertifizierungssystemen  verbundenen  Praktiken  zu  gewährleisten,  sollten  Verfahrensvorschriften  für  die 
Mitteilungen  und  die  Bewertung  durch  die  Kommission  festgelegt  werden.

(6) Gemäß  Artikel  45  Absatz  3  Unterabsatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  gilt  auf  Betriebsebene 
keine  Umwandlungsverpflichtung,  wenn  die  Flächen  mit  Dauergrünland  als  Absolutwert  innerhalb 
bestimmter  Grenzen  beibehalten  werden.  Diese  Grenzen  müssen  festgesetzt  werden.

(7) Gemäß  Artikel  55  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  werden  Beschlüsse  gemäß  Artikel  53 
Absatz  4  und  Absatz  6  Buchstabe  a  von  der  Kommission  genehmigt.  Daher  sollten  Verfahrensvorschriften 
für  die  Bewertung  und  Genehmigung  durch  die  Kommission  festgelegt  werden.

(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 608.
(2) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 639/2014 der Kommission vom 11. März 2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 

des Europäischen Parlaments und des Rates mit Vorschriften über Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen
von Stützungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Änderung des Anhangs X der genannten Verordnung (siehe Seite 1 
dieses Amtsblatts).
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(8) Gemäß  Artikel  57  Absatz  4  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  erlässt  die  Kommission  Durchführungs
rechtsakte  zur  Festlegung  von  Vorschriften  über  das  Verfahren  für  die  Genehmigung  der  Flächen  und 
Zulassung  der  Sorten  im  Hinblick  auf  die  Gewährung  der  kulturspezifischen  Zahlung  für  Baumwolle. 
Nach  dem  Subsidiaritätsprinzip  sollten  diese  Vorschriften  auf  die  Festsetzung  einer  Frist  für  den  Abschluss 
dieses  Verfahrens  begrenzt  werden,  während  die  Mitgliedstaaten  für  die  Festlegung  der  ausführlichen 
Verfahrensvorschriften  zuständig  sind.

(9) Es  sollte  festgelegt  werden,  welche  Informationen  die  Mitgliedstaaten  den  Erzeugern  in  Bezug  auf  diese 
Genehmigung  mitzuteilen  haben.  Um  sicherzustellen,  dass  die  Erzeuger  rechtzeitig  unterrichtet  werden, 
sollte  eine  Frist  für  diese  Mitteilungen  festgesetzt  werden.

(10) Zur  Überwachung  der  ordnungsgemäßen  Anwendung  der  in  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  festge
legten  Vorschriften  über  die  Flexibilität  zwischen  den  Säulen  müssen  bestimmte  Verpflichtungen  für  die 
Mitteilung  von  Informationen  festgelegt  werden,  die  die  Mitgliedstaaten  über  ihre  gemäß  Artikel  14  der 
genannten  Verordnung  gefassten  Beschlüsse  zu  übermitteln  haben.

(11) Zur  Festsetzung  der  finanziellen  Obergrenzen  gemäß  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  und  zur  Über
prüfung  der  Einhaltung  dieser  Obergrenzen  müssen  bestimmte  Verpflichtungen  für  die  Mitteilung  insbeson
dere  der  Informationen  festgelegt  werden,  die  die  Mitgliedstaaten  über  ihre  gemäß  Artikel  22  Absätze  2 
und  3,  Artikel  42  Absatz  1,  Artikel  49  Absatz  1  und  Artikel  51  Absatz  1  der  genannten  Verordnung 
gefassten  Beschlüsse  zu  übermitteln  haben.

(12) Im  Interesse  der  Effizienz  empfiehlt  es  sich  vorzusehen,  dass  die  Mitteilungen  gemäß  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013,  der  delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  639/2014  und  der  vorliegenden  Verordnung  nach 
Maßgabe  der  Verordnung  (EG)  Nr.  792/2009  der  Kommission (1)  vorgenommen  werden.

(13) Die  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Maßnahmen  entsprechen  der  Stellungnahme  des  Ausschusses  für 
Direktzahlungen  —

HAT  FOLGENDE  VERORDNUNG  ERLASSEN:

KAPITEL  1

GELTUNGSBEREICH  UND  ALLGEMEINE  GRUNDSÄTZE

Artikel  1

Geltungsbereich

Diese  Verordnung  enthält  Durchführungsbestimmungen  zur  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  in  Bezug  auf  die

a) allgemeinen  Bestimmungen  über  Direktzahlungen;

b) Basisprämienregelung;

c) Zahlungen  an  Betriebsinhaber,  die  dem  Klima-  und  Umweltschutz  förderliche  Landbewirtschaftungsmethoden 
anwenden;

d) fakultative  gekoppelte  Stützung;

e) kulturspezifischen  Zahlungen  für  Baumwolle;

f) Mitteilungen  durch  die  Mitgliedstaaten.

Artikel  2

Allgemeine  Grundsätze

Die  Mitgliedstaaten  führen  die  vorliegende  Verordnung  nach  objektiven  Kriterien  unter  Gewährleistung  der 
Gleichbehandlung  der  Betriebsinhaber  und  unter  Vermeidung  von  Markt-  und  Wettbewerbsverzerrungen  durch 
und  fördern  gleichzeitig  die  nachhaltige  Bewirtschaftung  der  Ressourcen  und  den  Klimaschutz.

(1) Verordnung (EG) Nr. 792/2009 der Kommission vom 31. August 2009 mit Durchführungsvorschriften zu den von den Mitgliedstaaten
an die Kommission zu übermittelnden Informationen und Dokumenten im Zusammenhang mit der gemeinsamen Organisation der 
Agrarmärkte, den Regeln für Direktzahlungen, der Förderung des Absatzes von Agrarerzeugnissen und den Regelungen für die Regionen
in äußerster Randlage und die kleineren Inseln des Ägäischen Meeres (ABl. L 228 vom 1.9.2009, S. 3).
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KAPITEL  2

BASISPRÄMIENREGELUNG

ABSCHNITT  1

Erstzuweisung  der  Zahlungsansprüche

Artikel  3

Antrag  auf  Zuweisung  von  Zahlungsansprüchen  im  Fall  des  Verkaufs  oder  der  Verpachtung  in  Anwen
dung  einer  Vertragsklausel  gemäß  Artikel  24  Absatz  8  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013

Im  Fall  des  Verkaufs  oder  der  Verpachtung  in  Anwendung  einer  Vertragsklausel  gemäß  Artikel  24  Absatz  8  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  beantragt  der  Käufer  bzw.  der  Pächter  die  Zuweisung  der  Zahlungsansprüche. 
Der  Antrag  enthält  folgende  Angaben:

a) Angaben  zum  Kauf-  bzw.  Pachtvertrag,  einschließlich  der  betreffenden  Vertragsklausel  und/oder,  auf  Verlangen 
des  Mitgliedstaats,  einer  Kopie  des  Vertrags;

b) Angaben  zur  Identifizierung  des  Betriebsinhabers,  der  das  Recht  auf  Erhalt  von  Zahlungsansprüchen  auf  den 
Käufer  oder  Pächter  übertragen  hat,  sofern  verfügbar  mit  der  eindeutigen  Identifizierung  des  Begünstigten 
gemäß  Artikel  8  der  delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  640/2014  der  Kommission (1).

Darüber  hinaus  fordern  die  Mitgliedstaaten  vom  Käufer  oder  Pächter  alle  Informationen  an,  die  erforderlich  sind, 
um  die  Anwendung  des  Artikels  60  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  des  Europäischen  Parlaments  und  des 
Rates (2)  zu  überprüfen.

Artikel  4

Antrag  auf  Zuweisung  von  Zahlungsansprüchen  im  Fall  des  Verkaufs  in  Anwendung  einer  Vertrags
klausel  gemäß  Artikel  20  der  delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  639/2014

(1) Im  Fall  des  Verkaufs  in  Anwendung  einer  Vertragsklausel  gemäß  Artikel  20  der  delegierten  Verordnung 
(EU)  Nr.  639/2014  beantragt  der  Verkäufer  die  Zuweisung  der  Zahlungsansprüche  vorbehaltlich  dieser  Klausel. 
Der  Antrag  enthält  folgende  Angaben:

a) Angaben  zum  Kaufvertrag,  einschließlich  der  betreffenden  Vertragsklausel  und/oder,  auf  Verlangen  des 
Mitgliedstaats,  einer  Kopie  des  Kaufvertrags;

b) die  unter  diese  Vertragsklausel  fallenden  beihilfefähigen  Hektarflächen;

c) Angaben  zur  Identifizierung  des  Betriebsinhabers,  auf  den  gemäß  dieser  Klausel  übertragen  wird,  sofern 
verfügbar  mit  der  eindeutigen  Identifizierung  des  Begünstigten  gemäß  Artikel  8  der  delegierten  Verordnung 
(EU)  Nr.  640/2014.

(2) Ein  Mitgliedstaat  kann  dem  Käufer  erlauben,  die  Zuweisung  der  Zahlungsansprüche  im  Namen  des  Verkäu
fers  zu  beantragen.  In  diesem  Fall  überprüft  der  Mitgliedstaat,  dass  der  Verkäufer  den  Käufer  zu  diesem  Antrag 
ermächtigt  hat.

Artikel  5

Antrag  auf  Zuweisung  von  Zahlungsansprüchen  im  Fall  der  Verpachtung  in  Anwendung  einer  Vertrags
klausel  gemäß  Artikel  21  der  delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  639/2014

(1) Im  Fall  der  Verpachtung  in  Anwendung  einer  Vertragsklausel  gemäß  Artikel  21  der  delegierten  Verordnung 
(EU)  Nr.  639/2014  beantragt  der  Verpächter  die  Zuweisung  der  Zahlungsansprüche  vorbehaltlich  dieser  Klausel. 
Der  Antrag  enthält  folgende  Angaben:

a) Angaben  zum  Pachtvertrag,  einschließlich  der  betreffenden  Vertragsklausel  und/oder,  auf  Verlangen  des 
Mitgliedstaats,  einer  Kopie  des  Pachtvertrags;

(1) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 640/2014 der Kommission vom 11. März 2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 
des Europäischen Parlaments und des Rates über die Finanzierung, die Verwaltung und das Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpo
litik (siehe Seite 48 dieses Amtsblatts).

(2) Verordnung (EU) Nr.  1306/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über die Finanzierung,  die 
Verwaltung und das Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 352/78, (EG) 
Nr. 165/94, (EG) Nr. 2799/98, (EG) Nr. 814/2000, (EG) Nr. 1290/2005 und (EG) Nr. 485/2008 des Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013,
S. 549).
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b) die  unter  diese  Vertragsklausel  fallenden  beihilfefähigen  Hektarflächen;

c) Angaben  zur  Identifizierung  des  Betriebsinhabers,  auf  den  gemäß  dieser  Klausel  übertragen  wird,  sofern 
verfügbar  mit  der  eindeutigen  Identifizierung  des  Begünstigten  gemäß  Artikel  8  der  delegierten  Verordnung 
(EU)  Nr.  640/2014.

(2) Ein  Mitgliedstaat  kann  dem  Pächter  erlauben,  die  Zuweisung  der  Zahlungsansprüche  im  Namen  des 
Verpächters  zu  beantragen.  In  diesem  Fall  überprüft  der  Mitgliedstaat,  dass  der  Verpächter  den  Pächter  zu 
diesem  Antrag  ermächtigt  hat.

Artikel  6

Wert  von  Zahlungsansprüchen  im  Fall  der  Vererbung

(1) In  Mitgliedstaaten,  die  Artikel  25  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  anwenden  und  in  denen 
ein  Betriebsinhaber  —  zusätzlich  zum  Recht  auf  Erhalt  von  Zahlungsansprüchen  gemäß  Artikel  14  Absatz  1  der 
delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  639/2014  —  gemäß  Artikel  24  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  zum 
Erhalt  von  Zahlungsansprüchen  berechtigt  ist,  wird  der  gemäß  Artikel  26  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
festzusetzende  Wert  seiner  Zahlungsansprüche  unter  Berücksichtigung  der  Summe  der  Daten  für  2014  berechnet, 
die  sich  auf  seinen  ursprünglichen  Betrieb  und  auf  den  geerbten  Betrieb  oder  einen  Teil  des  geerbten  Betriebs 
beziehen.

(2) In  Mitgliedstaaten,  die  Artikel  40  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  anwenden  und  in  denen 
ein  Betriebsinhaber  —  zusätzlich  zum  Recht  auf  Erhalt  von  Zahlungsansprüchen  gemäß  Artikel  14  Absatz  1  der 
delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  639/2014  —  gemäß  Artikel  39  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  zum 
Erhalt  von  Zahlungsansprüchen  berechtigt  ist,  basiert  der  gemäß  Artikel  40  Absatz  3  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  festzusetzende  Wert  seiner  Zahlungsansprüche  auf  der  Summe  der  Daten  für  das  betreffende 
Jahr,  die  sich  auf  seinen  ursprünglichen  Betreib  und  den  geerbten  Betrieb  oder  einen  Teil  des  geerbten  Betriebs 
beziehen.

ABSCHNITT  2

Aktivierung  und  Übertragung  von  Zahlungsansprüchen

Artikel  7

Aktivierung  von  Zahlungsansprüchen  im  Fall  des  Verkaufs  oder  der  Verpachtung  in  Anwendung  einer 
Vertragsklausel  gemäß  Artikel  24  Absatz  8  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  oder  der  Artikel  20  und 

21  der  delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  639/2014

(1) Im  Fall  des  Verkaufs  oder  der  Verpachtung  in  Anwendung  einer  Vertragsklausel  gemäß  Artikel  24 
Absatz  8  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  ist  der  erste  Antrag  des  Käufers  oder  Pächters  auf  eine  Zahlung 
im  Rahmen  der  Basisprämienregelung  in  demselben  Jahr  zu  stellen  wie  der  Antrag  auf  Zuweisung  von 
Zahlungsansprüchen  gemäß  Artikel  3  der  vorliegenden  Verordnung.

(2) Im  Fall  des  Verkaufs  in  Anwendung  einer  Vertragsklausel  gemäß  Artikel  20  der  delegierten  Verordnung 
(EU)  Nr.  639/2014  fügt  der  Käufer  seinem  ersten  Antrag  auf  eine  Zahlung  im  Rahmen  der  Basisprämienregelung 
die  Einzelheiten  zum  Kaufvertrag  mit  Angabe  der  betreffenden  Vertragsklausel  und/oder,  auf  Verlangen  des 
Mitgliedstaats,  eine  Kopie  des  Kaufvertrags  bei.  Dieser  Antrag  ist  in  demselben  Jahr  zu  stellen  wie  der  Antrag 
auf  Zuweisung  von  Zahlungsansprüchen  gemäß  Artikel  4  der  vorliegenden  Verordnung.

(3) Im  Fall  der  Verpachtung  in  Anwendung  einer  Vertragsklausel  gemäß  Artikel  21  der  delegierten  Verordnung 
(EU)  Nr.  639/2014  fügt  der  Pächter  seinem  ersten  Antrag  auf  eine  Zahlung  im  Rahmen  der  Basisprämienrege
lung  die  Einzelheiten  zum  Pachtvertrag  mit  Angabe  der  betreffenden  Vertragsklausel  und/oder,  auf  Verlangen  des 
Mitgliedstaats,  eine  Kopie  des  Pachtvertrags  bei.  Dieser  Antrag  ist  in  demselben  Jahr  zu  stellen  wie  der  Antrag 
auf  Zuweisung  von  Zahlungsansprüchen  gemäß  Artikel  5  der  vorliegenden  Verordnung.

Artikel  8

Mitteilung  von  Übertragungen

(1) Im  Fall  der  Übertragung  gemäß  Artikel  34  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  teilt  der  Übertragende  der 
zuständigen  Behörde  die  Übertragung  innerhalb  einer  vom  Mitgliedstaat  festzusetzenden  Frist  mit.

(2) Erhebt  die  zuständige  Behörde  keine  Einwände  gegen  die  Übertragung,  findet  diese  wie  in  der  Mitteilung 
angegeben  statt.  Die  zuständige  Behörde  kann  nur  dann  Einwände  gegen  eine  Übertragung  erheben,  wenn  diese 
nicht  gemäß  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013,  der  delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  639/2014  und  der 
vorliegenden  Verordnung  erfolgt.  Die  zuständige  Behörde  teilt  dem  Übertragenden  ihre  Einwände  baldmöglichst 
mit.
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ABSCHNITT  3

Nationale  oder  regionale  Reserven

Artikel  9

Rückfluss  in  die  nationale  Reserve  oder  in  die  regionalen  Reserven

(1) Für  die  Zwecke  des  Artikels  31  Absatz  1  Buchstabe  a  oder  b  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  gelten 
nicht  genutzte  Zahlungsansprüche  —  außer  in  Fällen  höherer  Gewalt  oder  außergewöhnlicher  Umstände  —  als 
in  die  nationale  Reserve  oder  in  die  regionalen  Reserven  zurückgeflossen  am  Tag  nach  Ablauf  der  Frist,  die  die 
Kommission  auf  Basis  des  Artikels  78  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1306/2013  für  die  Änderung  des 
einzigen  Antrags  im  Rahmen  der  Basisprämienregelung  in  dem  Kalenderjahr,  in  dem  der  in  Artikel  31  Absatz  1 
Buchstabe  a  oder  b  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  genannte  Zeitraum  abläuft,  festsetzt.

(2) Die  Mitgliedstaaten,  die  regionale  Reserven  gemäß  Artikel  30  Absatz  2  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  einrichten,  wenden  die  Vorschriften  für  den  Rückfluss  nicht  genutzter  Zahlungsansprüche  auf 
regionaler  Ebene  an.

KAPITEL  3

ÖKOLOGISIERUNG

Artikel  10

Verfahren  für  die  Mitteilung  und  die  Bewertung  der  unter  die  besonderen  Verpflichtungen  oder  die 
Zertifizierungssysteme  fallenden  Methoden

(1) .  Die  Mitteilungen  gemäß  Artikel  43  Absatz  8  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  sind  im  Fall  der 
Anwendung  im  Jahr  2015  bis  zum  1.  August  2014  und  im  Fall  der  Anwendung  nach  2015  bis  zum  1.  Juli 
vor  dem  Jahr  der  Anwendung  zu  übermitteln.

Diese  Mitteilungen  können  einmal  im  Jahr  geändert  werden,  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Kommission  bis 
zum  1.  Juli  vor  dem  Jahr,  in  dem  die  Änderung  angewendet  wird,  hiervor  unterrichtet  wird.

(2) In  Bezug  auf  die  Verpflichtungen  gemäß  Artikel  43  Absatz  3  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  sind  in  den  Mitteilungen  an  die  Kommission  die  unter  die  Verpflichtung  fallenden  Methoden 
deutlich  zu  beschreiben  und  ist  anzugeben,  welchen  der  in  Artikel  43  Absatz  2  der  genannten  Verordnung 
aufgeführten  Methoden  sie  gleichwertig  sind  und  durch  welche  der  in  Anhang  IX  derselben  Verordnung  aufge
führten  gleichwertigen  Methoden  sie  als  abgedeckt  gelten.  Diese  Mitteilungen  verweisen  auch  auf  die  jeweiligen 
Verpflichtungen  aus  dem  der  Kommission  gemäß  Artikel  10  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1305/2013  des 
Europäischen  Parlaments  und  des  Rates (1)  vorgelegten  oder  von  der  Kommission  gemäß  Artikel  18  Absatz  4 
der  Verordnung  (EG)  Nr.  1698/2005  des  Rates (2)  angenommenen  Programm  zur  Entwicklung  des  ländlichen 
Raums.

(3) In  Bezug  auf  die  Zertifizierungssysteme  gemäß  Artikel  43  Absatz  3  Buchstabe  b  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  sind  in  den  Mitteilungen  an  die  Kommission  die  unter  das  Zertifizierungssystem  fallenden 
Methoden  deutlich  zu  beschreiben  und  ist  anzugeben,  welchen  der  in  Artikel  43  Absatz  2  der  genannten 
Verordnung  aufgeführten  Methoden  sie  gleichwertig  sind  und  durch  welche  der  in  Anhang  IX  derselben  Verord
nung  aufgeführten  gleichwertigen  Methoden  sie  als  abgedeckt  gelten.

(4) Gelangt  die  Kommission  bei  ihrer  Bewertung  zu  dem  Schluss,  dass  die  mitgeteilten  Methoden  im  Rahmen 
der  besonderen  Verpflichtungen  oder  Zertifizierungssysteme  nicht  unter  das  Verzeichnis  in  Anhang  IX  der 
Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  fallen,  so  unterrichtet  sie  den  Mitgliedstaat  innerhalb  von  drei  Monaten  nach 
Erhalt  der  Mitteilung  davon.  Der  Mitgliedstaat  kann  innerhalb  eines  Monats  nach  Erhalt  des  Bescheids  der 
Kommission  zusätzliche  Informationen  übermitteln.  Der  in  Artikel  43  Absatz  8  Unterabsatz  2  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013  vorgesehene  Durchführungsrechtsakt  wird  innerhalb  von  sieben  Monaten  nach  Erhalt  der 
ursprünglichen  Mitteilung  erlassen.

(1) Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über die Förderung der ländli
chen Entwicklung durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) und zur Aufhebung
der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 487).

(2) Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 2005 über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch
den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) (ABl. L 277 vom 21.10.2005, S. 1).
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Artikel  11

Grenzen  für  die  Erhaltung  von  Flächen  mit  Dauergrünland  als  Absolutwert

Die  in  Artikel  45  Absatz  3  Unterabsatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  genannten  Grenzen  für  die 
Bewertung  der  Beibehaltung  von  Flächen  mit  Dauergrünland  als  Absolutwert  bestehen  in  einer  Verringerung  der 
Flächen  mit  Dauergrünland  gemäß  Artikel  45  Absatz  2  Buchstabe  a  der  genannten  Verordnung  um  höchstens 
0,5 %.

KAPITEL  4

GEKOPPELTE  STÜTZUNG

ABSCHNITT  1

Fakultative  gekoppelte  Stützung

Artikel  12

Verfahren  für  die  Bewertung  und  die  Genehmigung  der  in  Artikel  55  Absatz  1  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  genannten  Beschlüsse

Die  Kommission  bewertet  die  in  Artikel  55  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  genannten  Beschlüsse 
auf  ihre  Übereinstimmung  mit  der  genannten  Verordnung,  insbesondere  mit  Blick  auf  den  Nachweis  einer  der  in 
Artikel  55  Absatz  1  genannten  Erfordernisse,  und  auf  ihre  Übereinstimmung  mit  der  delegierten 
Verordnung  (EU)  Nr.  639/2014.

Ist  die  Kommission  der  Auffassung,  dass  sie  aus  den  von  einem  Mitgliedstaat  übermittelten  Informationen  nicht 
folgern  werden  kann,  dass  die  Bedingungen  gemäß  Absatz  1  erfüllt  sind,  so  fordert  sie  den  Mitgliedstaat  auf, 
zusätzliche  Informationen  zu  übermitteln  oder  seinen  Beschluss  zu  überprüfen.

Die  Kommission  erlässt  innerhalb  von  vier  Monaten  nach  Erhalt  aller  erforderlichen  Informationen  einen  Durch
führungsrechtsakt  zur  Genehmigung  oder  Ablehnung  des  Beschlusses  eines  Mitgliedstaats.

ABSCHNITT  2

Kulturspezifische  Zahlung  für  Baumwolle

Artikel  13

Verfahren  für  die  Genehmigung  der  Flächen  und  die  Zulassung  der  Sorten

Das  Verfahren  für  die  Genehmigung  der  Flächen  und  die  Zulassung  der  Sorten  für  die  Zwecke  der  kulturspezifi
schen  Zahlung  für  Baumwolle  gemäß  Artikel  57  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  ist  bis  zum  31.  Januar 
jedes  Jahres  für  die  Aussaat  in  dem  betreffenden  Jahr  abzuschließen.

Artikel  14

Mitteilungen  an  die  Erzeuger

(1) Die  Mitgliedstaaten  teilen  den  Baumwollerzeugern  jeweils  vor  dem  1.  März  jedes  Jahres  folgende  Informati
onen  für  die  Aussaat  in  diesem  Jahr  mit:

a) die  zur  Aussaat  zugelassenen  Sorten;

b) die  Kriterien  für  die  Genehmigung  von  Flächen  für  die  Baumwollerzeugung,  die  sie  gemäß  Artikel  56  der 
delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  639/2014  festgelegt  haben;

c) die  Mindestpflanzdichte  gemäß  Artikel  58  der  delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  639/2014;

d) die  erforderlichen  Anbaumethoden.

(2) Wird  die  Genehmigung  für  eine  Sorte  entzogen,  so  teilen  die  Mitgliedstaaten  den  Erzeugern  dies  vor  dem 
1.  März  für  die  Aussaat  des  folgenden  Jahres  mit.
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KAPITEL  5

VORSCHRIFTEN  FÜR  MITTEILUNGEN

Artikel  15

Mitteilungen,  betreffend  die  Flexibilität  zwischen  den  Säulen

(1) Die  Informationen,  die  der  Kommission  gemäß  Artikel  14  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
und  gemäß  Artikel  136a  Absatz  1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  des  Rates (1)  mitzuteilen  sind,  sind  für 
jedes  Kalenderjahr  bis  2019  in  Form  von  jährlichen  Prozentsätzen  der  in  Artikel  14  Absatz  1  Unterabsatz  1 
der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  und  in  Artikel  136a  Absatz  1  Unterabsatz  1  der  Verordnung  (EG) 
Nr.  73/2009  genannten  jährlichen  nationalen  Obergrenzen  anzugeben.

(2) Die  Informationen,  die  der  Kommission  gemäß  Artikel  14  Absatz  2  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013 
und  gemäß  Artikel  136a  Absatz  1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  mitzuteilen  sind,  sind  für  jedes  Haushalts
jahr  bis  2020  in  Form  von  jährlichen  Prozentsätzen  der  in  Artikel  14  Absatz  2  Unterabsatz  1  der  Verordnung 
(EU)  Nr.  1307/2013  und  in  Artikel  136a  Absatz  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  73/2009  vorgesehenen  jährlichen 
Mittelzuweisungen  für  die  Förderung  von  Maßnahmen  im  Rahmen  der  Programmplanung  für  die  Entwicklung 
des  ländlichen  Raums  anzugeben.

Artikel  16

Mitteilung  über  die  Anhebung  der  Obergrenze  für  die  Basisprämienregelung  gemäß  Artikel  22  Absätze  2 
und  3  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013

Teilt  ein  Mitgliedstaat  der  Kommission  seine  Beschlüsse  gemäß  Artikel  22  Absatz  2  oder  3  der  Verordnung  (EU) 
Nr.  1307/2013  mit,  so  sind  diese  Informationen  der  Kommission  für  jedes  Kalenderjahr  bis  2020  in  Form  von 
Prozentsätzen  der  in  Anhang  II  der  genannten  Verordnung  festgesetzten  jährlichen  nationalen  Obergrenzen  zu 
übermitteln,  abzüglich  des  Betrags,  der  sich  aus  der  Anwendung  des  Artikels  47  Absatz  1  der  genannten 
Verordnung  ergibt.

Artikel  17

Finanzielle  Zuweisungen  im  Rahmen  der  Umverteilungsprämie,  im  Rahmen  der  Zahlung  für  Gebiete  mit 
naturbedingten  Nachteilen  und  im  Rahmen  der  Zahlung  an  Junglandwirte

Teilt  ein  Mitgliedstaat  der  Kommission  seine  Beschlüsse  gemäß  Artikel  42  Absatz  1,  Artikel  49  Absatz  1  und 
Artikel  51  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013  mit,  so  sind  diese  Informationen  der  Kommission  für 
jedes  Kalenderjahr  bis  2020  in  Form  von  Prozentsätzen  der  in  Anhang  II  der  genannten  Verordnung  festge
setzten  jährlichen  nationalen  Obergrenzen  zu  übermitteln.

Artikel  18

Anwendung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  792/2009

Die  in  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1307/2013,  der  delegierten  Verordnung  (EU)  Nr.  639/2014  und  der  vorlie
genden  Verordnung  vorgesehenen  Mitteilungen  werden  nach  Maßgabe  der  Verordnung  (EG)  Nr.  792/2009 
übermittelt.

(1) Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemein
samen  Agrarpolitik  und  mit  bestimmten  Stützungsregelungen  für  Inhaber  landwirtschaftlicher  Betriebe  und  zur  Änderung  der 
Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG) Nr. 378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
(ABl. L 30 vom 31.1.2009, S. 16).
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KAPITEL  6

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel  19

Inkrafttreten  und  Geltungsbeginn

Diese  Verordnung  tritt  am  siebten  Tag  nach  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft.

Sie  gilt  für  Beihilfeanträge  für  auf  das  Kalenderjahr  2014  folgende  Kalenderjahre.

Diese  Verordnung  ist  in  allen  ihren  Teilen  verbindlich  und  gilt  unmittelbar  in  jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel,  den  16.  Juni  2014.

Für  die  Kommission

Der  Präsident

José  Manuel  BARROSO
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